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Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde,

Sie haben ROLAND als Rechtsschutz-Partner gewählt. Danke für Ihr Vertrauen. Sie besitzen nun
einen wertvollen Schutz, mit dem Sie im Ernstfall Ihr Recht verteidigen können. 

Die nachfolgende Information gibt Ihnen einen Überblick über Ihre Rechte und Pflichten aus
dem Versicherungsvertrag.

Dem jeweiligen Vertrag liegen zugrunde:

Die Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2007, Stand 01/2008)

Die zum jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbarten Tarifbestimmungen und Besonderen 
Bedingungen.

Unter Bezugnahme auf den Anhang weisen wir ergänzend auf Folgendes hin:

Rücktrittsrecht
Wir weisen ausdrücklich auf Ihr Rücktrittsrecht gemäß § 5 b VersVG hin.

Konsumentenschutz
Ihre Rechte entnehmen Sie bitte dem § 3 des Konsumentenschutzgesetzes.

Anwendbares Recht
Auf das Vertragsverhältnis wird österreichisches Recht angewendet. Die entsprechenden 
Gesetzestexte entnehmen Sie bitte dem Anhang.

Hinweis gemäß § 9 a) Versicherungsaufsichtsgesetz
Den Versicherungsvertrag betreffende Beschwerden können an die Finanzmarktaufsicht (FMA),
Bereich Versicherungs- und Pensionskassenaufsicht, Praterstraße 23, 1020 Wien, gerichtet werden.
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Direktion für Österreich
Mariannengasse 14
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Sitz der Gesellschaft:
Deutz-Kalker Straße 46
D-50679 Köln
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Allgemeine Bedingungen für die
Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2007, Stand 01/2008)
Einführung
Bitte beachten Sie, dass nur die Gemeinsamen, die Beson-
deren Bestimmungen sowie die Ergänzenden Bestimmungen
zusammen den Umfang und die Voraussetzungen des
Versicherungsschutzes beschreiben. Die Gemeinsamen
Bestimmungen gelten in jedem Fall, die Besonderen und
Ergänzenden Bestimmungen nur soweit, als sie im jeweiligen
Versicherungsvertrag vereinbart sind.

Die in den Besonderen Bestimmungen beschriebenen Rechts-
schutz-Bausteine (Risiken) werden in Form von Rechtsschutz-
Kombinationen angeboten.

Umfang und Preis dieser Kombinationen sind im Tarif geregelt
und werden im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart. 
Jene Gesetzesstellen, auf die im Rahmen der Bedingungen
Bezug genommen wird, finden Sie im Anhang.

Gemeinsame Bestimmungen Seite

Besondere Bestimmungen

Artikel 17 Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuge
(Fahrzeug-Rechtsschutz) je nach Vereinbarung mit oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz 11

Artikel 18 Schadenersatz, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz) 13

Artikel 19 Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz 14

Artikel 20 Straf-Rechtsschutz 15

Artikel 21 Arbeitsgerichts-Rechtsschutz 16

Artikel 22 Sozialversicherungs-Rechtsschutz 17

Artikel 23 Beratungs-Rechtsschutz 17

Artikel 24 Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz 17

Artikel 25 Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete 18

Artikel 26 Rechtsschutz in Erbrechtssachen 19

Artikel 27 Rechtsschutz in Familienrechtssachen 19

Ergänzende Bestimmungen

Klausel 1 Opfer- und Anti-Stalking-Rechtsschutz 21

Klausel 2 Daten-Rechtsschutz 21

Klausel 3 Steuer-Rechtsschutz 21

Klausel 4 Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz 22

Artikel 1 Was ist Gegenstand der Versicherung? 4

Artikel 2 Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten? 4

Artikel 3 Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung? (Zeitlicher Geltungsbereich) 4

Artikel 4 Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich) 4

Artikel 5 Wer ist mitversichert und unter welchen Voraussetzungen können
mitversicherte Personen Deckungsansprüche geltend machen? 4

Artikel 6 Welche Leistungen erbringt der Versicherer? 5

Artikel 7 Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen? 6

Artikel 8 Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung seines
Deckungsanspruches zu beachten? (Obliegenheiten) 7

Artikel 9 Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch des Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?
Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer über
die Art der Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu geschehen? (Schiedsgutachterverfahren) 7

Artikel 10 Wer wählt den Rechtsvertreter aus, durch wen und wann wird dieser
beauftragt und was hat bei Vorliegen einer Interessenkollision zu geschehen? 8

Artikel 11 Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder verpfändet werden
und wann gehen Ansprüche auf den Versicherer über? 9

Artikel 12 Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezahlen
und wann beginnt der Versicherungsschutz? 9

Artikel 13 Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicherten Risikos? 9

Artikel 14 Wann verändern sich Prämie und Versicherungssumme? (Wertanpassung) 9

Artikel 15 Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Versicherungsvertrag
oder endet er vorzeitig? 10

Artikel 16 In welcher Form sind Erklärungen abzugeben? 10

Verhalten im Schadenfall 39
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Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 1
Was ist Gegenstand der Versicherung?

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers und trägt die dem Versiche-
rungsnehmer dabei entstehenden Kosten.

Dieser Versicherungsschutz wird nach den Gemeinsamen und Be-
sonderen Bestimmungen geboten und bezieht sich auf die jeweils
vereinbarten Risiken.

Artikel 2
Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten?

1. Bei der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Art. 17.2.1.1., Art. 18.2.1., Art. 19.2.1. und Art. 25.2.3. gilt als
Versicherungsfall das dem Anspruch zugrunde liegende Schaden-
ereignis. Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt die-
ses Schadenereignisses.

Bei Schäden infolge einer Umweltstörung, die auf einen vom
ordnungsgemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen abwei-
chenden, einzelnen, plötzlich eingetretenen Vorfall zurück-
zuführen sind, gilt dieser Vorfall (= Störfall) als Versicherungsfall.
Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt dieses Stör-
falles.

Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffenheit von
Luft, Erdreich oder Gewässern.

2. Im Beratungs-Rechtsschutz (Art. 23.3.) und in bestimmten
Fällen des Rechtsschutzes für Grundstückseigentum und Miete 
(Art. 25.4.) sowie des Rechtsschutzes in Familienrechtssachen
(Art. 27.4.) gelten die dort beschriebenen Sonderregelungen.

3. In den übrigen Fällen gilt als Versicherungsfall der tatsächliche
oder behauptete Verstoß des Versicherungsnehmers, Gegners
oder eines Dritten gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschrif-
ten; der Versicherungsfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten,
in dem eine der genannten Personen begonnen hat oder begon-
nen haben soll, gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften
zu verstoßen.

Bei mehreren Verstößen ist der erste, adäquat ursächliche
Verstoß maßgeblich, wobei Verstöße, die länger als ein Jahr vor
Versicherungsbeginn zurückliegen, für die Feststellung des Ver-
sicherungsfalles außer Betracht bleiben. Im Führerschein-Rechts-
schutz (Art. 17.2.3. und Art. 18.2.3.) ist bei mehreren Verstößen
derjenige maßgeblich, der die Abnahme oder Entziehung
unmittelbar auslöst.

Artikel 3
Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung?
(Zeitlicher Geltungsbereich)

1. Die Versicherung erstreckt sich auf Versicherungsfälle, die wäh-
rend der Laufzeit des Versicherungsvertrages eintreten.

2. Löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung des Versiche-
rungsnehmers, des Gegners oder eines Dritten, die vor Versiche-
rungsbeginn vorgenommen wurde, den Versicherungsfall
gemäß Art. 2.3. aus, besteht kein Versicherungsschutz.

Willenserklärungen oder Rechtshandlungen, die länger als ein
Jahr vor Versicherungsbeginn vorgenommen wurden, bleiben
dabei außer Betracht.

3. Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungsnehmer später
als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrages für
das betreffende Risiko geltend gemacht, besteht unabhängig
davon, wann der Versicherungsnehmer Kenntnis vom Eintritt
eines Versicherungsfalles erlangt, kein Versicherungsschutz.

4. Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz zeitlich begrenzt
durch die Bestimmungen über Prämienzahlung und Beginn des
Versicherungsschutzes (Art. 12) und die in den Besonderen
Bestimmungen geregelten Wartefristen (Art. 21 bis 27).

Artikel 4
Wo gilt die Versicherung?
(Örtlicher Geltungsbereich)

Soweit nicht in den Besonderen Bestimmungen oder in der Polizze
etwas anderes geregelt oder vereinbart ist, gilt:

Versicherungsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen in Europa (im geografischen Sinn), den außereuropäischen
Mittelmeeranrainerstaaten, auf den Kanarischen Inseln, Madeira oder
den Azoren – auch auf Flug- und Schiffsreisen innerhalb des äußeren
Geltungsbereiches – erfolgt und ein Gericht oder eine Verwaltungs-
behörde innerhalb dieses Geltungsbereiches zuständig ist oder wäre,
würde ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingeleitet werden.

Artikel 5
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen können
mitversicherte Personen Deckungsansprüche geltend machen?

1. Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in den Beson-
deren Bestimmungen jeweils genannten mitversicherten Personen.

2. Ist in den Besonderen Bestimmungen bzw. in der Polizze die
Mitversicherung von Angehörigen vorgesehen, so umfasst der
Versicherungschutz

– seinen in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden Ehegatten
oder verschieden- oder gleichgeschlechtlichen Lebensgefährten,

– deren Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder;
Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher Gemeinschaft
mit dem Versicherungsnehmer leben) wenn diese das 
27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sich in Ausbildung
bzw. in einem Lehrverhältnis befinden und nicht erwerbstätig
und ledig sind, oder unter der Sachwalterschaft des Versiche-
rungsnehmers oder seines in häuslicher Gemeinschaft mit ihm
lebenden Ehegatten oder Lebensgefährten stehen. Unter diesen
Voraussetzungen besteht Versicherungsschutz auch für Kinder
während der Ableistung des Präsenz- bzw. Zivildienstes, wenn
dieser nahtlos an die Ausbildung bzw. das Lehrverhältnis an-
schließt oder die Ausbildung bzw. das Lehrverhältnis durch die
Ableistung des Präsenz- bzw. Zivildienstes unterbrochen wird.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen gelten
sinngemäß auch für die mitversicherten Personen; das trifft insbe-
sondere auch für die Erfüllung von Obliegenheiten zu (Art. 8).

3. Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche gegenüber
dem Versicherer nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers
geltend machen.

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung zu
widerrufen, wenn mitversicherte Personen Versicherungsschutz
für die Anfechtung einer Entscheidung oder die Einleitung eines
anderen Verfahrens verlangen. Der Versicherungsschutz entfällt
ab dem Zeitpunkt, zu dem die entsprechende Erklärung des Ver-
sicherungsnehmers beim Versicherer einlangt.

4. Der Anspruch des Versicherungsnehmers auf Versicherungs-
schutz geht auf die eingeantworteten Erben des Versicherungs-
nehmers über, wenn der Versicherungsfall vor dessen Ableben
eingetreten ist.

5. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Personen, für die
der Versicherungsnehmer nach dem Gesetz unterhaltspflichtig
war, wenn sie aufgrund des Ablebens des Versicherungsnehmers
eigene Schadenersatzansprüche geltend machen.

Artikel 6
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?

1. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, über-
nimmt der Versicherer im Falle seiner Leistungspflicht die ab
dem Zeitpunkt der Geltendmachung des Deckungsanspruches
entstehenden Kosten gemäß Pkt. 8., soweit sie für die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers
notwendig sind.

2. Kosten, die vor diesem Zeitpunkt entstanden sind, sind vom
Versicherungsschutz nur dann umfasst, wenn sie nicht früher als
vier Wochen vor der Geltendmachung des Deckungsanspru-
ches durch Maßnahmen des Gegners, eines Gerichtes oder
einer Verwaltungsbehörde oder durch unaufschiebbare Maß-
nahmen im Interesse des Versicherungsnehmers ausgelöst
worden sind.

3. Notwendig sind die Kosten, wenn die Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung zweckentsprechend und nicht mutwillig ist
und hinreichende Aussicht auf deren Erfolg besteht.

Die Prüfung der Erfolgsaussicht gemäß Artikel 9 unterbleibt im
Straf-, Führerschein- und Beratungs-Rechtsschutz.

4. Der Versicherungsschutz erstreckt sich, soweit die Besonderen
Bestimmungen nichts anderes vorsehen (Artikel 21, 22, 25, 26
und 27), auf die

– außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen durch
den Versicherer oder durch den von ihm beauftragten Rechts-
anwalt und

– auf die Vertretung vor staatlichen Gerichten und Verwaltungs-
behörden in allen Instanzen.

5. Für das Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungs-
gerichtshof besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn dies in
den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorgesehen ist
(Art. 17,18, 21 und 22).

6. Soweit in den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorge-
sehen, besteht Versicherungsschutz auch für die Kosten außer-
gerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation, sofern es vor
Einleitung eines Verfahrens vor staatlichen Gerichten oder Ver-
waltungsbehörden (Art. 21, 25, 26 und 27) oder während 
der Anhängigkeit eines Verfahrens vor staatlichen Gerichten
(Art. 27) zu einem Mediationsverfahren kommt.

7. Soweit in den Besonderen Bedingungen ausdrücklich vorge-
sehen, besteht Versicherungsschutz auch für Beratungs- und
Vertretungshandlungen bei Diversionsmaßnahmen.

8. Der Versicherer zahlt

8.1. die angemessenen Kosten des für den Versicherungsneh-
mer tätigen inländischen Rechtsanwaltes bis zur Höhe des
Rechtsanwaltstarifgesetzes oder, sofern dort die Ent-
lohnung für anwaltliche Leistungen nicht geregelt ist, 
bis zur Höhe der Allgemeinen Honorar-Kriterien für Rechts-
anwälte.

In gerichtlichen und verwaltungsbehördlichen Verfahren
werden Nebenleistungen des Rechtsanwaltes maximal in
Höhe des nach dem jeweiligen Tarif zulässigen Einheits-
satzes gezahlt.

Wird anstelle des Rechtsanwaltes eine andere zur berufs-
mäßigen Parteienvertretung befugte Person tätig, werden
deren Kosten nach den für sie geltenden Richtlinien, maxi-
mal jedoch bis zur Höhe des Rechtsanwaltstarifgesetzes,
übernommen.

Im Ausland werden die angemessenen Kosten einer zur
berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person nach
den dort geltenden Richtlinien übernommen.

8.2. die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten
Vorschüsse und Gebühren für die von einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde beigezogenen Sachverstän-
digen, Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse und
Gebühren für das gerichtliche oder verwaltungsbehörd-
liche Verfahren.

Nicht ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffentlichungen
und strafrechtliche Vollzugsmaßnahmen.

8.3. im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit der
Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist.

Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versicherer
im Strafverfahren gegen den Versicherungsnehmer auch
die Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaranklage.

8.4. die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungsneh-
mers zu und von einem ausländischen Gericht, wenn sein
Erscheinen als Beschuldigter oder Partei von diesem ange-
ordnet wurde oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen
erforderlich ist.

Eine Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisenbahn-
kosten zweiter Klasse einschließlich Zuschlägen. Steht die-
ses Transportmittel nicht zur Verfügung, ersetzt der Ver-
sicherer die Kosten eines vergleichbaren öffentlichen Ver-
kehrsmittels (Autobus, Fähre) bis zum nächstgelegenen
Bahnanschluss. Ist der Ort der Einvernahme mehr als 
1.500 km vom Wohnsitz des Versicherungsnehmers ent-
fernt, erfolgt eine Kostenerstattung für einen Linienflug der
Economyclass.

8.5. darlehensweise bis zu der in der Polizze angegebenen 
Höhe jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im Aus-
land aufgewendet werden müssen, um einstweilen von
Strafverfolgungsmaßnahmen verschont zu bleiben (Straf-
kaution). Dieses Darlehen ist vom Versicherungsnehmer
innerhalb von sechs Monaten ab Zahlung durch den Ver-
sicherer unverzinst zurückzuzahlen.

8.6. Kosten gemäß Pkt. 8.1., Pkt. 8.2. und Pkt. 8.4.

– exklusive Umsatzsteuer, wenn der Versicherungsnehmer
vorsteuerabzugsberechtigt ist;

– unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen, wenn
und solange Teilzahlungen durch die Gegenseite Kapital
und Zinsen nicht übersteigen (ausgenommen Inkassofälle
gemäß Art. 24.2.4.).

8.7. Kosten des Mediators bis maximal 1 Prozent der Versiche-
rungssumme, in Fällen einer Co-Mediation bis maximal 
2 Prozent der Versicherungssumme.

9. Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt:

9.1. Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Versiche-
rungsfall für den Versicherungsnehmer und die mitver-
sicherten Personen zu erbringenden Leistungen bildet die
im Zeitpunkt des Versicherungsfalles laut Vertrag gültige
Versicherungssumme.

9.2. Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich
zusammenhängenden, einheitlichen Vorgang darstellen,
steht die Versicherungssumme nur einmal zur Verfügung.
Ihre Höhe bestimmt sich nach dem Zeitpunkt des ersten
Versicherungsfalles.
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Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 1
Was ist Gegenstand der Versicherung?

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers und trägt die dem Versiche-
rungsnehmer dabei entstehenden Kosten.

Dieser Versicherungsschutz wird nach den Gemeinsamen und Be-
sonderen Bestimmungen geboten und bezieht sich auf die jeweils
vereinbarten Risiken.

Artikel 2
Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten?

1. Bei der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Art. 17.2.1.1., Art. 18.2.1., Art. 19.2.1. und Art. 25.2.3. gilt als
Versicherungsfall das dem Anspruch zugrunde liegende Schaden-
ereignis. Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt die-
ses Schadenereignisses.

Bei Schäden infolge einer Umweltstörung, die auf einen vom
ordnungsgemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen abwei-
chenden, einzelnen, plötzlich eingetretenen Vorfall zurück-
zuführen sind, gilt dieser Vorfall (= Störfall) als Versicherungsfall.
Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt dieses Stör-
falles.

Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffenheit von
Luft, Erdreich oder Gewässern.

2. Im Beratungs-Rechtsschutz (Art. 23.3.) und in bestimmten
Fällen des Rechtsschutzes für Grundstückseigentum und Miete 
(Art. 25.4.) sowie des Rechtsschutzes in Familienrechtssachen
(Art. 27.4.) gelten die dort beschriebenen Sonderregelungen.

3. In den übrigen Fällen gilt als Versicherungsfall der tatsächliche
oder behauptete Verstoß des Versicherungsnehmers, Gegners
oder eines Dritten gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschrif-
ten; der Versicherungsfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten,
in dem eine der genannten Personen begonnen hat oder begon-
nen haben soll, gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften
zu verstoßen.

Bei mehreren Verstößen ist der erste, adäquat ursächliche
Verstoß maßgeblich, wobei Verstöße, die länger als ein Jahr vor
Versicherungsbeginn zurückliegen, für die Feststellung des Ver-
sicherungsfalles außer Betracht bleiben. Im Führerschein-Rechts-
schutz (Art. 17.2.3. und Art. 18.2.3.) ist bei mehreren Verstößen
derjenige maßgeblich, der die Abnahme oder Entziehung
unmittelbar auslöst.

Artikel 3
Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung?
(Zeitlicher Geltungsbereich)

1. Die Versicherung erstreckt sich auf Versicherungsfälle, die wäh-
rend der Laufzeit des Versicherungsvertrages eintreten.

2. Löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung des Versiche-
rungsnehmers, des Gegners oder eines Dritten, die vor Versiche-
rungsbeginn vorgenommen wurde, den Versicherungsfall
gemäß Art. 2.3. aus, besteht kein Versicherungsschutz.

Willenserklärungen oder Rechtshandlungen, die länger als ein
Jahr vor Versicherungsbeginn vorgenommen wurden, bleiben
dabei außer Betracht.

3. Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungsnehmer später
als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrages für
das betreffende Risiko geltend gemacht, besteht unabhängig
davon, wann der Versicherungsnehmer Kenntnis vom Eintritt
eines Versicherungsfalles erlangt, kein Versicherungsschutz.

4. Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz zeitlich begrenzt
durch die Bestimmungen über Prämienzahlung und Beginn des
Versicherungsschutzes (Art. 12) und die in den Besonderen
Bestimmungen geregelten Wartefristen (Art. 21 bis 27).

Artikel 4
Wo gilt die Versicherung?
(Örtlicher Geltungsbereich)

Soweit nicht in den Besonderen Bestimmungen oder in der Polizze
etwas anderes geregelt oder vereinbart ist, gilt:

Versicherungsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen in Europa (im geografischen Sinn), den außereuropäischen
Mittelmeeranrainerstaaten, auf den Kanarischen Inseln, Madeira oder
den Azoren – auch auf Flug- und Schiffsreisen innerhalb des äußeren
Geltungsbereiches – erfolgt und ein Gericht oder eine Verwaltungs-
behörde innerhalb dieses Geltungsbereiches zuständig ist oder wäre,
würde ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingeleitet werden.

Artikel 5
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen können
mitversicherte Personen Deckungsansprüche geltend machen?

1. Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in den Beson-
deren Bestimmungen jeweils genannten mitversicherten Personen.

2. Ist in den Besonderen Bestimmungen bzw. in der Polizze die
Mitversicherung von Angehörigen vorgesehen, so umfasst der
Versicherungschutz

– seinen in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden Ehegatten
oder verschieden- oder gleichgeschlechtlichen Lebensgefährten,

– deren Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder;
Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher Gemeinschaft
mit dem Versicherungsnehmer leben) wenn diese das 
27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sich in Ausbildung
bzw. in einem Lehrverhältnis befinden und nicht erwerbstätig
und ledig sind, oder unter der Sachwalterschaft des Versiche-
rungsnehmers oder seines in häuslicher Gemeinschaft mit ihm
lebenden Ehegatten oder Lebensgefährten stehen. Unter diesen
Voraussetzungen besteht Versicherungsschutz auch für Kinder
während der Ableistung des Präsenz- bzw. Zivildienstes, wenn
dieser nahtlos an die Ausbildung bzw. das Lehrverhältnis an-
schließt oder die Ausbildung bzw. das Lehrverhältnis durch die
Ableistung des Präsenz- bzw. Zivildienstes unterbrochen wird.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen gelten
sinngemäß auch für die mitversicherten Personen; das trifft insbe-
sondere auch für die Erfüllung von Obliegenheiten zu (Art. 8).

3. Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche gegenüber
dem Versicherer nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers
geltend machen.

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung zu
widerrufen, wenn mitversicherte Personen Versicherungsschutz
für die Anfechtung einer Entscheidung oder die Einleitung eines
anderen Verfahrens verlangen. Der Versicherungsschutz entfällt
ab dem Zeitpunkt, zu dem die entsprechende Erklärung des Ver-
sicherungsnehmers beim Versicherer einlangt.

4. Der Anspruch des Versicherungsnehmers auf Versicherungs-
schutz geht auf die eingeantworteten Erben des Versicherungs-
nehmers über, wenn der Versicherungsfall vor dessen Ableben
eingetreten ist.

5. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Personen, für die
der Versicherungsnehmer nach dem Gesetz unterhaltspflichtig
war, wenn sie aufgrund des Ablebens des Versicherungsnehmers
eigene Schadenersatzansprüche geltend machen.

Artikel 6
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?

1. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, über-
nimmt der Versicherer im Falle seiner Leistungspflicht die ab
dem Zeitpunkt der Geltendmachung des Deckungsanspruches
entstehenden Kosten gemäß Pkt. 8., soweit sie für die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers
notwendig sind.

2. Kosten, die vor diesem Zeitpunkt entstanden sind, sind vom
Versicherungsschutz nur dann umfasst, wenn sie nicht früher als
vier Wochen vor der Geltendmachung des Deckungsanspru-
ches durch Maßnahmen des Gegners, eines Gerichtes oder
einer Verwaltungsbehörde oder durch unaufschiebbare Maß-
nahmen im Interesse des Versicherungsnehmers ausgelöst
worden sind.

3. Notwendig sind die Kosten, wenn die Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung zweckentsprechend und nicht mutwillig ist
und hinreichende Aussicht auf deren Erfolg besteht.

Die Prüfung der Erfolgsaussicht gemäß Artikel 9 unterbleibt im
Straf-, Führerschein- und Beratungs-Rechtsschutz.

4. Der Versicherungsschutz erstreckt sich, soweit die Besonderen
Bestimmungen nichts anderes vorsehen (Artikel 21, 22, 25, 26
und 27), auf die

– außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen durch
den Versicherer oder durch den von ihm beauftragten Rechts-
anwalt und

– auf die Vertretung vor staatlichen Gerichten und Verwaltungs-
behörden in allen Instanzen.

5. Für das Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungs-
gerichtshof besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn dies in
den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorgesehen ist
(Art. 17,18, 21 und 22).

6. Soweit in den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorge-
sehen, besteht Versicherungsschutz auch für die Kosten außer-
gerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation, sofern es vor
Einleitung eines Verfahrens vor staatlichen Gerichten oder Ver-
waltungsbehörden (Art. 21, 25, 26 und 27) oder während 
der Anhängigkeit eines Verfahrens vor staatlichen Gerichten
(Art. 27) zu einem Mediationsverfahren kommt.

7. Soweit in den Besonderen Bedingungen ausdrücklich vorge-
sehen, besteht Versicherungsschutz auch für Beratungs- und
Vertretungshandlungen bei Diversionsmaßnahmen.

8. Der Versicherer zahlt

8.1. die angemessenen Kosten des für den Versicherungsneh-
mer tätigen inländischen Rechtsanwaltes bis zur Höhe des
Rechtsanwaltstarifgesetzes oder, sofern dort die Ent-
lohnung für anwaltliche Leistungen nicht geregelt ist, 
bis zur Höhe der Allgemeinen Honorar-Kriterien für Rechts-
anwälte.

In gerichtlichen und verwaltungsbehördlichen Verfahren
werden Nebenleistungen des Rechtsanwaltes maximal in
Höhe des nach dem jeweiligen Tarif zulässigen Einheits-
satzes gezahlt.

Wird anstelle des Rechtsanwaltes eine andere zur berufs-
mäßigen Parteienvertretung befugte Person tätig, werden
deren Kosten nach den für sie geltenden Richtlinien, maxi-
mal jedoch bis zur Höhe des Rechtsanwaltstarifgesetzes,
übernommen.

Im Ausland werden die angemessenen Kosten einer zur
berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person nach
den dort geltenden Richtlinien übernommen.

8.2. die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten
Vorschüsse und Gebühren für die von einem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde beigezogenen Sachverstän-
digen, Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse und
Gebühren für das gerichtliche oder verwaltungsbehörd-
liche Verfahren.

Nicht ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffentlichungen
und strafrechtliche Vollzugsmaßnahmen.

8.3. im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit der
Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist.

Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versicherer
im Strafverfahren gegen den Versicherungsnehmer auch
die Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaranklage.

8.4. die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungsneh-
mers zu und von einem ausländischen Gericht, wenn sein
Erscheinen als Beschuldigter oder Partei von diesem ange-
ordnet wurde oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen
erforderlich ist.

Eine Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisenbahn-
kosten zweiter Klasse einschließlich Zuschlägen. Steht die-
ses Transportmittel nicht zur Verfügung, ersetzt der Ver-
sicherer die Kosten eines vergleichbaren öffentlichen Ver-
kehrsmittels (Autobus, Fähre) bis zum nächstgelegenen
Bahnanschluss. Ist der Ort der Einvernahme mehr als 
1.500 km vom Wohnsitz des Versicherungsnehmers ent-
fernt, erfolgt eine Kostenerstattung für einen Linienflug der
Economyclass.

8.5. darlehensweise bis zu der in der Polizze angegebenen 
Höhe jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im Aus-
land aufgewendet werden müssen, um einstweilen von
Strafverfolgungsmaßnahmen verschont zu bleiben (Straf-
kaution). Dieses Darlehen ist vom Versicherungsnehmer
innerhalb von sechs Monaten ab Zahlung durch den Ver-
sicherer unverzinst zurückzuzahlen.

8.6. Kosten gemäß Pkt. 8.1., Pkt. 8.2. und Pkt. 8.4.

– exklusive Umsatzsteuer, wenn der Versicherungsnehmer
vorsteuerabzugsberechtigt ist;

– unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen, wenn
und solange Teilzahlungen durch die Gegenseite Kapital
und Zinsen nicht übersteigen (ausgenommen Inkassofälle
gemäß Art. 24.2.4.).

8.7. Kosten des Mediators bis maximal 1 Prozent der Versiche-
rungssumme, in Fällen einer Co-Mediation bis maximal 
2 Prozent der Versicherungssumme.

9. Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt:

9.1. Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Versiche-
rungsfall für den Versicherungsnehmer und die mitver-
sicherten Personen zu erbringenden Leistungen bildet die
im Zeitpunkt des Versicherungsfalles laut Vertrag gültige
Versicherungssumme.

9.2. Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich
zusammenhängenden, einheitlichen Vorgang darstellen,
steht die Versicherungssumme nur einmal zur Verfügung.
Ihre Höhe bestimmt sich nach dem Zeitpunkt des ersten
Versicherungsfalles.
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9.3. Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrneh-
mung ihrer rechtlichen Interessen Versicherungsschutz aus
einem oder mehreren Versicherungsverträgen und sind 
ihre Interessen aufgrund der gleichen oder einer gleicharti-
gen Ursache gegen den-/dieselben Gegner gerichtet, ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung vorerst auf die
außergerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen Interessen
der Versicherungsnehmer und die Führung notwendiger
Musterprozesse durch von ihm ausgewählte Rechtsvertreter
zu beschränken.

Wenn oder sobald die Versicherungsnehmer durch diese
Maßnahmen nicht ausreichend gegen einen Verlust ihrer
Ansprüche, insbesondere durch drohende Verjährung, ge-
schützt sind, übernimmt der Versicherer darüber hinaus die
Kosten für Gemeinschaftsklagen oder sonstige gemein-
schaftliche Formen außergerichtlicher und gerichtlicher
Interessenwahrnehmungen durch von ihm ausgewählte
Rechtsvertreter.

Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in allgemei-
nen Verwaltungsverfahren bzw. vor dem Verfassungs- oder
Verwaltungsgerichtshof umfasst, können diese Bestimmun-
gen sinngemäß angewandt werden.

9.4. Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kosten nur 
in dem Umfang, der dem Verhältnis des Obsiegens zum
Unterliegen entspricht.

9.5. Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (z. B. Urteil) trägt der
Versicherer Kosten der Rechtsverwirklichung aller Exeku-
tionsversuche einschließlich der Anmeldung der Forderung
in einem Insolvenzverfahren, begrenzt mit fünf Prozent der
Versicherungssumme.

Bei einem Insolvenzverfahren über das Vermögen des Geg-
ners vor dem Vorliegen eines rechtskräftigen Titels über-
nimmt der Versicherer neben den Kosten der Anmeldung
der Forderung ausschließlich die Kosten des durch eine
Bestreitung notwendigen Zivilverfahrens.

9.6. Treffen bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Interessen
Ansprüche zusammen, für die teils Versicherungsschutz
besteht, teils nicht, trägt der Versicherer nur jene Kosten,
die auch ohne Berücksichtigung der nicht unter Versiche-
rungsschutz stehenden Ansprüche von ihm zu überneh-
men wären. Lässt sich die Leistungspflicht danach nicht
bestimmen, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im
Verhältnis der Streitwerte (Bemessungsgrundlagen) zuein-
ander.

Werden bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Interessen
vom Gegner Forderungen aufrechnungsweise geltend ge-
macht, für deren Abwehr kein Versicherungsschutz be-
steht, trägt der Versicherer nur die Kosten, die der Versiche-
rungsnehmer nach den Kostenersatzbestimmungen der
Zivilprozessordnung zu tragen hätte, wenn nur seine Aktiv-
forderung Gegenstand der Interessenswahrnehmung ge-
wesen wäre.

Bei einem Vergleich gilt Pkt. 9.4. bezogen auf die unter Ver-
sicherungsschutz stehenden Ansprüche.

Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Strafverfahrens, für
die teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, trägt der
Versicherer die Kosten der Verteidigung und des Verfahrens
anteilig im Verhältnis der Bemessungsgrundlagen für die
Honorierung anwaltlicher Leistungen.

9.7. Erfolgt in demselben Verfahren die Wahrnehmung zivil-
rechtlicher Interessen versicherter und nicht versicherter
Personen, so trägt der Versicherer die Kosten anteilig.

9.8. Ist vertraglich ein Selbstbehalt vereinbart, so trägt der Ver-
sicherer nur die den Selbstbehalt übersteigenden Kosten.

Artikel 7
Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?

1. Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung recht-
licher Interessen

1.1. im Zusammenhang mit

– Kriegsereignissen, feindseligen und terroristischen Hand-
lungen, inneren Unruhen, Gewalttätigkeiten anlässlich
einer öffentlichen Ansammlung oder Kundgebung;

– Ereignissen, die in außergewöhnlichem Umfang Perso-
nen- oder Sachschäden bewirken (Katastrophen im
Sinne der Katastrophenhilfegesetze) sowie mit Ereignis-
sen, die auf allmähliche Einwirkung zurückzuführen sind;

– nuklearen Ereignissen oder Ereignissen, die genetische
Schäden zur Folge haben, soweit diese nicht auf eine
medizinische Behandlung zurückzuführen sind;

1.2. im Zusammenhang mit

– hoheitsrechtlichen Anordnungen, die aufgrund einer Aus-
nahmesituation an eine Personenmehrheit gerichtet sind;

– Akten der Hoheitsverwaltung wie insbesondere in Ent-
eignungs-, Flurverfassungs-, Raumordnungs-, Grundver-
kehrs- und Grundbuchangelegenheiten;

1.3. aus dem Bereich des Gesellschafts-, Genossenschafts- 
und Vereinsrechtes; des Rechtes der Stillen Gesellschaften
sowie des Rechtes der Kirchen und Religionsgemeinschaften;

1.4. aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonstigen Abgaben-
rechtes;

1.5. aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer
Personen sowie aus dem Bereich des Handelsvertreter-
rechtes;

1.6. aus dem Bereich des

– Immaterialgüterrechtes und im Zusammenhang mit
Verträgen, die Immaterialgüterrechte zum Gegenstand
haben;

– Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechtes;

1.7. im Zusammenhang mit der Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentümer oder Pächter von Jagdgebieten,
Fischereigewässern, Jagd- und Fischereirechten;

1.8. im Zusammenhang mit

– der Errichtung oder baubehördlich genehmigungs-
pflichtigen Veränderung von Gebäuden, Gebäudeteilen,
Grundstücken oder Wohnungen, die sich im Eigentum
oder Besitz des Versicherungsnehmers befinden oder
von ihm erworben werden;

– der Planung derartiger Maßnahmen;

– der Finanzierung des Bauvorhabens einschließlich des
Grundstückerwerbes.

Dieser Ausschluss gilt nicht für die Geltendmachung von
Personenschäden sowie im Straf-Rechtsschutz;

1.9. im Zusammenhang mit

– Spiel- oder Wettverträgen, Termin-, Options- oder
Spekulationsgeschäften, sowie Auseinandersetzungen
darüber mit Kreditgebern, Vermittlern, Beauftragten
oder sonstigen Anspruchsgegnern;

– Gewinnzusagen oder anderen vergleichbaren Mit-
teilungen;

– Timesharing und Teilnutzungsverträgen;

– Vorkaufsrechten, Wiederverkaufsrechten und Vorver-
trägen zu Verträgen über unbewegliche Sachen;

– Unternehmenspachtverträgen.

1.10. aus Versicherungsverträgen mit der ROLAND Rechts-
schutz-Versicherungs-AG.

2. Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlossen

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mitversicherter Per-
sonen untereinander und gegen den Versicherungsnehmer;

2.2. Auseinandersetzungen aus Verträgen, mit denen durch
Wechselbegebung, Vergleich, Anerkenntnis oder ähnliche
Vereinbarungen eine neue Rechtsgrundlage geschaffen
wurde, es sei denn, ohne die neue Rechtsgrundlage wäre
Versicherungsschutz gegeben;

2.3. die Geltendmachung von Forderungen, die an den Ver-
sicherungsnehmer abgetreten wurden, und die Abwehr
von Haftungen aus Verbindlichkeiten anderer Personen, die
der Versicherungsnehmer übernommen hat, wenn die Ab-
tretung oder Haftungsübernahme erfolgte, nachdem der
Versicherungsfall eingetreten ist oder nachdem vom Ver-
sicherungsnehmer, Gegner oder einem Dritten eine den
Versicherungsfall auslösende Rechtshandlung oder Willens-
erklärung vorgenommen wurde;

2.4. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammen-
hang mit einem über das Vermögen des Versicherungsneh-
mers beantragten Insolvenzverfahren;

2.5. Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer vorsätzlich
und rechtswidrig herbeigeführt hat sowie solche, die unmit-
telbar oder im Zusammenhang mit der Begehung oder
dem Vorwurf der Begehung eines Verbrechens durch den
Versicherungsnehmer eintreten.

3. Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den Besonde-
ren Bestimmungen spezielle Ausschlussregelungen enthalten
(Art. 17, 18, 19, 20, 21, 24, 25, 26 und 27).

Artikel 8
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung
seines Deckungsanspruches zu beachten? (Obliegenheiten)

1. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, ist er
verpflichtet,

1.1. den Versicherer unverzüglich, vollständig und wahrheits-
gemäß über die jeweilige Sachlage aufzuklären und ihm
alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen vorzulegen;

1.2. dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsvertreters
(Artikel 10) zu überlassen, dem Rechtsvertreter Vollmacht
zu erteilen, ihn vollständig und wahrheitsgemäß über die
jeweilige Sachlage zu unterrichten und ihm auf Verlangen
alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen;

1.3. Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer Beglei-
chung unverzüglich dem Versicherer zur Prüfung zu über-
mitteln;

1.4. alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöht oder 
die Kostenerstattung durch Dritte ganz oder teilweise ver-
hindert;

1.5. bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtlichen
Ansprüchen außerdem

1.5.1. dem Versicherer vorerst die Möglichkeit einzuräu-
men, Ansprüche selbst innerhalb angemessener Frist
außergerichtlich durchzusetzen oder abzuwehren;

1.5.2. vor der gerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr
von Ansprüchen und vor der Anfechtung einer ge-
richtlichen Entscheidung die Stellungnahme des Ver-
sicherers, insbesondere zur Aussicht auf Erfolg, ein-
zuholen; der Abschluss von Vergleichen ist mit dem
Versicherer abzustimmen;

1.5.3. soweit seine Interessen nicht unbillig, insbesondere
durch drohende Verjährung beeinträchtigt werden,
vor der gerichtlichen Geltendmachung von An-
sprüchen die Rechtskraft eines Strafverfahrens oder
eines anderen Verfahrens abzuwarten, das tatsäch-
liche oder rechtliche Bedeutung für den beabsichtig-
ten Rechtsstreit haben kann, oder vorerst nur einen
Teil der Ansprüche geltend zu machen und die Gel-
tendmachung der verbleibenden Ansprüche bis zur
rechtskräftigen Entscheidung über den Teilanspruch
zurückzustellen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehend genannten
Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß § 6 Versicherungsver-
tragsgesetz (VersVG) von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3. Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind in den 
Art. 13, 17, 18, 19 und 20 spezielle Obliegenheiten geregelt.

Artikel 9
Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch 
des Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Art der
Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu geschehen?
(Schiedsgutachterverfahren)

1. Der Versicherer hat binnen zwei Wochen nach Geltend-
machung des Deckungsanspruches durch den Versicherungs-
nehmer und Erhalt der zur Prüfung dieses Anspruches not-
wendigen Unterlagen und Informationen dem Versicherungs-
nehmer gegenüber schriftlich den Versicherungsschutz
grundsätzlich zu bestätigen oder begründet abzulehnen.

Der Versicherer ist innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist
berechtigt, diese durch einseitige Erklärung um weitere zwei
Wochen zu verlängern.

2. Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht, jederzeit Er-
hebungen über den mutmaßlichen Erfolg der Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung anzustellen. Kommt er nach Prüfung
des Sachverhaltes unter Berücksichtigung der Rechts- und
Beweislage zum Ergebnis,

2.1. dass hinreichende Aussicht besteht, in einem Verfahren im
angestrebten Umfang zu obsiegen, hat er sich zur Über-
nahme aller Kosten nach Maßgabe des Artikel 6 (Versiche-
rungsleistungen) bereit zu erklären;

2.2. dass diese Aussicht auf Erfolg nicht hinreichend, d. h. ein
Unterliegen in einem Verfahren wahrscheinlicher ist als ein
Obsiegen, ist er berechtigt, die Übernahme der an die
Gegenseite zu zahlenden Kosten abzulehnen;
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9.3. Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrneh-
mung ihrer rechtlichen Interessen Versicherungsschutz aus
einem oder mehreren Versicherungsverträgen und sind 
ihre Interessen aufgrund der gleichen oder einer gleicharti-
gen Ursache gegen den-/dieselben Gegner gerichtet, ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung vorerst auf die
außergerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen Interessen
der Versicherungsnehmer und die Führung notwendiger
Musterprozesse durch von ihm ausgewählte Rechtsvertreter
zu beschränken.

Wenn oder sobald die Versicherungsnehmer durch diese
Maßnahmen nicht ausreichend gegen einen Verlust ihrer
Ansprüche, insbesondere durch drohende Verjährung, ge-
schützt sind, übernimmt der Versicherer darüber hinaus die
Kosten für Gemeinschaftsklagen oder sonstige gemein-
schaftliche Formen außergerichtlicher und gerichtlicher
Interessenwahrnehmungen durch von ihm ausgewählte
Rechtsvertreter.

Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in allgemei-
nen Verwaltungsverfahren bzw. vor dem Verfassungs- oder
Verwaltungsgerichtshof umfasst, können diese Bestimmun-
gen sinngemäß angewandt werden.

9.4. Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kosten nur 
in dem Umfang, der dem Verhältnis des Obsiegens zum
Unterliegen entspricht.

9.5. Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (z. B. Urteil) trägt der
Versicherer Kosten der Rechtsverwirklichung aller Exeku-
tionsversuche einschließlich der Anmeldung der Forderung
in einem Insolvenzverfahren, begrenzt mit fünf Prozent der
Versicherungssumme.

Bei einem Insolvenzverfahren über das Vermögen des Geg-
ners vor dem Vorliegen eines rechtskräftigen Titels über-
nimmt der Versicherer neben den Kosten der Anmeldung
der Forderung ausschließlich die Kosten des durch eine
Bestreitung notwendigen Zivilverfahrens.

9.6. Treffen bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Interessen
Ansprüche zusammen, für die teils Versicherungsschutz
besteht, teils nicht, trägt der Versicherer nur jene Kosten,
die auch ohne Berücksichtigung der nicht unter Versiche-
rungsschutz stehenden Ansprüche von ihm zu überneh-
men wären. Lässt sich die Leistungspflicht danach nicht
bestimmen, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im
Verhältnis der Streitwerte (Bemessungsgrundlagen) zuein-
ander.

Werden bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Interessen
vom Gegner Forderungen aufrechnungsweise geltend ge-
macht, für deren Abwehr kein Versicherungsschutz be-
steht, trägt der Versicherer nur die Kosten, die der Versiche-
rungsnehmer nach den Kostenersatzbestimmungen der
Zivilprozessordnung zu tragen hätte, wenn nur seine Aktiv-
forderung Gegenstand der Interessenswahrnehmung ge-
wesen wäre.

Bei einem Vergleich gilt Pkt. 9.4. bezogen auf die unter Ver-
sicherungsschutz stehenden Ansprüche.

Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Strafverfahrens, für
die teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, trägt der
Versicherer die Kosten der Verteidigung und des Verfahrens
anteilig im Verhältnis der Bemessungsgrundlagen für die
Honorierung anwaltlicher Leistungen.

9.7. Erfolgt in demselben Verfahren die Wahrnehmung zivil-
rechtlicher Interessen versicherter und nicht versicherter
Personen, so trägt der Versicherer die Kosten anteilig.

9.8. Ist vertraglich ein Selbstbehalt vereinbart, so trägt der Ver-
sicherer nur die den Selbstbehalt übersteigenden Kosten.

Artikel 7
Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?

1. Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung recht-
licher Interessen

1.1. im Zusammenhang mit

– Kriegsereignissen, feindseligen und terroristischen Hand-
lungen, inneren Unruhen, Gewalttätigkeiten anlässlich
einer öffentlichen Ansammlung oder Kundgebung;

– Ereignissen, die in außergewöhnlichem Umfang Perso-
nen- oder Sachschäden bewirken (Katastrophen im
Sinne der Katastrophenhilfegesetze) sowie mit Ereignis-
sen, die auf allmähliche Einwirkung zurückzuführen sind;

– nuklearen Ereignissen oder Ereignissen, die genetische
Schäden zur Folge haben, soweit diese nicht auf eine
medizinische Behandlung zurückzuführen sind;

1.2. im Zusammenhang mit

– hoheitsrechtlichen Anordnungen, die aufgrund einer Aus-
nahmesituation an eine Personenmehrheit gerichtet sind;

– Akten der Hoheitsverwaltung wie insbesondere in Ent-
eignungs-, Flurverfassungs-, Raumordnungs-, Grundver-
kehrs- und Grundbuchangelegenheiten;

1.3. aus dem Bereich des Gesellschafts-, Genossenschafts- 
und Vereinsrechtes; des Rechtes der Stillen Gesellschaften
sowie des Rechtes der Kirchen und Religionsgemeinschaften;

1.4. aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonstigen Abgaben-
rechtes;

1.5. aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer
Personen sowie aus dem Bereich des Handelsvertreter-
rechtes;

1.6. aus dem Bereich des

– Immaterialgüterrechtes und im Zusammenhang mit
Verträgen, die Immaterialgüterrechte zum Gegenstand
haben;

– Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechtes;

1.7. im Zusammenhang mit der Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentümer oder Pächter von Jagdgebieten,
Fischereigewässern, Jagd- und Fischereirechten;

1.8. im Zusammenhang mit

– der Errichtung oder baubehördlich genehmigungs-
pflichtigen Veränderung von Gebäuden, Gebäudeteilen,
Grundstücken oder Wohnungen, die sich im Eigentum
oder Besitz des Versicherungsnehmers befinden oder
von ihm erworben werden;

– der Planung derartiger Maßnahmen;

– der Finanzierung des Bauvorhabens einschließlich des
Grundstückerwerbes.

Dieser Ausschluss gilt nicht für die Geltendmachung von
Personenschäden sowie im Straf-Rechtsschutz;

1.9. im Zusammenhang mit

– Spiel- oder Wettverträgen, Termin-, Options- oder
Spekulationsgeschäften, sowie Auseinandersetzungen
darüber mit Kreditgebern, Vermittlern, Beauftragten
oder sonstigen Anspruchsgegnern;

– Gewinnzusagen oder anderen vergleichbaren Mit-
teilungen;

– Timesharing und Teilnutzungsverträgen;

– Vorkaufsrechten, Wiederverkaufsrechten und Vorver-
trägen zu Verträgen über unbewegliche Sachen;

– Unternehmenspachtverträgen.

1.10. aus Versicherungsverträgen mit der ROLAND Rechts-
schutz-Versicherungs-AG.

2. Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlossen

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mitversicherter Per-
sonen untereinander und gegen den Versicherungsnehmer;

2.2. Auseinandersetzungen aus Verträgen, mit denen durch
Wechselbegebung, Vergleich, Anerkenntnis oder ähnliche
Vereinbarungen eine neue Rechtsgrundlage geschaffen
wurde, es sei denn, ohne die neue Rechtsgrundlage wäre
Versicherungsschutz gegeben;

2.3. die Geltendmachung von Forderungen, die an den Ver-
sicherungsnehmer abgetreten wurden, und die Abwehr
von Haftungen aus Verbindlichkeiten anderer Personen, die
der Versicherungsnehmer übernommen hat, wenn die Ab-
tretung oder Haftungsübernahme erfolgte, nachdem der
Versicherungsfall eingetreten ist oder nachdem vom Ver-
sicherungsnehmer, Gegner oder einem Dritten eine den
Versicherungsfall auslösende Rechtshandlung oder Willens-
erklärung vorgenommen wurde;

2.4. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammen-
hang mit einem über das Vermögen des Versicherungsneh-
mers beantragten Insolvenzverfahren;

2.5. Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer vorsätzlich
und rechtswidrig herbeigeführt hat sowie solche, die unmit-
telbar oder im Zusammenhang mit der Begehung oder
dem Vorwurf der Begehung eines Verbrechens durch den
Versicherungsnehmer eintreten.

3. Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den Besonde-
ren Bestimmungen spezielle Ausschlussregelungen enthalten
(Art. 17, 18, 19, 20, 21, 24, 25, 26 und 27).

Artikel 8
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung
seines Deckungsanspruches zu beachten? (Obliegenheiten)

1. Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, ist er
verpflichtet,

1.1. den Versicherer unverzüglich, vollständig und wahrheits-
gemäß über die jeweilige Sachlage aufzuklären und ihm
alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen vorzulegen;

1.2. dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsvertreters
(Artikel 10) zu überlassen, dem Rechtsvertreter Vollmacht
zu erteilen, ihn vollständig und wahrheitsgemäß über die
jeweilige Sachlage zu unterrichten und ihm auf Verlangen
alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen;

1.3. Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer Beglei-
chung unverzüglich dem Versicherer zur Prüfung zu über-
mitteln;

1.4. alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöht oder 
die Kostenerstattung durch Dritte ganz oder teilweise ver-
hindert;

1.5. bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtlichen
Ansprüchen außerdem

1.5.1. dem Versicherer vorerst die Möglichkeit einzuräu-
men, Ansprüche selbst innerhalb angemessener Frist
außergerichtlich durchzusetzen oder abzuwehren;

1.5.2. vor der gerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr
von Ansprüchen und vor der Anfechtung einer ge-
richtlichen Entscheidung die Stellungnahme des Ver-
sicherers, insbesondere zur Aussicht auf Erfolg, ein-
zuholen; der Abschluss von Vergleichen ist mit dem
Versicherer abzustimmen;

1.5.3. soweit seine Interessen nicht unbillig, insbesondere
durch drohende Verjährung beeinträchtigt werden,
vor der gerichtlichen Geltendmachung von An-
sprüchen die Rechtskraft eines Strafverfahrens oder
eines anderen Verfahrens abzuwarten, das tatsäch-
liche oder rechtliche Bedeutung für den beabsichtig-
ten Rechtsstreit haben kann, oder vorerst nur einen
Teil der Ansprüche geltend zu machen und die Gel-
tendmachung der verbleibenden Ansprüche bis zur
rechtskräftigen Entscheidung über den Teilanspruch
zurückzustellen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehend genannten
Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß § 6 Versicherungsver-
tragsgesetz (VersVG) von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3. Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind in den 
Art. 13, 17, 18, 19 und 20 spezielle Obliegenheiten geregelt.

Artikel 9
Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch 
des Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Art der
Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu geschehen?
(Schiedsgutachterverfahren)

1. Der Versicherer hat binnen zwei Wochen nach Geltend-
machung des Deckungsanspruches durch den Versicherungs-
nehmer und Erhalt der zur Prüfung dieses Anspruches not-
wendigen Unterlagen und Informationen dem Versicherungs-
nehmer gegenüber schriftlich den Versicherungsschutz
grundsätzlich zu bestätigen oder begründet abzulehnen.

Der Versicherer ist innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist
berechtigt, diese durch einseitige Erklärung um weitere zwei
Wochen zu verlängern.

2. Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht, jederzeit Er-
hebungen über den mutmaßlichen Erfolg der Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung anzustellen. Kommt er nach Prüfung
des Sachverhaltes unter Berücksichtigung der Rechts- und
Beweislage zum Ergebnis,

2.1. dass hinreichende Aussicht besteht, in einem Verfahren im
angestrebten Umfang zu obsiegen, hat er sich zur Über-
nahme aller Kosten nach Maßgabe des Artikel 6 (Versiche-
rungsleistungen) bereit zu erklären;

2.2. dass diese Aussicht auf Erfolg nicht hinreichend, d. h. ein
Unterliegen in einem Verfahren wahrscheinlicher ist als ein
Obsiegen, ist er berechtigt, die Übernahme der an die
Gegenseite zu zahlenden Kosten abzulehnen;
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2.3. dass erfahrungsgemäß keine Aussicht auf Erfolg besteht,
hat er das Recht, die Kostenübernahme zur Gänze abzuleh-
nen.

3. Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Erfolgsaus-
sichten der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung oder das
Vorgehen zur Beilegung des Streitfalles, für den Deckung be-
gehrt wird, kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf
Versicherungsschutz durch Beantragung eines Schiedsgutach-
terverfahrens oder ohne Durchführung eines Schiedsgutachter-
verfahrens gemäß § 12 VersVG gerichtlich geltend machen.

4. Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kostenübernahme
wegen nicht hinreichender oder fehlender Aussicht auf Erfolg
oder sonstiger Meinungsverschiedenheiten im Sinne des Pkt. 3.
ist dem Versicherungsnehmer unter Bekanntgabe der Gründe
und unter Hinweis auf die Möglichkeit eines Schiedsgutachter-
verfahrens gemäß Pkt. 5. schriftlich mitzuteilen. Die bis zu die-
sem Zeitpunkt aufgelaufenen Kosten sind vom Versicherer zu
tragen, sofern die sonstigen Voraussetzungen des Versiche-
rungsschutzes vorliegen.

Unterlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Abs. 1, gilt der
Versicherungsschutz für die begehrte Maßnahme als anerkannt.

5. Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines
Schiedsgutachterverfahrens, so muss er innerhalb von 14 Tagen
nach Erhalt der (Teil-)Ablehnung des Versicherers unter gleich-
zeitiger Benennung eines Rechtsanwaltes die Einleitung des
Schiedsgutachterverfahrens schriftlich beantragen.

Der Versicherer hat nach Einlangen des Antrages innerhalb von
14 Tagen seinerseits einen Rechtsanwalt schriftlich namhaft zu
machen und diesen mit der Einleitung des Schiedsgutachterver-
fahrens zu beauftragen.

Kommen die beiden Rechtsanwälte zu einer einheitlichen Mei-
nung, so sind Versicherer und Versicherungsnehmer an diese
Entscheidung gebunden.

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen Sach-
lage erheblich ab, können Versicherungsnehmer oder Versiche-
rer gemäß § 64 (2) VersVG diese Entscheidung gerichtlich an-
fechten.

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier
Wochen keine oder keine übereinstimmende Entscheidung,
kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versiche-
rungsschutz gerichtlich geltend machen.

6. Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im Verhältnis
des Obsiegens zum Unterliegen in diesem Verfahren vom Ver-
sicherer bzw. Versicherungsnehmer zu tragen, wobei die
Kostentragungspflicht des Versicherungsnehmers mit der Höhe
seiner eigenen Anwaltskosten begrenzt ist.

Kommt es zu keiner Einigung, trägt jede Seite die Kosten ihres
Rechtsanwaltes. Diese Kosten teilen das Schicksal der Kosten
eines allfälligen Deckungsprozesses.

7. Im Falle der Inanspruchnahme eines Schiedsgutachterverfah-
rens wird die Frist des § 12 Abs. 3 VersVG bis zum Abschluss
dieses Verfahrens, längstens jedoch für den Zeitraum von 
2 Monaten gehemmt.

Artikel 10
Wer wählt den Rechtsvertreter aus, durch wen und wann wird
dieser beauftragt und was hat bei Vorliegen einer Interessen-
kollision zu geschehen?

1. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Vertretung
vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden eine zur berufsmäßi-
gen Parteienvertretung befugte Person (Rechtsanwalt, Notar
etc.) frei zu wählen. Der Versicherer ist verpflichtet, den Ver-
sicherungsnehmer auf sein Wahlrecht hinzuweisen, sobald
dieser Versicherungsschutz für die Einleitung eines Gerichts-
oder verwaltungsbehördlichen Verfahrens verlangt.

2. Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur sonstigen
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen einen Rechts-
anwalt frei wählen, wenn beim Versicherer eine Interessenkolli-
sion entstanden ist.

Eine Interessenkollision liegt vor, wenn in einer Zivilsache ein
Gegner auftritt, dem der Versicherer aufgrund eines anderen
Versicherungsvertrages für dasselbe Ereignis den Versicherungs-
schutz bestätigt hat.

Tritt eine Interessenkollision ein, hat der Versicherer dem Ver-
sicherungsnehmer von diesem Sachverhalt unverzüglich Mit-
teilung zu machen und ihn auf sein Wahlrecht hinzuweisen.

3. Das Wahlrecht nach Pkt. 1. und 2. bezieht sich nur auf Perso-
nen, die ihren Kanzleisitz am Ort des Gerichtes oder der Verwal-
tungsbehörde haben, die für das durchzuführende Verfahren in
erster Instanz zuständig ist. Wenn am Ort dieses Gerichtes oder
der Verwaltungsbehörde nicht mindestens vier solcher Perso-
nen ihren Kanzleisitz haben, erstreckt sich das Wahlrecht auf
eine im Sprengel des zuständigen Landesgerichtes ansässige
vertretungsbefugte Person.

4. Der Versicherer ist berechtigt einen Rechtsvertreter auszu-
wählen:

4.1. wenn die versicherte außergerichtliche Wahrnehmung
rechtlicher Interessen nicht durch den Versicherer selbst
vorgenommen wird;

4.2. wenn innerhalb von einem Monat vom Versicherungsneh-
mer kein Rechtsvertreter namhaft gemacht wird, nachdem
ihn der Versicherer auf sein Wahlrecht und die Folgen des
Fristablaufes hingewiesen hat;

4.3. in den Fällen des Art. 6.9.3.

5. Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechtsvertreter auszu-
wählen, wenn der Versicherungsnehmer bei der Geltend-
machung seines Deckungsanspruches keinen Rechtsvertreter
namhaft macht und die sofortige Beauftragung eines Rechtsver-
treters zur Wahrung der rechtlichen Interessen erforderlich ist.

6. Die Beauftragung des Rechtsvertreters erfolgt durch den Ver-
sicherer im Namen und im Auftrag des Versicherungsnehmers

6.1. im Strafverfahren, Verfahren wegen Entziehung der Lenk-
berechtigung, bei Inanspruchnahme des Beratungs-Rechts-
schutzes und bei Vorliegen einer Interessenkollision sofort;

6.2. in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner außergericht-
lichen Bemühungen (Art. 8.1.5.).

7. In Fällen der Mediation ist der Versicherer berechtigt, den
Mediator auszuwählen.

8. Der Rechtsvertreter und der Mediator trägt dem Versicherungs-
nehmer gegenüber unmittelbar die Verantwortung für die
Durchführung seines Auftrages. Eine diesbezügliche Haftung des
Versicherers besteht nicht.

Artikel 11
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder
verpfändet werden und wann gehen Ansprüche auf den
Versicherer über?

1. Versicherungsansprüche können erst abgetreten oder verpfän-
det werden, wenn sie dem Grunde und der Höhe nach endgül-
tig festgestellt sind.

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von Beträ-
gen, die der Versicherer für ihn geleistet hat, gehen mit ihrer
Entstehung auf den Versicherer über. Bereits an den Versiche-
rungsnehmer zurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer zu
erstatten.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer bei
der Geltendmachung dieser Ansprüche zu unterstützen und
ihm auf Verlangen eine Abtretungsurkunde auszustellen.

3. Für die Verjährung von Ansprüchen aus dem Versicherungs-
vertrag und die Geltendmachung von Ansprüchen auf Leistung
gilt § 12 VersVG.

Artikel 12
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu
bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz?

1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag
nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines
Jahres, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie vertrags-
gemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist.

2. Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich Gebühren und
Versicherungssteuer, ist vom Versicherungsnehmer gegen Aus-
händigung der Polizze zu zahlen (Einlösung der Polizze). Die
Folgeprämien einschließlich Gebühren und Versicherungssteuer
sind zum in der Polizze angeführten Hauptfälligkeitstermin bzw.
den vereinbarten unterjährigen Fälligkeiten zu entrichten.

Die Folgen des Zahlungsverzuges sind in den §§ 38 ff. VersVG
geregelt.

3. Der Versicherungsschutz tritt mit der Einlösung der Polizze 
(Pkt. 2.) in Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versiche-
rungsbeginn. Wird die Polizze erst danach ausgehändigt, dann
aber die Prämie binnen 14 Tagen gezahlt, ist Versicherungs-
schutz ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn gegeben.
Sind in den Besonderen Bestimmungen Wartefristen vorge-
sehen (Art. 21, 22, 24, 25, 26 und 27), dann beginnt der Ver-
sicherungsschutz erst nach Ablauf dieser Wartefristen.

Artikel 13
Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicher-
ten Risikos?

1. Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen und Er-
weiterungen des versicherten Risikos. Der Versicherungsnehmer
ist jedoch verpflichtet, einen nach Abschluss des Versicherungs-
vertrages eingetretenen, für die Übernahme der Gefahr erheb-
lichen Umstand dem Versicherer längstens innerhalb eines
Monats anzuzeigen.

2. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr
erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine höhere als 
die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherer die
erhöhte Prämie vom Eintritt dieses Umstandes an verlangen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des Ver-
sicherers berechtigen diesen, die Leistungen nur insoweit zu
erbringen, als es dem Verhältnis der vereinbarten Prämie zu der
Prämie entspricht, die bei richtigen und vollständigen Angaben
hätte gezahlt werden müssen. Diese Kürzung der Leistungen

tritt nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
die Unrichtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf
seinem Verschulden beruht.

3. Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des
Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen eine
höhere Prämie nicht übernommen, kann der Versicherer inner-
halb eines Monats von dem Zeitpunkt an, in welchem er von
dem für die höhere Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis
erlangt hat, den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Kündigungsfrist von einem Monat kündigen.

Bei unrichtigen oder unterbliebenen Angaben zum Nachteil des
Versicherers ist dieser von der Verpflichtung zur Leistung frei,
außer der Versicherungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit
oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf seinem Verschul-
den beruht.

4. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr
erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine geringere als
die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherungsneh-
mer verlangen, dass die Prämie vom Eintritt dieses Umstandes
an herabgesetzt wird. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen
Umstand dem Versicherer später als einen Monat nach dessen
Eintritt an, wird die Prämie vom Eingang der Anzeige an herab-
gesetzt.

5. Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch Änderung
oder Neuschaffung von Rechtsnormen oder durch eine Ände-
rung der Judikatur der Höchstgerichte bewirkt, so kann der
Versicherer innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten der Rechts-
normen oder Veröffentlichung der geänderten Judikatur mittels
eingeschriebenen Briefes

5.1. dem Versicherungsnehmer eine Änderung des Versiche-
rungsvertrages anbieten, oder

5.2. den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen.

Das Anbot zur Änderung des Versicherungsvertrages gilt als
angenommen, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach
seinem Empfang schriftlich abgelehnt wird.

Bei Ablehnung des Anbotes gilt der Versicherungsvertrag als
vom Versicherer gekündigt. In diesem Fall endet der Versiche-
rungsvertrag einen Monat nach Empfang der Ablehnung.

Im Angebot zur Vertragsänderung hat der Versicherer auf diese
Rechtsfolgen ausdrücklich hinzuweisen.

Für die Prämienberechnung ist Art. 15.3.2. sinngemäß anzu-
wenden.

Artikel 14
Wann verändern sich Prämie und Versicherungssumme?
(Wertanpassung)

1. Die Prämie und die Versicherungssumme sind aufgrund des bei
Abschluss des Vertrages geltenden Tarifes erstellt. Sie unter-
liegen jenen Veränderungen des Tarifes, die sich aufgrund von
Veränderungen des Gesamtindex der Verbraucherpreise 1986
oder bei dessen Entfall des entsprechenden Nachfolgeindex
ergeben. Die jeweilige Tarifberechnung erfolgt unter Anwen-
dung der Indexziffer des letzten Monats eines jeden Kalender-
vierteljahres (Berechnungsmonat).

2. Eine Tarifänderung wirkt auf Prämie und Versicherungssumme
frühestens ab der Prämienhauptfälligkeit, die drei Monate nach
Ablauf des Berechnungsmonats eintritt. Prämie und Versiche-
rungssumme verändern sich gegenüber den zuletzt gültigen im
gleichen Verhältnis wie der jeweils maßgebliche Index. Beträgt
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2.3. dass erfahrungsgemäß keine Aussicht auf Erfolg besteht,
hat er das Recht, die Kostenübernahme zur Gänze abzuleh-
nen.

3. Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Erfolgsaus-
sichten der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung oder das
Vorgehen zur Beilegung des Streitfalles, für den Deckung be-
gehrt wird, kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf
Versicherungsschutz durch Beantragung eines Schiedsgutach-
terverfahrens oder ohne Durchführung eines Schiedsgutachter-
verfahrens gemäß § 12 VersVG gerichtlich geltend machen.

4. Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kostenübernahme
wegen nicht hinreichender oder fehlender Aussicht auf Erfolg
oder sonstiger Meinungsverschiedenheiten im Sinne des Pkt. 3.
ist dem Versicherungsnehmer unter Bekanntgabe der Gründe
und unter Hinweis auf die Möglichkeit eines Schiedsgutachter-
verfahrens gemäß Pkt. 5. schriftlich mitzuteilen. Die bis zu die-
sem Zeitpunkt aufgelaufenen Kosten sind vom Versicherer zu
tragen, sofern die sonstigen Voraussetzungen des Versiche-
rungsschutzes vorliegen.

Unterlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Abs. 1, gilt der
Versicherungsschutz für die begehrte Maßnahme als anerkannt.

5. Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines
Schiedsgutachterverfahrens, so muss er innerhalb von 14 Tagen
nach Erhalt der (Teil-)Ablehnung des Versicherers unter gleich-
zeitiger Benennung eines Rechtsanwaltes die Einleitung des
Schiedsgutachterverfahrens schriftlich beantragen.

Der Versicherer hat nach Einlangen des Antrages innerhalb von
14 Tagen seinerseits einen Rechtsanwalt schriftlich namhaft zu
machen und diesen mit der Einleitung des Schiedsgutachterver-
fahrens zu beauftragen.

Kommen die beiden Rechtsanwälte zu einer einheitlichen Mei-
nung, so sind Versicherer und Versicherungsnehmer an diese
Entscheidung gebunden.

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen Sach-
lage erheblich ab, können Versicherungsnehmer oder Versiche-
rer gemäß § 64 (2) VersVG diese Entscheidung gerichtlich an-
fechten.

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier
Wochen keine oder keine übereinstimmende Entscheidung,
kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versiche-
rungsschutz gerichtlich geltend machen.

6. Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im Verhältnis
des Obsiegens zum Unterliegen in diesem Verfahren vom Ver-
sicherer bzw. Versicherungsnehmer zu tragen, wobei die
Kostentragungspflicht des Versicherungsnehmers mit der Höhe
seiner eigenen Anwaltskosten begrenzt ist.

Kommt es zu keiner Einigung, trägt jede Seite die Kosten ihres
Rechtsanwaltes. Diese Kosten teilen das Schicksal der Kosten
eines allfälligen Deckungsprozesses.

7. Im Falle der Inanspruchnahme eines Schiedsgutachterverfah-
rens wird die Frist des § 12 Abs. 3 VersVG bis zum Abschluss
dieses Verfahrens, längstens jedoch für den Zeitraum von 
2 Monaten gehemmt.

Artikel 10
Wer wählt den Rechtsvertreter aus, durch wen und wann wird
dieser beauftragt und was hat bei Vorliegen einer Interessen-
kollision zu geschehen?

1. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Vertretung
vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden eine zur berufsmäßi-
gen Parteienvertretung befugte Person (Rechtsanwalt, Notar
etc.) frei zu wählen. Der Versicherer ist verpflichtet, den Ver-
sicherungsnehmer auf sein Wahlrecht hinzuweisen, sobald
dieser Versicherungsschutz für die Einleitung eines Gerichts-
oder verwaltungsbehördlichen Verfahrens verlangt.

2. Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur sonstigen
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen einen Rechts-
anwalt frei wählen, wenn beim Versicherer eine Interessenkolli-
sion entstanden ist.

Eine Interessenkollision liegt vor, wenn in einer Zivilsache ein
Gegner auftritt, dem der Versicherer aufgrund eines anderen
Versicherungsvertrages für dasselbe Ereignis den Versicherungs-
schutz bestätigt hat.

Tritt eine Interessenkollision ein, hat der Versicherer dem Ver-
sicherungsnehmer von diesem Sachverhalt unverzüglich Mit-
teilung zu machen und ihn auf sein Wahlrecht hinzuweisen.

3. Das Wahlrecht nach Pkt. 1. und 2. bezieht sich nur auf Perso-
nen, die ihren Kanzleisitz am Ort des Gerichtes oder der Verwal-
tungsbehörde haben, die für das durchzuführende Verfahren in
erster Instanz zuständig ist. Wenn am Ort dieses Gerichtes oder
der Verwaltungsbehörde nicht mindestens vier solcher Perso-
nen ihren Kanzleisitz haben, erstreckt sich das Wahlrecht auf
eine im Sprengel des zuständigen Landesgerichtes ansässige
vertretungsbefugte Person.

4. Der Versicherer ist berechtigt einen Rechtsvertreter auszu-
wählen:

4.1. wenn die versicherte außergerichtliche Wahrnehmung
rechtlicher Interessen nicht durch den Versicherer selbst
vorgenommen wird;

4.2. wenn innerhalb von einem Monat vom Versicherungsneh-
mer kein Rechtsvertreter namhaft gemacht wird, nachdem
ihn der Versicherer auf sein Wahlrecht und die Folgen des
Fristablaufes hingewiesen hat;

4.3. in den Fällen des Art. 6.9.3.

5. Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechtsvertreter auszu-
wählen, wenn der Versicherungsnehmer bei der Geltend-
machung seines Deckungsanspruches keinen Rechtsvertreter
namhaft macht und die sofortige Beauftragung eines Rechtsver-
treters zur Wahrung der rechtlichen Interessen erforderlich ist.

6. Die Beauftragung des Rechtsvertreters erfolgt durch den Ver-
sicherer im Namen und im Auftrag des Versicherungsnehmers

6.1. im Strafverfahren, Verfahren wegen Entziehung der Lenk-
berechtigung, bei Inanspruchnahme des Beratungs-Rechts-
schutzes und bei Vorliegen einer Interessenkollision sofort;

6.2. in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner außergericht-
lichen Bemühungen (Art. 8.1.5.).

7. In Fällen der Mediation ist der Versicherer berechtigt, den
Mediator auszuwählen.

8. Der Rechtsvertreter und der Mediator trägt dem Versicherungs-
nehmer gegenüber unmittelbar die Verantwortung für die
Durchführung seines Auftrages. Eine diesbezügliche Haftung des
Versicherers besteht nicht.

Artikel 11
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder
verpfändet werden und wann gehen Ansprüche auf den
Versicherer über?

1. Versicherungsansprüche können erst abgetreten oder verpfän-
det werden, wenn sie dem Grunde und der Höhe nach endgül-
tig festgestellt sind.

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von Beträ-
gen, die der Versicherer für ihn geleistet hat, gehen mit ihrer
Entstehung auf den Versicherer über. Bereits an den Versiche-
rungsnehmer zurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer zu
erstatten.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer bei
der Geltendmachung dieser Ansprüche zu unterstützen und
ihm auf Verlangen eine Abtretungsurkunde auszustellen.

3. Für die Verjährung von Ansprüchen aus dem Versicherungs-
vertrag und die Geltendmachung von Ansprüchen auf Leistung
gilt § 12 VersVG.

Artikel 12
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu
bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz?

1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag
nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines
Jahres, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie vertrags-
gemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist.

2. Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich Gebühren und
Versicherungssteuer, ist vom Versicherungsnehmer gegen Aus-
händigung der Polizze zu zahlen (Einlösung der Polizze). Die
Folgeprämien einschließlich Gebühren und Versicherungssteuer
sind zum in der Polizze angeführten Hauptfälligkeitstermin bzw.
den vereinbarten unterjährigen Fälligkeiten zu entrichten.

Die Folgen des Zahlungsverzuges sind in den §§ 38 ff. VersVG
geregelt.

3. Der Versicherungsschutz tritt mit der Einlösung der Polizze 
(Pkt. 2.) in Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versiche-
rungsbeginn. Wird die Polizze erst danach ausgehändigt, dann
aber die Prämie binnen 14 Tagen gezahlt, ist Versicherungs-
schutz ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn gegeben.
Sind in den Besonderen Bestimmungen Wartefristen vorge-
sehen (Art. 21, 22, 24, 25, 26 und 27), dann beginnt der Ver-
sicherungsschutz erst nach Ablauf dieser Wartefristen.

Artikel 13
Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicher-
ten Risikos?

1. Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen und Er-
weiterungen des versicherten Risikos. Der Versicherungsnehmer
ist jedoch verpflichtet, einen nach Abschluss des Versicherungs-
vertrages eingetretenen, für die Übernahme der Gefahr erheb-
lichen Umstand dem Versicherer längstens innerhalb eines
Monats anzuzeigen.

2. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr
erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine höhere als 
die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherer die
erhöhte Prämie vom Eintritt dieses Umstandes an verlangen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des Ver-
sicherers berechtigen diesen, die Leistungen nur insoweit zu
erbringen, als es dem Verhältnis der vereinbarten Prämie zu der
Prämie entspricht, die bei richtigen und vollständigen Angaben
hätte gezahlt werden müssen. Diese Kürzung der Leistungen

tritt nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
die Unrichtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf
seinem Verschulden beruht.

3. Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des
Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen eine
höhere Prämie nicht übernommen, kann der Versicherer inner-
halb eines Monats von dem Zeitpunkt an, in welchem er von
dem für die höhere Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis
erlangt hat, den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Kündigungsfrist von einem Monat kündigen.

Bei unrichtigen oder unterbliebenen Angaben zum Nachteil des
Versicherers ist dieser von der Verpflichtung zur Leistung frei,
außer der Versicherungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit
oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf seinem Verschul-
den beruht.

4. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr
erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine geringere als
die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherungsneh-
mer verlangen, dass die Prämie vom Eintritt dieses Umstandes
an herabgesetzt wird. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen
Umstand dem Versicherer später als einen Monat nach dessen
Eintritt an, wird die Prämie vom Eingang der Anzeige an herab-
gesetzt.

5. Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch Änderung
oder Neuschaffung von Rechtsnormen oder durch eine Ände-
rung der Judikatur der Höchstgerichte bewirkt, so kann der
Versicherer innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten der Rechts-
normen oder Veröffentlichung der geänderten Judikatur mittels
eingeschriebenen Briefes

5.1. dem Versicherungsnehmer eine Änderung des Versiche-
rungsvertrages anbieten, oder

5.2. den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen.

Das Anbot zur Änderung des Versicherungsvertrages gilt als
angenommen, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach
seinem Empfang schriftlich abgelehnt wird.

Bei Ablehnung des Anbotes gilt der Versicherungsvertrag als
vom Versicherer gekündigt. In diesem Fall endet der Versiche-
rungsvertrag einen Monat nach Empfang der Ablehnung.

Im Angebot zur Vertragsänderung hat der Versicherer auf diese
Rechtsfolgen ausdrücklich hinzuweisen.

Für die Prämienberechnung ist Art. 15.3.2. sinngemäß anzu-
wenden.

Artikel 14
Wann verändern sich Prämie und Versicherungssumme?
(Wertanpassung)

1. Die Prämie und die Versicherungssumme sind aufgrund des bei
Abschluss des Vertrages geltenden Tarifes erstellt. Sie unter-
liegen jenen Veränderungen des Tarifes, die sich aufgrund von
Veränderungen des Gesamtindex der Verbraucherpreise 1986
oder bei dessen Entfall des entsprechenden Nachfolgeindex
ergeben. Die jeweilige Tarifberechnung erfolgt unter Anwen-
dung der Indexziffer des letzten Monats eines jeden Kalender-
vierteljahres (Berechnungsmonat).

2. Eine Tarifänderung wirkt auf Prämie und Versicherungssumme
frühestens ab der Prämienhauptfälligkeit, die drei Monate nach
Ablauf des Berechnungsmonats eintritt. Prämie und Versiche-
rungssumme verändern sich gegenüber den zuletzt gültigen im
gleichen Verhältnis wie der jeweils maßgebliche Index. Beträgt
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der Unterschied nicht mehr als 0,5 Prozent, unterbleibt eine
Wertanpassung, doch ist dieser Unterschied bei späteren Ver-
änderungen des Index zu berücksichtigen. Beträgt der Unter-
schied mehr als 0,5 Prozent und unterbleibt trotzdem ganz
oder teilweise eine Wertanpassung, kann dieser Unterschied 
bei späteren Wertanpassungen angerechnet werden.

3. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, die Wertanpassung
unbeschadet des Fortbestandes der sonstigen Vertragsbestim-
mungen unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten auf den
Zeitpunkt der nächsten Prämienhauptfälligkeit zu kündigen.

Tritt nach der Kündigung eine Erhöhung des Tarifes aufgrund
der Wertanpassung in Kraft, vermindert sich die Leistung des
Versicherers im gleichen Verhältnis, in dem die vom Versiche-
rungsnehmer zu zahlende Prämie zu der im Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles gültigen Tarifprämie steht.

Artikel 15
Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der 
Versicherungsvertrag oder endet er vorzeitig?

1. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, ver-
längert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht drei
Monate vor Ablauf gekündigt wird. Beträgt die Vertragsdauer
weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne Kündigung.

2. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass ein versichertes
Risiko vor Ende der Vertragszeit weggefallen ist, wird auf seinen
Antrag der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos vorzeitig beendet.

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so bleibt der
Vertrag in entsprechend eingeschränktem Umfang bestehen.

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätte einheben
können, wenn die Versicherung von vornherein nur bis zu die-
sem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer
Kenntnis vom Risikowegfall erlangt. Der Versicherer ist berech-
tigt, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten Prämien-
nachlässe (Dauerrabatt) nachzuverrechnen.

3. Im Zusammenhang mit dem Eintritt eines Versicherungsfalles
kann der Versicherungsvertrag unter folgenden Voraussetzun-
gen gekündigt werden:

3.1. Der Versicherungsnehmer kann kündigen, wenn der Ver-
sicherer

– die Bestätigung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.)
verzögert hat,

– die Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.)
verspätet, ohne Begründung oder zu Unrecht ausgespro-
chen hat,

– die Ablehnung der Kostenübernahme gemäß Art. 9.4.
ohne Angabe von Gründen und/oder ohne Hinweis auf
die Möglichkeit eines Schiedsgutachterverfahrens aus-
gesprochen hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

– nach Ablauf der Frist für die Bestätigung und/oder Ableh-
nung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.),

– nach Zugang der unbegründeten oder ungerechtfertig-
ten Ablehnung des Versicherungsschutzes bzw. nach Zu-
gang der Ablehnung der Kostenübernahme ohne Be-
gründung und/oder Rechtsbelehrung,

– nach Rechtskraft des stattgebenden Urteils im Falle einer
Deckungsklage.

Die Kündigung kann mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der
laufenden Versicherungsperiode erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer verzich-
tet darauf, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten
Prämiennachlässe (Dauerrabatt) nachzuverrechnen.

3.2. Der Versicherer kann zum Schutz der Versichertengemein-
schaft vor überdurchschnittlicher oder ungerechtfertigter
Inanspruchnahme der Versicherung kündigen, wenn

– er den Versicherungsschutz bestätigt oder eine Leistung
erbracht hat,

– der Versicherungsnehmer einen Anspruch arglistig oder
mutwillig erhoben hat,

– der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

– nach Bestätigung des Versicherungsschutzes,

– nach Erbringung einer Versicherungsleistung,

– nach Kenntnis der Arglistigkeit, der Mutwilligkeit, des
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit.

Die Kündigung kann grundsätzlich nur unter Einhaltung
einer einmonatigen Kündigungsfrist erfolgen. Falls der Ver-
sicherungsnehmer einen Anspruch arglistig erhoben hat,
kann der Versicherer mit sofortiger Wirkung kündigen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer
verzichtet darauf, die für die längere Vertragsdauer einge-
räumten Prämiennachlässe (Dauerrabatt) nachzuver-
rechnen.

4. Erlangt der Versicherer Kenntnis von der Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens über das Vermögen des Versicherungsnehmers,
kann er den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats ab
Kenntnis mit einer Frist von einem Monat kündigen.

5. Hat der Versicherer mit Rücksicht auf die vereinbarte Vertrags-
dauer eine Ermäßigung der Prämie gewährt, so kann er bei
einer vorzeitigen Auflösung des Vertrages die Nachzahlung des
Betrages fordern, um den die Prämie höher bemessen worden
wäre, während dessen er tatsächlich bestanden hat. Wird der
Versicherungsvertrag nach Eintritt eines Versicherungsfalles
durch den Versicherer gemäß Pkt. 3 gekündigt, kann eine sol-
che Nachzahlung nicht gefordert werden.

Artikel 16 
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

1. Für Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an
den Versicherer ist Schriftform erforderlich.

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist,
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem
Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem sie ohne die Anschriftenänderung bei
regelmäßiger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegan-
gen sein würde.

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Ge-
werbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Punkt 2
entsprechende Anwendung.

Artikel 17
Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führerschein-Rechts-
schutz (Fahrzeug-Rechtsschutz) – je nach Vereinbarung – mit
oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

1 .Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1. der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
für alle nicht betrieblich genutzten Motorfahrzeuge zu
Lande und zu Wasser sowie Anhänger oder

1.2. der Versicherungsnehmer und – wenn vereinbart – seine
Angehörigen (Art. 5.2.) für alle betrieblich und privat ge-
nutzten Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger und für
alle nicht betrieblich genutzten Motorfahrzeuge zu Wasser,
oder

1.3. der Versicherungsnehmer für ein oder mehrere in der
Polizze bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser
und in der Luft sowie Anhänger,

die in ihrem Eigentum stehen, von ihnen gehalten werden, 
auf sie zugelassen oder von ihnen geleast sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich in allen drei Varianten
auch auf den berechtigten Lenker und die berechtigten 
Insassen dieser Fahrzeuge.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von

2.1.1. Ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen eines
erlittenen Schadens, soweit diese aus der bestim-
mungsgemäßen Verwendung des versicherten
Motorfahrzeuges entstehen;

2.1.2. dinglichen Herausgabeansprüchen, die versicherte
Motorfahrzeuge und Zubehör betreffen, welche
nicht betrieblich genutzt werden;

2.1.3. Schadenersatzansprüchen für geschäftlich oder
privat befördertes Gut.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Geltendmachung
von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträgen sowie die
Geltendmachung von Ansprüchen wegen reiner Vermö-
gensschäden, die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten
entstehen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen
oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten ent-
stehen (versicherbar in Pkt. 2.4.).

2.2. Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten oder
Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalles oder
der Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung des
Motorfahrzeuges geltenden Rechtsnormen zu verstehen.

2.2.1. Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten
besteht Versicherungsschutz

2.2.1.1. bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer
Handlungen und Unterlassungen unabhän-
gig vom Ausgang des Verfahrens;

2.2.1.2. bei Anklage wegen vorsätzlich strafbarer
Handlungen und Unterlassungen rückwir-
kend ab Anklage nur dann, wenn eine end-
gültige Einstellung des Verfahrens, ein
rechtskräftiger Freispruch oder eine rechts-
kräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit
erfolgt.

2.2.2. Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen 
Pauschalkostenersatz bis 0,5 Prozent der Versiche-
rungssumme unter der Voraussetzung, dass dem
Versicherungsnehmer fahrlässige strafbare Handlun-
gen vorgeworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der
Mitteilung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt
der Kontaktaufnahme durch einen Konfliktregler in
Fällen des außergerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kosten-
limit auf 1 Prozent der Versicherungssumme.

2.2.3. In Verwaltungsstrafverfahren besteht Versicherungs-
schutz nur dann, wenn mit Strafverfügung eine
Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine
Geldstrafe von mehr als 0,13 Prozent der Versiche-
rungssumme festgesetzt wird. Diese Beschränkung
gilt nicht für die Verteidigung in Verfahren wegen
der Begehung eines Vormerkdeliktes im Zusammen-
hang mit einem Verkehrsunfall.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das
gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,13 Prozent der Versicherungssumme
festgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor
Erlassung eines Bescheides eingestellt oder wenn mit
Bescheid eine Strafe gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 fest-
gesetzt wird.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab-
hängig von der Verschuldensform und unabhängig
vom Ausgang des Verfahrens unter Versicherungs-
schutz.

2.3. Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung oder
Einschränkung der Lenkberechtigung gemäß Führerschein-
gesetz oder bei Androhung der Entziehung der Lenk-
berechtigung, wenn das Verfahren im Zusammenhang mit
einem Verkehrsunfall oder einer Übertretung von Verkehrs-
vorschriften eingeleitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die
Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des Führer-
scheines.

Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Motorfahr-
zeugen Gegenstand derartiger Verfahren, gelten diese
Bestimmungen sinngemäß.

Besondere Bestimmungen
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der Unterschied nicht mehr als 0,5 Prozent, unterbleibt eine
Wertanpassung, doch ist dieser Unterschied bei späteren Ver-
änderungen des Index zu berücksichtigen. Beträgt der Unter-
schied mehr als 0,5 Prozent und unterbleibt trotzdem ganz
oder teilweise eine Wertanpassung, kann dieser Unterschied 
bei späteren Wertanpassungen angerechnet werden.

3. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, die Wertanpassung
unbeschadet des Fortbestandes der sonstigen Vertragsbestim-
mungen unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten auf den
Zeitpunkt der nächsten Prämienhauptfälligkeit zu kündigen.

Tritt nach der Kündigung eine Erhöhung des Tarifes aufgrund
der Wertanpassung in Kraft, vermindert sich die Leistung des
Versicherers im gleichen Verhältnis, in dem die vom Versiche-
rungsnehmer zu zahlende Prämie zu der im Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles gültigen Tarifprämie steht.

Artikel 15
Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der 
Versicherungsvertrag oder endet er vorzeitig?

1. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, ver-
längert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht drei
Monate vor Ablauf gekündigt wird. Beträgt die Vertragsdauer
weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne Kündigung.

2. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass ein versichertes
Risiko vor Ende der Vertragszeit weggefallen ist, wird auf seinen
Antrag der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos vorzeitig beendet.

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so bleibt der
Vertrag in entsprechend eingeschränktem Umfang bestehen.

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätte einheben
können, wenn die Versicherung von vornherein nur bis zu die-
sem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer
Kenntnis vom Risikowegfall erlangt. Der Versicherer ist berech-
tigt, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten Prämien-
nachlässe (Dauerrabatt) nachzuverrechnen.

3. Im Zusammenhang mit dem Eintritt eines Versicherungsfalles
kann der Versicherungsvertrag unter folgenden Voraussetzun-
gen gekündigt werden:

3.1. Der Versicherungsnehmer kann kündigen, wenn der Ver-
sicherer

– die Bestätigung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.)
verzögert hat,

– die Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.)
verspätet, ohne Begründung oder zu Unrecht ausgespro-
chen hat,

– die Ablehnung der Kostenübernahme gemäß Art. 9.4.
ohne Angabe von Gründen und/oder ohne Hinweis auf
die Möglichkeit eines Schiedsgutachterverfahrens aus-
gesprochen hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

– nach Ablauf der Frist für die Bestätigung und/oder Ableh-
nung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.),

– nach Zugang der unbegründeten oder ungerechtfertig-
ten Ablehnung des Versicherungsschutzes bzw. nach Zu-
gang der Ablehnung der Kostenübernahme ohne Be-
gründung und/oder Rechtsbelehrung,

– nach Rechtskraft des stattgebenden Urteils im Falle einer
Deckungsklage.

Die Kündigung kann mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der
laufenden Versicherungsperiode erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer verzich-
tet darauf, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten
Prämiennachlässe (Dauerrabatt) nachzuverrechnen.

3.2. Der Versicherer kann zum Schutz der Versichertengemein-
schaft vor überdurchschnittlicher oder ungerechtfertigter
Inanspruchnahme der Versicherung kündigen, wenn

– er den Versicherungsschutz bestätigt oder eine Leistung
erbracht hat,

– der Versicherungsnehmer einen Anspruch arglistig oder
mutwillig erhoben hat,

– der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

– nach Bestätigung des Versicherungsschutzes,

– nach Erbringung einer Versicherungsleistung,

– nach Kenntnis der Arglistigkeit, der Mutwilligkeit, des
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit.

Die Kündigung kann grundsätzlich nur unter Einhaltung
einer einmonatigen Kündigungsfrist erfolgen. Falls der Ver-
sicherungsnehmer einen Anspruch arglistig erhoben hat,
kann der Versicherer mit sofortiger Wirkung kündigen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer
verzichtet darauf, die für die längere Vertragsdauer einge-
räumten Prämiennachlässe (Dauerrabatt) nachzuver-
rechnen.

4. Erlangt der Versicherer Kenntnis von der Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens über das Vermögen des Versicherungsnehmers,
kann er den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats ab
Kenntnis mit einer Frist von einem Monat kündigen.

5. Hat der Versicherer mit Rücksicht auf die vereinbarte Vertrags-
dauer eine Ermäßigung der Prämie gewährt, so kann er bei
einer vorzeitigen Auflösung des Vertrages die Nachzahlung des
Betrages fordern, um den die Prämie höher bemessen worden
wäre, während dessen er tatsächlich bestanden hat. Wird der
Versicherungsvertrag nach Eintritt eines Versicherungsfalles
durch den Versicherer gemäß Pkt. 3 gekündigt, kann eine sol-
che Nachzahlung nicht gefordert werden.

Artikel 16 
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

1. Für Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an
den Versicherer ist Schriftform erforderlich.

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist,
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem
Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem sie ohne die Anschriftenänderung bei
regelmäßiger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegan-
gen sein würde.

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Ge-
werbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Punkt 2
entsprechende Anwendung.

Artikel 17
Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führerschein-Rechts-
schutz (Fahrzeug-Rechtsschutz) – je nach Vereinbarung – mit
oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

1 .Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1. der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
für alle nicht betrieblich genutzten Motorfahrzeuge zu
Lande und zu Wasser sowie Anhänger oder

1.2. der Versicherungsnehmer und – wenn vereinbart – seine
Angehörigen (Art. 5.2.) für alle betrieblich und privat ge-
nutzten Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger und für
alle nicht betrieblich genutzten Motorfahrzeuge zu Wasser,
oder

1.3. der Versicherungsnehmer für ein oder mehrere in der
Polizze bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser
und in der Luft sowie Anhänger,

die in ihrem Eigentum stehen, von ihnen gehalten werden, 
auf sie zugelassen oder von ihnen geleast sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich in allen drei Varianten
auch auf den berechtigten Lenker und die berechtigten 
Insassen dieser Fahrzeuge.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von

2.1.1. Ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen eines
erlittenen Schadens, soweit diese aus der bestim-
mungsgemäßen Verwendung des versicherten
Motorfahrzeuges entstehen;

2.1.2. dinglichen Herausgabeansprüchen, die versicherte
Motorfahrzeuge und Zubehör betreffen, welche
nicht betrieblich genutzt werden;

2.1.3. Schadenersatzansprüchen für geschäftlich oder
privat befördertes Gut.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Geltendmachung
von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträgen sowie die
Geltendmachung von Ansprüchen wegen reiner Vermö-
gensschäden, die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten
entstehen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen
oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten ent-
stehen (versicherbar in Pkt. 2.4.).

2.2. Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten oder
Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalles oder
der Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung des
Motorfahrzeuges geltenden Rechtsnormen zu verstehen.

2.2.1. Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten
besteht Versicherungsschutz

2.2.1.1. bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer
Handlungen und Unterlassungen unabhän-
gig vom Ausgang des Verfahrens;

2.2.1.2. bei Anklage wegen vorsätzlich strafbarer
Handlungen und Unterlassungen rückwir-
kend ab Anklage nur dann, wenn eine end-
gültige Einstellung des Verfahrens, ein
rechtskräftiger Freispruch oder eine rechts-
kräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit
erfolgt.

2.2.2. Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen 
Pauschalkostenersatz bis 0,5 Prozent der Versiche-
rungssumme unter der Voraussetzung, dass dem
Versicherungsnehmer fahrlässige strafbare Handlun-
gen vorgeworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der
Mitteilung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt
der Kontaktaufnahme durch einen Konfliktregler in
Fällen des außergerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kosten-
limit auf 1 Prozent der Versicherungssumme.

2.2.3. In Verwaltungsstrafverfahren besteht Versicherungs-
schutz nur dann, wenn mit Strafverfügung eine
Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine
Geldstrafe von mehr als 0,13 Prozent der Versiche-
rungssumme festgesetzt wird. Diese Beschränkung
gilt nicht für die Verteidigung in Verfahren wegen
der Begehung eines Vormerkdeliktes im Zusammen-
hang mit einem Verkehrsunfall.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das
gesamte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,13 Prozent der Versicherungssumme
festgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor
Erlassung eines Bescheides eingestellt oder wenn mit
Bescheid eine Strafe gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 fest-
gesetzt wird.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab-
hängig von der Verschuldensform und unabhängig
vom Ausgang des Verfahrens unter Versicherungs-
schutz.

2.3. Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung oder
Einschränkung der Lenkberechtigung gemäß Führerschein-
gesetz oder bei Androhung der Entziehung der Lenk-
berechtigung, wenn das Verfahren im Zusammenhang mit
einem Verkehrsunfall oder einer Übertretung von Verkehrs-
vorschriften eingeleitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die
Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des Führer-
scheines.

Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Motorfahr-
zeugen Gegenstand derartiger Verfahren, gelten diese
Bestimmungen sinngemäß.

Besondere Bestimmungen
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2.4. Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-
lichen Verträgen (einschl. Versicherungsverträgen), die ver-
sicherte Fahrzeuge und Anhänger einschließlich Ersatzteile
und Zubehör betreffen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-
lichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung und Abwehr
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus
der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und über
das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verlet-
zung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

In Verbindung mit dem Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß 
Pkt. 1.1. und 1.2. erstreckt sich dieser Versicherungsschutz
auch auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

2.4.1. aus der Anmietung von Selbstfahrer-Vermietfahrzeu-
gen,

2.4.2. aus Verträgen über die Anschaffung weiterer Motor-
fahrzeuge zu Lande oder zu Wasser sowie Anhänger
und von Folgefahrzeugen,

wenn diese Fahrzeuge für die gemäß Pkt. 1 jeweils verein-
barte Nutzung vorgesehen sind.

Versicherungsschutz besteht ferner für die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus Verträgen über

– den Ankauf eines in den Versicherungsschutz eintretenden
Motorfahrzeuges zu Lande oder zu Wasser, sofern der
Rechtsschutz-Versicherungsvertrag gleichzeitig mit der
Haftpflichtversicherung für dieses Motorfahrzeug abge-
schlossen wird oder eines Folgefahrzeuges, auf das der
Fahrzeug-Rechtsschutz übergeht (Art. 17 Pkt. 5.2);

– die Veräußerung des aus dem Versicherungsschutz aus-
scheidenden Motorfahrzeuges zu Lande oder zu Wasser,
sofern der Versicherungsfall innerhalb von sechs Monaten
ab Kündigung des Vertrages hinsichtlich dieses Risikos
eintritt.

2.5. Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem
Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen Entziehung der
Lenkberechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch
die Kosten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof-
beschwerden.

3. Was ist nicht versichert?

Im Fahrzeug-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 ge-
nannten Fällen – kein Versicherungsschutz für

– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben (auch
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden
Trainingsfahrten;

– Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge gemäß Pkt. 1.3., wenn dies
nicht besonders vereinbart ist;

– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen Verlet-
zung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verletzung zum
Zwecke der Erzielung eines kommerziellen Vorteils begangen
wurde;

– die Verteidigung in Verfahren gemäß Pkt. 2.2.1. bei Anklage
wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung oder Unterlas-
sung, wenn eine gerichtliche Diversionsmaßnahme ergriffen
wird;

– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechtsschutz,
wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger oder körper-
licher Eignung eingeleitet wurde;

– die Interessenwahrnehmung zwischen Miteigentümern im
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz (Pkt. 2.1.).

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit
des Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das
Fahrzeug zu lenken;

4.1.2 dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder
Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand
befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflich-
tung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol unter-
suchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen
oder sich Blut abnehmen zu lassen;

4.1.3. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen
gesetzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungs-
pflichten entspricht.

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer und den mitversicherten Personen be-
stehen, soweit diese die Verletzung dieser Obliegenheiten
weder kannten noch kennen mussten.

4.2. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten
nach den Pkt. 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, wenn
der angeführte Umstand im Spruch oder in der Begrün-
dung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall
ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. 
Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzu-
zahlen.

5. Wann verlängert sich der Versicherungsvertrag oder wann
endet er vorzeitig?

5.1. Sind der Versicherungsnehmer und die mitversicherten
Personen gemäß Pkt. 1.1. oder Pkt. 1.2. seit mindestens
einem Monat nicht mehr Eigentümer, Halter, Zulassungs-
besitzer oder Leasingnehmer eines Fahrzeuges, kann der
Versicherungsnehmer die Aufhebung des Versicherungs-
vertrages mit sofortiger Wirkung verlangen.

5.2. Wird ein gemäß Pkt. 1.3. versichertes Fahrzeug vorüber-
gehend aus dem Verkehr genommen, so wird dadurch der
Versicherungsvertrag nicht berührt.

Wird ein gemäß Pkt. 1.3. versichertes Fahrzeug veräußert
oder fällt es auf sonstige Weise weg, geht der Versiche-
rungsschutz frühestens ab dem Zeitpunkt der behördlichen
Abmeldung des ursprünglich versicherten Fahrzeuges auf
ein vorhandenes oder innerhalb von drei Monaten an-
zuschaffendes Fahrzeug der gemäß dem Prämientarif
gleichen Kategorie über, das an die Stelle des bisher ver-
sicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug).

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges
und die Daten des Folgefahrzeuges sind dem Versicherer
jeweils innerhalb eines Monats anzuzeigen.

Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei
denn, für das Folgefahrzeug wurde das gleiche amtliche
Kennzeichen ausgegeben oder es waren im Zeitpunkt des
Versicherungsfalles beim Versicherungsnehmer nicht mehr

Fahrzeuge vorhanden als bei ein und demselben Versiche-
rer versichert waren.

Hat oder erwirbt der Versicherungsnehmer kein Folgefahr-
zeug oder wünscht er keinen Versicherungsschutz für das
Folgefahrzeug, ist er berechtigt, den Vertrag hinsichtlich
dieses Risikos mit sofortiger Wirkung zu kündigen. Die Kün-
digung ist innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt
der behördlichen Abmeldung des versicherten Fahrzeuges
vorzunehmen.

Artikel 18
Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für
Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz)

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1. der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.), oder

1.2. der Versicherungsnehmer

als berechtigter Lenker von Fahrzeugen, die nicht im Eigen-
tum einer versicherten Person stehen, nicht auf sie zugelas-
sen sind bzw. nicht von ihr gehalten oder geleast werden.

Als Fahrzeug im Sinne dieser Bestimmungen gelten Motor-
fahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie An-
hänger.

1.3. der Versicherungsnehmer – und die bei ihm beschäftigten
Arbeitnehmer bei Dienstfahrten –

als berechtigte Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, die
nicht im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, nicht
auf ihn zugelassen sind bzw. nicht von ihm gehalten oder
geleast werden.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von eigenen Ansprüchen auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrecht-
lichen Inhalts wegen eines erlittenen Schadens, soweit sie
nicht das vom Versicherungsnehmer gelenkte Fahrzeug be-
treffen.

2.2. Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten oder
Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls oder der
Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung des
Motorfahrzeuges geltenden Rechtsnormen zu verstehen.

2.2.1. Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten
wegen eines Verkehrsunfalls besteht Versicherungs-
schutz

2.2.1.1. bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer
Handlungen und Unterlassungen unabhän-
gig vom Ausgang des Verfahrens;

2.2.1.2. bei Anklage wegen vorsätzlich strafbarer
Handlungen und Unterlassungen rückwir-
kend ab Anklage nur dann, wenn eine end-
gültige Einstellung des Verfahrens, ein rechts-
kräftiger Freispruch oder eine rechtskräftige
Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt.

2.2.2. Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen Pau-
schalkostenersatz bis 0,5 Prozent der Versicherungs-
summe unter der Voraussetzung, dass dem Versiche-
rungsnehmer fahrlässige strafbare Handlungen vor-
geworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der
Mitteilung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt
der Kontaktaufnahme durch einen Konfliktregler in
Fällen des außergerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kosten-
limit auf 1 Prozent der Versicherungssumme.

2.2.3. In Verwaltungsstrafverfahren wegen der Verletzung
von Verkehrsvorschriften besteht Versicherungsschutz
nur dann, wenn mit Strafverfügung eine Freiheits-
strafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe
von mehr als 0,13 Prozent der Versicherungssumme
festgesetzt wird. Diese Beschränkung gilt nicht für
die Verteidigung in Verfahren wegen der Begehung
eines Vormerkdeliktes im Zusammenhang mit einem
Verkehrsunfall.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das ge-
samte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,13 Prozent der Versicherungssumme
festgesetzt wird. 

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht Versi-
cherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor Erlassung
eines Bescheides eingestellt oder wenn mit Bescheid
eine Strafe gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 festgesetzt wird.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab-
hängig von der Verschuldensform und unabhängig
vom Ausgang des Verfahrens unter Versicherungs-
schutz.

2.3. Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung oder Ein-
schränkung der Lenkberechtigung gemäß Führerscheingesetz
oder bei Androhung der Entziehung der Lenkberechtigung,
wenn das Verfahren im Zusammenhang mit einem Verkehrs-
unfall oder einer Übertretung von Verkehrsvorschriften einge-
leitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die
Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des Führer-
scheines.

Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Motorfahr-
zeugen Gegenstand derartiger Verfahren, gelten diese Be-
stimmungen sinngemäß.

2.4. Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem Ver-
kehrsunfall sowie im Verfahren wegen Entziehung der Lenk-
berechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch die Ko-
sten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwerden.

3. Was ist nicht versichert?

Im Lenker-Rechtsschutz besteht – neben den in Artikel 7



12 13

2.4. Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-
lichen Verträgen (einschl. Versicherungsverträgen), die ver-
sicherte Fahrzeuge und Anhänger einschließlich Ersatzteile
und Zubehör betreffen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-
lichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung und Abwehr
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus
der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und über
das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verlet-
zung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

In Verbindung mit dem Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß 
Pkt. 1.1. und 1.2. erstreckt sich dieser Versicherungsschutz
auch auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

2.4.1. aus der Anmietung von Selbstfahrer-Vermietfahrzeu-
gen,

2.4.2. aus Verträgen über die Anschaffung weiterer Motor-
fahrzeuge zu Lande oder zu Wasser sowie Anhänger
und von Folgefahrzeugen,

wenn diese Fahrzeuge für die gemäß Pkt. 1 jeweils verein-
barte Nutzung vorgesehen sind.

Versicherungsschutz besteht ferner für die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus Verträgen über

– den Ankauf eines in den Versicherungsschutz eintretenden
Motorfahrzeuges zu Lande oder zu Wasser, sofern der
Rechtsschutz-Versicherungsvertrag gleichzeitig mit der
Haftpflichtversicherung für dieses Motorfahrzeug abge-
schlossen wird oder eines Folgefahrzeuges, auf das der
Fahrzeug-Rechtsschutz übergeht (Art. 17 Pkt. 5.2);

– die Veräußerung des aus dem Versicherungsschutz aus-
scheidenden Motorfahrzeuges zu Lande oder zu Wasser,
sofern der Versicherungsfall innerhalb von sechs Monaten
ab Kündigung des Vertrages hinsichtlich dieses Risikos
eintritt.

2.5. Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem
Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen Entziehung der
Lenkberechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch
die Kosten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof-
beschwerden.

3. Was ist nicht versichert?

Im Fahrzeug-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 ge-
nannten Fällen – kein Versicherungsschutz für

– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben (auch
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden
Trainingsfahrten;

– Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge gemäß Pkt. 1.3., wenn dies
nicht besonders vereinbart ist;

– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen Verlet-
zung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verletzung zum
Zwecke der Erzielung eines kommerziellen Vorteils begangen
wurde;

– die Verteidigung in Verfahren gemäß Pkt. 2.2.1. bei Anklage
wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung oder Unterlas-
sung, wenn eine gerichtliche Diversionsmaßnahme ergriffen
wird;

– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechtsschutz,
wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger oder körper-
licher Eignung eingeleitet wurde;

– die Interessenwahrnehmung zwischen Miteigentümern im
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz (Pkt. 2.1.).

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit
des Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das
Fahrzeug zu lenken;

4.1.2 dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder
Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand
befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflich-
tung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol unter-
suchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen
oder sich Blut abnehmen zu lassen;

4.1.3. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen
gesetzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungs-
pflichten entspricht.

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer und den mitversicherten Personen be-
stehen, soweit diese die Verletzung dieser Obliegenheiten
weder kannten noch kennen mussten.

4.2. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten
nach den Pkt. 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, wenn
der angeführte Umstand im Spruch oder in der Begrün-
dung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall
ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. 
Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzu-
zahlen.

5. Wann verlängert sich der Versicherungsvertrag oder wann
endet er vorzeitig?

5.1. Sind der Versicherungsnehmer und die mitversicherten
Personen gemäß Pkt. 1.1. oder Pkt. 1.2. seit mindestens
einem Monat nicht mehr Eigentümer, Halter, Zulassungs-
besitzer oder Leasingnehmer eines Fahrzeuges, kann der
Versicherungsnehmer die Aufhebung des Versicherungs-
vertrages mit sofortiger Wirkung verlangen.

5.2. Wird ein gemäß Pkt. 1.3. versichertes Fahrzeug vorüber-
gehend aus dem Verkehr genommen, so wird dadurch der
Versicherungsvertrag nicht berührt.

Wird ein gemäß Pkt. 1.3. versichertes Fahrzeug veräußert
oder fällt es auf sonstige Weise weg, geht der Versiche-
rungsschutz frühestens ab dem Zeitpunkt der behördlichen
Abmeldung des ursprünglich versicherten Fahrzeuges auf
ein vorhandenes oder innerhalb von drei Monaten an-
zuschaffendes Fahrzeug der gemäß dem Prämientarif
gleichen Kategorie über, das an die Stelle des bisher ver-
sicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug).

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges
und die Daten des Folgefahrzeuges sind dem Versicherer
jeweils innerhalb eines Monats anzuzeigen.

Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei
denn, für das Folgefahrzeug wurde das gleiche amtliche
Kennzeichen ausgegeben oder es waren im Zeitpunkt des
Versicherungsfalles beim Versicherungsnehmer nicht mehr

Fahrzeuge vorhanden als bei ein und demselben Versiche-
rer versichert waren.

Hat oder erwirbt der Versicherungsnehmer kein Folgefahr-
zeug oder wünscht er keinen Versicherungsschutz für das
Folgefahrzeug, ist er berechtigt, den Vertrag hinsichtlich
dieses Risikos mit sofortiger Wirkung zu kündigen. Die Kün-
digung ist innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt
der behördlichen Abmeldung des versicherten Fahrzeuges
vorzunehmen.

Artikel 18
Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für
Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz)

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1. der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.), oder

1.2. der Versicherungsnehmer

als berechtigter Lenker von Fahrzeugen, die nicht im Eigen-
tum einer versicherten Person stehen, nicht auf sie zugelas-
sen sind bzw. nicht von ihr gehalten oder geleast werden.

Als Fahrzeug im Sinne dieser Bestimmungen gelten Motor-
fahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie An-
hänger.

1.3. der Versicherungsnehmer – und die bei ihm beschäftigten
Arbeitnehmer bei Dienstfahrten –

als berechtigte Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, die
nicht im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, nicht
auf ihn zugelassen sind bzw. nicht von ihm gehalten oder
geleast werden.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von eigenen Ansprüchen auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrecht-
lichen Inhalts wegen eines erlittenen Schadens, soweit sie
nicht das vom Versicherungsnehmer gelenkte Fahrzeug be-
treffen.

2.2. Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten oder
Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls oder der
Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung des
Motorfahrzeuges geltenden Rechtsnormen zu verstehen.

2.2.1. Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten
wegen eines Verkehrsunfalls besteht Versicherungs-
schutz

2.2.1.1. bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer
Handlungen und Unterlassungen unabhän-
gig vom Ausgang des Verfahrens;

2.2.1.2. bei Anklage wegen vorsätzlich strafbarer
Handlungen und Unterlassungen rückwir-
kend ab Anklage nur dann, wenn eine end-
gültige Einstellung des Verfahrens, ein rechts-
kräftiger Freispruch oder eine rechtskräftige
Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt.

2.2.2. Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen Pau-
schalkostenersatz bis 0,5 Prozent der Versicherungs-
summe unter der Voraussetzung, dass dem Versiche-
rungsnehmer fahrlässige strafbare Handlungen vor-
geworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der
Mitteilung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt
der Kontaktaufnahme durch einen Konfliktregler in
Fällen des außergerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kosten-
limit auf 1 Prozent der Versicherungssumme.

2.2.3. In Verwaltungsstrafverfahren wegen der Verletzung
von Verkehrsvorschriften besteht Versicherungsschutz
nur dann, wenn mit Strafverfügung eine Freiheits-
strafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe
von mehr als 0,13 Prozent der Versicherungssumme
festgesetzt wird. Diese Beschränkung gilt nicht für
die Verteidigung in Verfahren wegen der Begehung
eines Vormerkdeliktes im Zusammenhang mit einem
Verkehrsunfall.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das ge-
samte Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe
von mehr als 0,13 Prozent der Versicherungssumme
festgesetzt wird. 

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht Versi-
cherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor Erlassung
eines Bescheides eingestellt oder wenn mit Bescheid
eine Strafe gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 festgesetzt wird.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab-
hängig von der Verschuldensform und unabhängig
vom Ausgang des Verfahrens unter Versicherungs-
schutz.

2.3. Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung oder Ein-
schränkung der Lenkberechtigung gemäß Führerscheingesetz
oder bei Androhung der Entziehung der Lenkberechtigung,
wenn das Verfahren im Zusammenhang mit einem Verkehrs-
unfall oder einer Übertretung von Verkehrsvorschriften einge-
leitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die
Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des Führer-
scheines.

Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Motorfahr-
zeugen Gegenstand derartiger Verfahren, gelten diese Be-
stimmungen sinngemäß.

2.4. Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem Ver-
kehrsunfall sowie im Verfahren wegen Entziehung der Lenk-
berechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch die Ko-
sten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwerden.

3. Was ist nicht versichert?

Im Lenker-Rechtsschutz besteht – neben den in Artikel 7
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genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für

– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben
(auch Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazu-
gehörenden Trainingsfahrten;

– die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuldrecht-
lichen Verträgen sowie die Geltendmachung von An-
sprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus der
Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und über das
Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verletzung
vorvertraglicher Pflichten entstehen;

– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen
Verletzung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verlet-
zung zum Zwecke der Erzielung eines kommerziellen
Vorteils begangen wurde;

– die Verteidigung in Verfahren gemäß Pkt. 2.2.1. bei An-
klage wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung
oder Unterlassung, wenn eine gerichtliche Diversions-
maßnahme ergriffen wird;

– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechts-
schutz, wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger
oder körperlicher Eignung eingeleitet wurde;

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit
des Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das
Fahrzeug zu lenken;

4.1.2. dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder
Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand
befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflich-
tung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersu-
chen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen
oder sich Blut abnehmen zu lassen;

4.1.3. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen
gesetzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungs-
pflichten entspricht.

4.2. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten
nach den Pkten. 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, wenn
der angeführte Umstand im Spruch oder in der Begrün-
dung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall
ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. 
Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

5. Wann endet der Versicherungsvertrag vorzeitig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er voraussichtlich
dauernd daran gehindert ist, ein Fahrzeug zu lenken, wird über
sein schriftliches Verlangen der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos
aufgelöst.

Artikel 19
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebens-

bereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder
eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbstätige für
Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmittelbar
zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur
Arbeitsstätte eintreten;

1.3. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und Sozial-
gerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit dem
Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zu-
sammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur
Arbeitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Geltendmachung von Ansprüchen aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts
wegen eines erlittenen Schadens;

2.2. im Privat- und Berufsbereich die Geltendmachung von
dinglichen Herausgabeansprüchen an beweglichen körper-
lichen Sachen.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht

3.1.1. Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als
Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingneh-
mer oder Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu
Wasser und in der Luft sowie Anhängern einschließ-
lich Ersatzteile und Zubehör eintreten (versicherbar
in Art. 17 oder 18);

3.1.2. die Geltendmachung von Schadenersatz- oder
Herausgabeansprüchen zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer (versicherbar in Art. 21);

3.1.3. die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden
gegen den Sozialversicherungsträger (versicherbar in
Art. 22),

3.1.4. die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuld-
rechtlichen Verträgen sowie die Geltendmachung
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden,
die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten entste-
hen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen,
oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten
entstehen (versicherbar in Art. 24);

3.1.5. Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als
Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken, Gebäu-
den oder Gebäudeteilen entstehen (versicherbar in
Art. 25);

3.1.6. die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden
oder Herausgabeansprüchen im Zusammenhang
mit einer Erb- oder Familienrechtssache (versicherbar
in Art. 26 oder 27)

3.2. Im Schadenersatz-Rechtsschutz besteht – neben den in Arti-
kel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die
Geltendmachung von

3.2.1. immateriellen Schadenersatzansprüchen aus der Ver-
letzung von Persönlichkeitsrechten, ausgenommen
Personenschäden, Schäden aus der Verletzung der
persönlichen Freiheit, der geschlechtlichen Selbstbe-
stimmung und Trauerschäden;

3.2.2. Schadenersatz- oder Herausgabeansprüchen zwi-
schen Miteigentümern oder Pfandrechtgläubigern.

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im
Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch Alkohol,
Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zu-
stand befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung
entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu
lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungs-
fall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom
Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

Artikel 20 
Straf-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebens-
bereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder
eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbs-
tätige für Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg
von und zur Arbeitsstätte eintreten;

1.3. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und Sozialge-
richtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit dem Be-
trieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zusam-
menhängen oder auf dem direkten Weg von und zur Ar-
beitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten

2.1.1. bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang
des Verfahrens;

2.1.2. bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl bei
fahrlässiger als auch vorsätzlicher Begehung strafbar
sind, besteht bei Anklage wegen vorsätzlich strafba-
rer Handlungen und Unterlassungen rückwirkend ab
Anklage Versicherungsschutz, wenn eine endgültige

Einstellung des Verfahrens, ein rechtskräftiger Frei-
spruch oder eine rechtskräftige Verurteilung wegen
Fahrlässigkeit erfolgt;

2.2. die Beratungs- und Vertretungshandlungen bei staats-
anwaltlichen Diversionsmaßnahmen sowie einen allfälligen
Pauschalkostenersatz bis 0,5 Prozent der Versicherungssum-
me unter der Voraussetzung, dass dem Versicherungsneh-
mer fahrlässige strafbare Handlungen vorgeworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der Mittei-
lung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit einer Diver-
sionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktauf-
nahme durch einen Konfliktregler in Fällen des außer-
gerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines vom
Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen oder
Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kostenlimit auf 
1 Prozent der Versicherungssumme.

2.3. die Verteidigung in Strafverfahren vor Verwaltungs-
behörden

2.3.1. wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und
Unterlassungen unabhängig vom Ausgang des Ver-
fahrens ab der ersten Verfolgungshandlung;

2.3.2. wegen vorsätzlich strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen rückwirkend ab der ersten Verfolgungs-
handlung nur dann, wenn die Handlung oder Unter-
lassung strafbar ist und eine endgültige Einstellung
des Verfahrens oder eine rechtskräftige Verurteilung
wegen Fahrlässigkeit erfolgt;

2.4. die Vertretung in Disziplinarverfahren ab Einleitungs-
beschluss.

2.5. bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei vorsätz-
licher Begehung strafbar sind, rückwirkend ab Anklage 
die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten und 
rückwirkend ab der ersten Verfolgungshandlung die Ver-
teidigung in Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden,
wenn eine endgültige Einstellung des Verfahrens oder ein
rechtskräftiger Freispruch erfolgt.

Unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens besteht –
neben den in Art. 7 genannten Fällen – jedoch kein Versi-
cherungsschutz,

– für gewerbsmäßige Begehung gemäß § 70 Strafgesetz-
buch;

– für Delikte gegen die Ehre;

– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitver-
sicherte Personen und umgekehrt sowie für Delikte mit-
versicherter Personen untereinander;

– für Delikte, die ein nach Pkt. 1.3. mitversicherter Arbeit-
nehmer zum Nachteil des versicherten Unternehmens
begangen haben soll;

– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindestens ein-
mal wegen einer auf der gleichen schädlichen Neigung
im Sinne des § 71 Strafgesetzbuch beruhenden Tat
rechtskräftig verurteilt wurde;

– bei der Ergreifung von gerichtlichen Diversionsmaßnah-
men;
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genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für

– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben
(auch Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazu-
gehörenden Trainingsfahrten;

– die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuldrecht-
lichen Verträgen sowie die Geltendmachung von An-
sprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus der
Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und über das
Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verletzung
vorvertraglicher Pflichten entstehen;

– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen
Verletzung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verlet-
zung zum Zwecke der Erzielung eines kommerziellen
Vorteils begangen wurde;

– die Verteidigung in Verfahren gemäß Pkt. 2.2.1. bei An-
klage wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung
oder Unterlassung, wenn eine gerichtliche Diversions-
maßnahme ergriffen wird;

– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechts-
schutz, wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger
oder körperlicher Eignung eingeleitet wurde;

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit
des Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das
Fahrzeug zu lenken;

4.1.2. dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falles nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder
Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand
befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflich-
tung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersu-
chen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen
oder sich Blut abnehmen zu lassen;

4.1.3. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen
gesetzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungs-
pflichten entspricht.

4.2. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten
nach den Pkten. 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, wenn
der angeführte Umstand im Spruch oder in der Begrün-
dung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall
ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. 
Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

5. Wann endet der Versicherungsvertrag vorzeitig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er voraussichtlich
dauernd daran gehindert ist, ein Fahrzeug zu lenken, wird über
sein schriftliches Verlangen der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos
aufgelöst.

Artikel 19
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebens-

bereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder
eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbstätige für
Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmittelbar
zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur
Arbeitsstätte eintreten;

1.3. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und Sozial-
gerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit dem
Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zu-
sammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur
Arbeitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Geltendmachung von Ansprüchen aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts
wegen eines erlittenen Schadens;

2.2. im Privat- und Berufsbereich die Geltendmachung von
dinglichen Herausgabeansprüchen an beweglichen körper-
lichen Sachen.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht

3.1.1. Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als
Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingneh-
mer oder Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu
Wasser und in der Luft sowie Anhängern einschließ-
lich Ersatzteile und Zubehör eintreten (versicherbar
in Art. 17 oder 18);

3.1.2. die Geltendmachung von Schadenersatz- oder
Herausgabeansprüchen zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer (versicherbar in Art. 21);

3.1.3. die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden
gegen den Sozialversicherungsträger (versicherbar in
Art. 22),

3.1.4. die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuld-
rechtlichen Verträgen sowie die Geltendmachung
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden,
die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten entste-
hen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen,
oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten
entstehen (versicherbar in Art. 24);

3.1.5. Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als
Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken, Gebäu-
den oder Gebäudeteilen entstehen (versicherbar in
Art. 25);

3.1.6. die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden
oder Herausgabeansprüchen im Zusammenhang
mit einer Erb- oder Familienrechtssache (versicherbar
in Art. 26 oder 27)

3.2. Im Schadenersatz-Rechtsschutz besteht – neben den in Arti-
kel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die
Geltendmachung von

3.2.1. immateriellen Schadenersatzansprüchen aus der Ver-
letzung von Persönlichkeitsrechten, ausgenommen
Personenschäden, Schäden aus der Verletzung der
persönlichen Freiheit, der geschlechtlichen Selbstbe-
stimmung und Trauerschäden;

3.2.2. Schadenersatz- oder Herausgabeansprüchen zwi-
schen Miteigentümern oder Pfandrechtgläubigern.

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im
Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch Alkohol,
Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zu-
stand befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung
entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu
lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungs-
fall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom
Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

Artikel 20 
Straf-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebens-
bereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder
eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbs-
tätige für Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg
von und zur Arbeitsstätte eintreten;

1.3. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und Sozialge-
richtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit dem Be-
trieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zusam-
menhängen oder auf dem direkten Weg von und zur Ar-
beitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten

2.1.1. bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang
des Verfahrens;

2.1.2. bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl bei
fahrlässiger als auch vorsätzlicher Begehung strafbar
sind, besteht bei Anklage wegen vorsätzlich strafba-
rer Handlungen und Unterlassungen rückwirkend ab
Anklage Versicherungsschutz, wenn eine endgültige

Einstellung des Verfahrens, ein rechtskräftiger Frei-
spruch oder eine rechtskräftige Verurteilung wegen
Fahrlässigkeit erfolgt;

2.2. die Beratungs- und Vertretungshandlungen bei staats-
anwaltlichen Diversionsmaßnahmen sowie einen allfälligen
Pauschalkostenersatz bis 0,5 Prozent der Versicherungssum-
me unter der Voraussetzung, dass dem Versicherungsneh-
mer fahrlässige strafbare Handlungen vorgeworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der Mittei-
lung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit einer Diver-
sionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktauf-
nahme durch einen Konfliktregler in Fällen des außer-
gerichtlichen Tatausgleiches.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines vom
Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen oder
Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kostenlimit auf 
1 Prozent der Versicherungssumme.

2.3. die Verteidigung in Strafverfahren vor Verwaltungs-
behörden

2.3.1. wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und
Unterlassungen unabhängig vom Ausgang des Ver-
fahrens ab der ersten Verfolgungshandlung;

2.3.2. wegen vorsätzlich strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen rückwirkend ab der ersten Verfolgungs-
handlung nur dann, wenn die Handlung oder Unter-
lassung strafbar ist und eine endgültige Einstellung
des Verfahrens oder eine rechtskräftige Verurteilung
wegen Fahrlässigkeit erfolgt;

2.4. die Vertretung in Disziplinarverfahren ab Einleitungs-
beschluss.

2.5. bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei vorsätz-
licher Begehung strafbar sind, rückwirkend ab Anklage 
die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten und 
rückwirkend ab der ersten Verfolgungshandlung die Ver-
teidigung in Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden,
wenn eine endgültige Einstellung des Verfahrens oder ein
rechtskräftiger Freispruch erfolgt.

Unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens besteht –
neben den in Art. 7 genannten Fällen – jedoch kein Versi-
cherungsschutz,

– für gewerbsmäßige Begehung gemäß § 70 Strafgesetz-
buch;

– für Delikte gegen die Ehre;

– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitver-
sicherte Personen und umgekehrt sowie für Delikte mit-
versicherter Personen untereinander;

– für Delikte, die ein nach Pkt. 1.3. mitversicherter Arbeit-
nehmer zum Nachteil des versicherten Unternehmens
begangen haben soll;

– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindestens ein-
mal wegen einer auf der gleichen schädlichen Neigung
im Sinne des § 71 Strafgesetzbuch beruhenden Tat
rechtskräftig verurteilt wurde;

– bei der Ergreifung von gerichtlichen Diversionsmaßnah-
men;
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3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigen-
tümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder
Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in
der Luft sowie Anhängern einschließlich Ersatzteile und
Zubehör eintreten (versicherbar in Art. 17 oder 18);

3.2. Im Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 ge-
nannten Fällen – kein Versicherungsschutz bei Anklage
wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung oder Unter-
lassung, die sowohl bei vorsätzlicher als auch bei fahrlässi-
ger Begehung strafbar ist (Pkt. 2.1.2.), wenn eine gericht-
liche Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im
Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch Alkohol,
Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zu-
stand befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung
entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu
lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungs-
fall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom
Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

Artikel 21 
Arbeitsgerichts-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer im Sinne
des § 51 ASGG gegenüber ihrem Arbeitgeber;

1.2. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Arbeit-
geber im Sinne des § 51 ASGG gegenüber seinen Arbeit-
nehmern.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor
Arbeitsgerichten zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern im Zusammenhang mit Arbeits- oder Lehrverhältnis-
sen oder deren Anbahnung;

2.2. bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in dienst-, besoldungs- 
und pensionsrechtlichen Verfahren sowie die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem
Arbeitsverhältnis gegenüber dem Dienstgeber in Verfahren
vor Gerichten;

2.3. vor Einleitung eines gerichtlichen oder verwaltungsbehörd-
lichen Verfahrens

– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Media-
tion (Art. 6.8.7.);

– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1 Prozent der Versicherungssumme,
sofern die Angelegenheit dadurch oder durch eine Me-
diation endgültig beendet ist.

2.4. Erweiterte Deckung

Der Versicherungsschutz umfasst

– bei Insolvenz des Arbeitgebers auch die Anmeldung von
Forderungen und die Geltendmachung bestrittener
Forderungen vor dem Konkurs- bzw. Ausgleichsgericht
sowie den Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld durch den
versicherten Arbeitnehmer;

– bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen auch die
Kosten für Verwaltungsgerichtshofbeschwerden bis maxi-
mal 2,5 Prozent der Versicherungssumme;

– bei Arbeitsverhältnissen mit den Europäischen Gemein-
schaften auch die Kosten der Wahrnehmung rechtlicher
Interessen in dienstrechtlichen Verfahren vor den Gerich-
ten der Europäischen Gemeinschaft.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht

3.1.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatz- oder dinglichen Herausgabeansprüchen ge-
mäß Art. 17.2.1. und Art. 18.2.1. (versicherbar in
Art. 17 und 18);

3.1.2. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Ver-
sicherungsverträgen (versicherbar in Artikel 24).

3.2. Im Arbeitsgerichts-Rechtsschutz besteht – neben den in Ar-
tikel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem kollektiven
Arbeitsrecht.

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz.

5. Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechtes,
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von
einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungs-
nehmers der Dritte in die während der Dauer seiner Berechti-
gung aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG sind
entsprechend anzuwenden.

Artikel 22
Sozialversicherungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privat- und Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich
betreffen, unmittelbar mit der Berufsausübung zusammen-
hängen oder auf dem direkten Weg von und zur Arbeits-
stätte eintreten;

1.2. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 ASGG für Versiche-
rungsfälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den
Betrieb unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direk-
ten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen des Versicherungsnehmers

2.1. in gerichtlichen Verfahren
– wegen Streitigkeiten mit Sozialversicherungsträgern in

sozialversicherungsrechtlichen Leistungssachen;

– wegen Streitigkeiten über Pflegegeld.

2.2. in Verwaltungsverfahren vor dem Sozialversicherungsträger
wegen Feststellung der Sozialversicherungspflicht, der
Sozialversicherungsberechtigung, des Beginns oder Endes
der Sozialversicherung sowie wegen Streitigkeiten über
Beitragszahlungen und Zuschläge.

2.3. für die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden
gegen den Sozialversicherungsträger.

2.4. Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten für Ver-
waltungsgerichtshofbeschwerden bis maximal 2,5 Prozent
der Versicherungssumme.

3. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Ver-
sicherungsschutz, ausgenommen

– im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen gemäß Pkt. 2.3.;

– bei der Geltendmachung von Ansprüchen aus Unfallereignis-
sen, die nach Versicherungsbeginn eintreten.

4. Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechtes,
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von
einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungs-
nehmers der Dritte in die während der Dauer seiner Berech-
tigung aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte
und Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG
sind entsprechend anzuwenden.

Artikel 23 
Beratungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privat- und Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für Rechtsangelegenheiten, die den privaten
Lebensbereich betreffen oder unmittelbar mit der
unselbstständigen Berufsausübung zusammenhängen;

1.2. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für Rechtsangelegenheiten des
versicherten Betriebes;

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für eine mündliche
Rechtsauskunft durch einen Rechtsanwalt oder Notar bis zu der
im Versicherungsvertrag angegebenen Höhe.

Die Rechtsauskunft kann sich auf alle Gebiete des österreichi-
schen Rechtes beziehen.

Bezieht sich die gewünschte Beratung auf beim selben Versiche-
rer bestehende Versicherungsverträge, übernimmt der Versiche-
rer die Kosten eines vom Versicherungsnehmer frei gewählten
Rechtsanwaltes, der seinen Sitz am allgemeinen Gerichtsstand
des Versicherungsnehmers hat.

Eine Beratung kann vom Versicherungsnehmer höchstens ein-
mal monatlich in Anspruch genommen werden.

3. Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versicherungsfall gilt eine bereits eingetretene oder bevor-
stehende Änderung in den rechtlichen Verhältnissen des Ver-
sicherungsnehmers, die eine Beratung notwendig macht.

Artikel 24
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich, also
nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine sonstige
Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2 im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb.

2. Was ist versichert?

2.1. Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung recht-
licher Interessen aus

2.1.1. Versicherungsverträgen des Versicherungsnehmers;

2.1.2. schuldrechtlichen Verträgen des Versicherungsneh-
mers über bewegliche Sachen;

2.1.3. Reiseverträgen des Versicherungsnehmers für Reisen
bis zu einer Höchstdauer von acht Wochen;
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3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigen-
tümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder
Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in
der Luft sowie Anhängern einschließlich Ersatzteile und
Zubehör eintreten (versicherbar in Art. 17 oder 18);

3.2. Im Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 ge-
nannten Fällen – kein Versicherungsschutz bei Anklage
wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung oder Unter-
lassung, die sowohl bei vorsätzlicher als auch bei fahrlässi-
ger Begehung strafbar ist (Pkt. 2.1.2.), wenn eine gericht-
liche Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im
Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch Alkohol,
Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zu-
stand befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung
entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu
lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungs-
fall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes
oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom
Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

Artikel 21 
Arbeitsgerichts-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer im Sinne
des § 51 ASGG gegenüber ihrem Arbeitgeber;

1.2. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Arbeit-
geber im Sinne des § 51 ASGG gegenüber seinen Arbeit-
nehmern.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor
Arbeitsgerichten zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern im Zusammenhang mit Arbeits- oder Lehrverhältnis-
sen oder deren Anbahnung;

2.2. bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in dienst-, besoldungs- 
und pensionsrechtlichen Verfahren sowie die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem
Arbeitsverhältnis gegenüber dem Dienstgeber in Verfahren
vor Gerichten;

2.3. vor Einleitung eines gerichtlichen oder verwaltungsbehörd-
lichen Verfahrens

– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Media-
tion (Art. 6.8.7.);

– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1 Prozent der Versicherungssumme,
sofern die Angelegenheit dadurch oder durch eine Me-
diation endgültig beendet ist.

2.4. Erweiterte Deckung

Der Versicherungsschutz umfasst

– bei Insolvenz des Arbeitgebers auch die Anmeldung von
Forderungen und die Geltendmachung bestrittener
Forderungen vor dem Konkurs- bzw. Ausgleichsgericht
sowie den Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld durch den
versicherten Arbeitnehmer;

– bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen auch die
Kosten für Verwaltungsgerichtshofbeschwerden bis maxi-
mal 2,5 Prozent der Versicherungssumme;

– bei Arbeitsverhältnissen mit den Europäischen Gemein-
schaften auch die Kosten der Wahrnehmung rechtlicher
Interessen in dienstrechtlichen Verfahren vor den Gerich-
ten der Europäischen Gemeinschaft.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht

3.1.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatz- oder dinglichen Herausgabeansprüchen ge-
mäß Art. 17.2.1. und Art. 18.2.1. (versicherbar in
Art. 17 und 18);

3.1.2. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Ver-
sicherungsverträgen (versicherbar in Artikel 24).

3.2. Im Arbeitsgerichts-Rechtsschutz besteht – neben den in Ar-
tikel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem kollektiven
Arbeitsrecht.

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz.

5. Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechtes,
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von
einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungs-
nehmers der Dritte in die während der Dauer seiner Berechti-
gung aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG sind
entsprechend anzuwenden.

Artikel 22
Sozialversicherungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privat- und Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich
betreffen, unmittelbar mit der Berufsausübung zusammen-
hängen oder auf dem direkten Weg von und zur Arbeits-
stätte eintreten;

1.2. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 ASGG für Versiche-
rungsfälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den
Betrieb unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direk-
ten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen des Versicherungsnehmers

2.1. in gerichtlichen Verfahren
– wegen Streitigkeiten mit Sozialversicherungsträgern in

sozialversicherungsrechtlichen Leistungssachen;

– wegen Streitigkeiten über Pflegegeld.

2.2. in Verwaltungsverfahren vor dem Sozialversicherungsträger
wegen Feststellung der Sozialversicherungspflicht, der
Sozialversicherungsberechtigung, des Beginns oder Endes
der Sozialversicherung sowie wegen Streitigkeiten über
Beitragszahlungen und Zuschläge.

2.3. für die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden
gegen den Sozialversicherungsträger.

2.4. Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten für Ver-
waltungsgerichtshofbeschwerden bis maximal 2,5 Prozent
der Versicherungssumme.

3. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Ver-
sicherungsschutz, ausgenommen

– im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen gemäß Pkt. 2.3.;

– bei der Geltendmachung von Ansprüchen aus Unfallereignis-
sen, die nach Versicherungsbeginn eintreten.

4. Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechtes,
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von
einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungs-
nehmers der Dritte in die während der Dauer seiner Berech-
tigung aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte
und Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG
sind entsprechend anzuwenden.

Artikel 23 
Beratungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privat- und Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für Rechtsangelegenheiten, die den privaten
Lebensbereich betreffen oder unmittelbar mit der
unselbstständigen Berufsausübung zusammenhängen;

1.2. im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für Rechtsangelegenheiten des
versicherten Betriebes;

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für eine mündliche
Rechtsauskunft durch einen Rechtsanwalt oder Notar bis zu der
im Versicherungsvertrag angegebenen Höhe.

Die Rechtsauskunft kann sich auf alle Gebiete des österreichi-
schen Rechtes beziehen.

Bezieht sich die gewünschte Beratung auf beim selben Versiche-
rer bestehende Versicherungsverträge, übernimmt der Versiche-
rer die Kosten eines vom Versicherungsnehmer frei gewählten
Rechtsanwaltes, der seinen Sitz am allgemeinen Gerichtsstand
des Versicherungsnehmers hat.

Eine Beratung kann vom Versicherungsnehmer höchstens ein-
mal monatlich in Anspruch genommen werden.

3. Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versicherungsfall gilt eine bereits eingetretene oder bevor-
stehende Änderung in den rechtlichen Verhältnissen des Ver-
sicherungsnehmers, die eine Beratung notwendig macht.

Artikel 24
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf
den Privat- und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1. im Privatbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.)
für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich, also
nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine sonstige
Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2 im Betriebsbereich
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb.

2. Was ist versichert?

2.1. Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung recht-
licher Interessen aus

2.1.1. Versicherungsverträgen des Versicherungsnehmers;

2.1.2. schuldrechtlichen Verträgen des Versicherungsneh-
mers über bewegliche Sachen;

2.1.3. Reiseverträgen des Versicherungsnehmers für Reisen
bis zu einer Höchstdauer von acht Wochen;
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2.1.4. Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des
Versicherungsnehmers über unbewegliche Sachen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-
lichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung und Abwehr
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus
der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und über
das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verlet-
zung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

2.2. Im Privatbereich erstreckt sich der Versicherungsschutz aus
Reparatur- bzw. sonstigen Werkverträgen über unbewegli-
che Sachen nur auf Gebäude oder Wohnungen einschließ-
lich zugehöriger Grundstücke, die vom Versicherungsneh-
mer zu eigenen Wohnzwecken benützt werden.

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch sonsti-
gen Zwecken dienen, besteht Versicherungsschutz nur für
Fälle, die ausschließlich die eigene Wohnung betreffen.

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken nur der
nichtgewerbsmäßigen Fremdenbeherbergung dienen,
besteht Versicherungsschutz in vollem Umfang.

2.3. Im Betriebsbereich besteht Versicherungsschutz für die
Pkte. 2.1.2. und 2.1.4. nur unter folgenden Vorausset-
zungen:

2.3.1. sofern der Gegner dem Grunde oder der Höhe nach
Einwendungen gegen die Forderung des Versiche-
rungsnehmers erhebt;

2.3.2. sofern und solange die tatsächlichen oder behaupte-
ten Forderungen und Gegenforderungen der Ver-
tragsparteien (Gesamtansprüche) aufgrund dessel-
ben Versicherungsfalles im Sinne des Art. 2.3. die
vertraglich vereinbarte Obergrenze unabhängig von
Umfang, Form und Zeitpunkt der Geltendmachung
nicht übersteigen.

Aufrechnungsweise geltend gemachte Forderungen
werden für die Berechnung der Gesamtansprüche
nur berücksichtigt, sofern und sobald sie der Höhe
nach konkret beziffert sind.

Sinken die Gesamtansprüche vor der gerichtlichen
Geltendmachung durch Zahlung, Vergleich oder
Anerkenntnis unter die vereinbarte Obergrenze, be-
steht ab diesem Zeitpunkt Versicherungsschutz.

Steigen die Gesamtansprüche nach Bestätigung des
Versicherungsschutzes über die vereinbarte Ober-
grenze, entfällt ab diesem Zeitpunkt der Versiche-
rungsschutz.

2.4. Sofern gesondert vereinbart, umfasst der Versicherungs-
schutz im Betriebsbereich abweichend von Pkt. 2.3.1. auch
die Betreibung unbestrittener Forderungen (Inkassofälle),
nachdem der Gegner durch den Versicherungsnehmer
schriftlich aufgefordert wurde, den rechtmäßigen Zustand
herzustellen. Teilzahlungen des Gegners sind abweichend
von Art. 6.8.6. zuerst auf Kosten anzurechnen.

3. Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen

3.1. aus Verträgen betreffend Motorfahrzeuge zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger einschließlich
Ersatzteile und Zubehör (versicherbar in Art. 17);

3.2. in Zusammenhang mit einem Arbeits- oder Lehrverhältnis
(versicherbar in Art. 21);

3.3. aus Verträgen mit Sozialversicherungsträgern (versicherbar
in Art. 22);

3.4. aus Verwaltungsverträgen über Liegenschaften (versicher-
bar in Art. 25);

3.5. im Zusammenhang mit einer Erb- oder Familienrechts-
sache (versicherbar in Art. 26 oder 27).

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Ver-
sicherungsschutz.

5. Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechtes,
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von
einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungs-
nehmers der Dritte in die während der Dauer seiner Berechti-
gung aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG sind
entsprechend anzuwenden.

Artikel 25
Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz hat der Versicherungsnehmer in seiner je-
weils versicherten Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Ver-
pächter, Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter
des in der Polizze bezeichneten Grundstückes, Gebäudes oder
Gebäudeteiles (Wohnung).

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor
Gerichten

2.1.1. aus Miet- und Pachtverträgen über das versicherte
Objekt;

2.1.2. aus Verwaltungsverträgen über das versicherte
Objekt;

2.1.3. aus dinglichen Rechten am versicherten Objekt.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und
Pachtverträgen oder aus Verwaltungsverträgen gilt auch die
Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen
reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung vertrag-
licher Pflichten entstehen und über das Erfüllungsinteresse
hinausgehen, oder aus der Verletzung vorvertraglicher
Pflichten entstehen.

2.2. vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß 
Pkt. 2.1.

– in Außerstreitsachen nach dem Mietrechtsgesetz die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor
den Schlichtungsstellen der Gemeinden;

– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Media-
tion (Art. 6.8.7.);

– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1 Prozent der Versicherungssumme,
sofern die Angelegenheit dadurch oder durch eine
Mediation endgültig beendet ist.

2.3. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die
aus der Beschädigung des versicherten Objektes entstehen.

2.4. abweichend von Art. 7 Pkt. 1.2. die gerichtliche Geltend-
machung von nachbarrechtlichen Ansprüchen aufgrund
allmählicher Einwirkungen, die von unmittelbar benachbar-
ten Grundstücken ausgehen.

2.5. Wechsel des versicherten Objektes.

Wechselt der Versicherungsnehmer während der Laufzeit
des Versicherungsvertrages das in der Polizze bezeichnete
selbst genutzte Objekt, geht der Versicherungsschutz auf
das Ersatzobjekt ohne Wartefrist über. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, den Wechsel dem Versicherer
längstens innerhalb eines Monats anzuzeigen. Rechtfertigt
der Wechsel nach dem Tarif eine höhere als die vereinbarte
Prämie, kann der Versicherer die erhöhte Prämie ab dem
Zeitpunkt des Wechsels verlangen.

Für Versicherungsfälle im Zusammenhang mit dem bisheri-
gen Objekt besteht auch dann Versicherungsschutz, wenn
diese erst nach dem Auszug eintreten.

Das Gleiche gilt für Versicherungsfälle, die sich auf das 
neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder
tatsächlichem Bezug eintreten.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit erb- oder familienrechtlichen Auseinander-
setzungen (versicherbar in Art. 26 oder 27).

3.2. Im Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete be-
steht – neben den in Artikel 7 genannten Fällen – kein Ver-
sicherungsschutz für

3.2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit dem Erwerb oder der Veräußerung
des Eigentumsrechtes oder sonstiger dinglicher
Rechte am versicherten Objekt durch den Versiche-
rungsnehmer;

3.2.2. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zwischen
Miteigentümern, zwischen sonstigen dinglich Nut-
zungsberechtigten des versicherten Objektes oder
aus den mit dem Wohnungseigentum verbundenen
Miteigentumsanteilen.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Bei der gerichtlichen Geltendmachung von nachbarrechtlichen
Ansprüchen auf Grund allmählicher Einwirkungen, die von
unmittelbar benachbarten Grundstücken ausgehen, gilt der
Versicherungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem die
allmählichen Einwirkungen begonnen haben oder begonnen
haben sollen, das ortsübliche Maß zu überschreiten. In allen
übrigen Fällen gelten die Regelungen des Art. 2.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Pkt. 2.3.

Artikel 26
Rechtsschutz in Erbrechtssachen

1. Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine
Angehörigen (Art. 5.2.).

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten

2.1.1. aus dem Erbrecht;

2.1.2. aus Pflichtteils- oder Vermächtnisansprüchen;

2.1.3. aus Verträgen auf den Todesfall.

2.2. vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß 
Pkt. 2.1.

– Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.);

– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1 Prozent der Versicherungssumme,
sofern die Angelegenheit dadurch oder im Zusammen-
hang mit einer Mediation endgültig beendet ist.

2.3. die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden, 
die im Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß 
Pkt. 2.1.1. bis Pkt. 2.1.3. eintreten.

3. Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz in Erbrechtsachen besteht – neben den in Arti-
kel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen

3.1. wenn der zugrunde liegende Erbfall vor Versicherungsbe-
ginn oder innerhalb eines Jahres danach eingetreten ist;

3.2. im Verlassenschaftsverfahren;

3.3. im Zusammenhang mit Erbteilungsklagen;

3.4. für die Geltendmachung von erbrechtlichen Ansprüchen,
die durch einen Vertrag über die Erbschaft übertragen wor-
den sind.

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Pkt. 2.3.

Artikel 27
Rechtsschutz in Familienrechtssachen

1. Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine
Angehörigen (Art. 5.2.).

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten im
Zusammenhang mit

2.1.1. dem Eherecht;

2.1.2. den Rechten zwischen Eltern und Kindern;

2.1.3. dem Obsorgerecht eines anderen;

2.1.4. dem Sachwalterrecht für behinderte Personen.
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2.1.4. Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des
Versicherungsnehmers über unbewegliche Sachen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-
lichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung und Abwehr
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus
der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und über
das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder aus der Verlet-
zung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

2.2. Im Privatbereich erstreckt sich der Versicherungsschutz aus
Reparatur- bzw. sonstigen Werkverträgen über unbewegli-
che Sachen nur auf Gebäude oder Wohnungen einschließ-
lich zugehöriger Grundstücke, die vom Versicherungsneh-
mer zu eigenen Wohnzwecken benützt werden.

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch sonsti-
gen Zwecken dienen, besteht Versicherungsschutz nur für
Fälle, die ausschließlich die eigene Wohnung betreffen.

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken nur der
nichtgewerbsmäßigen Fremdenbeherbergung dienen,
besteht Versicherungsschutz in vollem Umfang.

2.3. Im Betriebsbereich besteht Versicherungsschutz für die
Pkte. 2.1.2. und 2.1.4. nur unter folgenden Vorausset-
zungen:

2.3.1. sofern der Gegner dem Grunde oder der Höhe nach
Einwendungen gegen die Forderung des Versiche-
rungsnehmers erhebt;

2.3.2. sofern und solange die tatsächlichen oder behaupte-
ten Forderungen und Gegenforderungen der Ver-
tragsparteien (Gesamtansprüche) aufgrund dessel-
ben Versicherungsfalles im Sinne des Art. 2.3. die
vertraglich vereinbarte Obergrenze unabhängig von
Umfang, Form und Zeitpunkt der Geltendmachung
nicht übersteigen.

Aufrechnungsweise geltend gemachte Forderungen
werden für die Berechnung der Gesamtansprüche
nur berücksichtigt, sofern und sobald sie der Höhe
nach konkret beziffert sind.

Sinken die Gesamtansprüche vor der gerichtlichen
Geltendmachung durch Zahlung, Vergleich oder
Anerkenntnis unter die vereinbarte Obergrenze, be-
steht ab diesem Zeitpunkt Versicherungsschutz.

Steigen die Gesamtansprüche nach Bestätigung des
Versicherungsschutzes über die vereinbarte Ober-
grenze, entfällt ab diesem Zeitpunkt der Versiche-
rungsschutz.

2.4. Sofern gesondert vereinbart, umfasst der Versicherungs-
schutz im Betriebsbereich abweichend von Pkt. 2.3.1. auch
die Betreibung unbestrittener Forderungen (Inkassofälle),
nachdem der Gegner durch den Versicherungsnehmer
schriftlich aufgefordert wurde, den rechtmäßigen Zustand
herzustellen. Teilzahlungen des Gegners sind abweichend
von Art. 6.8.6. zuerst auf Kosten anzurechnen.

3. Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen

3.1. aus Verträgen betreffend Motorfahrzeuge zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger einschließlich
Ersatzteile und Zubehör (versicherbar in Art. 17);

3.2. in Zusammenhang mit einem Arbeits- oder Lehrverhältnis
(versicherbar in Art. 21);

3.3. aus Verträgen mit Sozialversicherungsträgern (versicherbar
in Art. 22);

3.4. aus Verwaltungsverträgen über Liegenschaften (versicher-
bar in Art. 25);

3.5. im Zusammenhang mit einer Erb- oder Familienrechts-
sache (versicherbar in Art. 26 oder 27).

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Ver-
sicherungsschutz.

5. Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechtes,
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von
einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungs-
nehmers der Dritte in die während der Dauer seiner Berechti-
gung aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG sind
entsprechend anzuwenden.

Artikel 25
Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz hat der Versicherungsnehmer in seiner je-
weils versicherten Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Ver-
pächter, Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter
des in der Polizze bezeichneten Grundstückes, Gebäudes oder
Gebäudeteiles (Wohnung).

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor
Gerichten

2.1.1. aus Miet- und Pachtverträgen über das versicherte
Objekt;

2.1.2. aus Verwaltungsverträgen über das versicherte
Objekt;

2.1.3. aus dinglichen Rechten am versicherten Objekt.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und
Pachtverträgen oder aus Verwaltungsverträgen gilt auch die
Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen
reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung vertrag-
licher Pflichten entstehen und über das Erfüllungsinteresse
hinausgehen, oder aus der Verletzung vorvertraglicher
Pflichten entstehen.

2.2. vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß 
Pkt. 2.1.

– in Außerstreitsachen nach dem Mietrechtsgesetz die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor
den Schlichtungsstellen der Gemeinden;

– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Media-
tion (Art. 6.8.7.);

– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1 Prozent der Versicherungssumme,
sofern die Angelegenheit dadurch oder durch eine
Mediation endgültig beendet ist.

2.3. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die
aus der Beschädigung des versicherten Objektes entstehen.

2.4. abweichend von Art. 7 Pkt. 1.2. die gerichtliche Geltend-
machung von nachbarrechtlichen Ansprüchen aufgrund
allmählicher Einwirkungen, die von unmittelbar benachbar-
ten Grundstücken ausgehen.

2.5. Wechsel des versicherten Objektes.

Wechselt der Versicherungsnehmer während der Laufzeit
des Versicherungsvertrages das in der Polizze bezeichnete
selbst genutzte Objekt, geht der Versicherungsschutz auf
das Ersatzobjekt ohne Wartefrist über. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, den Wechsel dem Versicherer
längstens innerhalb eines Monats anzuzeigen. Rechtfertigt
der Wechsel nach dem Tarif eine höhere als die vereinbarte
Prämie, kann der Versicherer die erhöhte Prämie ab dem
Zeitpunkt des Wechsels verlangen.

Für Versicherungsfälle im Zusammenhang mit dem bisheri-
gen Objekt besteht auch dann Versicherungsschutz, wenn
diese erst nach dem Auszug eintreten.

Das Gleiche gilt für Versicherungsfälle, die sich auf das 
neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder
tatsächlichem Bezug eintreten.

3. Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz
nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit erb- oder familienrechtlichen Auseinander-
setzungen (versicherbar in Art. 26 oder 27).

3.2. Im Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete be-
steht – neben den in Artikel 7 genannten Fällen – kein Ver-
sicherungsschutz für

3.2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit dem Erwerb oder der Veräußerung
des Eigentumsrechtes oder sonstiger dinglicher
Rechte am versicherten Objekt durch den Versiche-
rungsnehmer;

3.2.2. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zwischen
Miteigentümern, zwischen sonstigen dinglich Nut-
zungsberechtigten des versicherten Objektes oder
aus den mit dem Wohnungseigentum verbundenen
Miteigentumsanteilen.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Bei der gerichtlichen Geltendmachung von nachbarrechtlichen
Ansprüchen auf Grund allmählicher Einwirkungen, die von
unmittelbar benachbarten Grundstücken ausgehen, gilt der
Versicherungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem die
allmählichen Einwirkungen begonnen haben oder begonnen
haben sollen, das ortsübliche Maß zu überschreiten. In allen
übrigen Fällen gelten die Regelungen des Art. 2.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Pkt. 2.3.

Artikel 26
Rechtsschutz in Erbrechtssachen

1. Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine
Angehörigen (Art. 5.2.).

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten

2.1.1. aus dem Erbrecht;

2.1.2. aus Pflichtteils- oder Vermächtnisansprüchen;

2.1.3. aus Verträgen auf den Todesfall.

2.2. vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß 
Pkt. 2.1.

– Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.);

– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1 Prozent der Versicherungssumme,
sofern die Angelegenheit dadurch oder im Zusammen-
hang mit einer Mediation endgültig beendet ist.

2.3. die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden, 
die im Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß 
Pkt. 2.1.1. bis Pkt. 2.1.3. eintreten.

3. Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz in Erbrechtsachen besteht – neben den in Arti-
kel 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen

3.1. wenn der zugrunde liegende Erbfall vor Versicherungsbe-
ginn oder innerhalb eines Jahres danach eingetreten ist;

3.2. im Verlassenschaftsverfahren;

3.3. im Zusammenhang mit Erbteilungsklagen;

3.4. für die Geltendmachung von erbrechtlichen Ansprüchen,
die durch einen Vertrag über die Erbschaft übertragen wor-
den sind.

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Pkt. 2.3.

Artikel 27
Rechtsschutz in Familienrechtssachen

1. Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine
Angehörigen (Art. 5.2.).

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1. die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten im
Zusammenhang mit

2.1.1. dem Eherecht;

2.1.2. den Rechten zwischen Eltern und Kindern;

2.1.3. dem Obsorgerecht eines anderen;

2.1.4. dem Sachwalterrecht für behinderte Personen.
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In Außerstreitsachen besteht Versicherungsschutz nur für
das Rechtsmittelverfahren gegen gerichtliche Entschei-
dungen.

2.2. vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens

2.2.1. Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in
den Fällen

– der Rechte zwischen Eltern und Kindern 
(Pkt. 2.1.2.);

– dem Obsorgerecht eines anderen (Pkt. 2.1.3.).

2.2.2. Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung
rechtlicher Interessen bis 1 Prozent der Versiche-
rungssumme, sofern die Angelegenheit dadurch
oder im Zusammenhang mit einer Mediation end-
gültig beendet ist.

2.3. während eines anhängigen gerichtlichen Verfahrens Kosten
außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in den Fällen

– der Rechte zwischen Eltern und Kindern (Pkt. 2.1.2.)

– dem Obsorgerecht eines anderen (Pkt. 2.1.3.)

sofern keine vorgerichtliche Mediation in Anspruch ge-
nommen wurde.

2.4. für die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden,
die im Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß Pkt.
2.1.1. bis Pkt. 2.1.4. eintreten.

3. Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz aus Familienrecht besteht – neben den in Art. 7
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

3.1. bei Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklärung einer
Ehe;

3.2. in Angelegenheiten, die mit Ehescheidungen, einer Aufhe-
bung oder Nichtigerklärung einer Ehe in Zusammenhang
stehen, wenn der Versicherungsfall während der Anhängig-
keit des Scheidungsverfahrens oder innerhalb eines Jahres
nach dessen rechtskräftigem Abschluss eingetreten ist;

In Angelegenheiten, die bei Einleitung des Ehescheidungs-,
des Nichtigkeits- oder Aufhebungsverfahrens bereits an-
hängig waren und mit diesem in Zusammenhang stehen,
entfällt der Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der Ein-
leitung des Verfahrens.

3.3. in Angelegenheiten der Rechte zwischen Eltern und Kin-
dern, wenn der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres
nach der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft der
nichtehelichen Eltern eingetreten ist;

3.4. zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschaft und der
Ehelichkeit sowie zur Feststellung der Unehelichkeit eines
Kindes und für die in Zusammenhang mit einem solchen
Verfahren stehenden Unterhaltssachen, wenn der Versiche-
rungsbeginn weniger als neun Monate vor der Geburt des
betroffenen Kindes liegt;

3.5. für die Geltendmachung von Entgeltansprüchen aus dem
Sachwalterrecht.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Regelungen des Art. 2.3.

Liegt jedoch kein Verstoß gemäß Art. 2.3. vor und ist die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen notwendig, dann gilt abwei-
chend von Art. 2.3. als Versicherungsfall dasjenige Ereignis, das
für den Versicherungsnehmer bzw. seine mitversicherten An-
gehörigen eine Änderung der Rechtslage zur Folge hat und die
Interessenswahrnehmung notwendig macht. Von mehreren
Ereignissen gilt als Versicherungsfall das erste Ereignis, welches
dieselbe Interessenwahrnehmung notwendig macht.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Pkt. 2.4.

Ergänzende Bestimmungen für die Rechtsschutz-Versicherung
(ERB 2007)

Klausel 1

Opfer- und Anti-Stalking-Rechtsschutz

Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen des Versicherungsnehmers und seiner Angehörigen
(vgl. Art. 5.2. ARB) im privaten und beruflichen Bereich 

1.1. als Opfer einer Straftat nach 

– §§ 75, 76, 81-87, 92-95 StGB (strafbare Handlungen
gegen Leib und Leben) 

– §§ 99-107a StGB (strafbare Handlungen gegen die Frei-
heit) 

– §§ 201, 202, 205-208, 212, 213, 215, 217 StGB (straf-
bare Handlungen gegen die Sittlichkeit) 

für die Erhebung einer Subsidiaranklage nach § 72 StPO; 

1.2. für die Übernahme der Kosten eines Rechtsanwaltes zur Gel-
tendmachung von Ansprüchen nach dem Verbrechensop-
fergesetz im Rechtsmittelverfahren;

1.3. als Privatankläger in Verfahren wegen Delikten gemäß Pkt.
1.1. gegen den beschuldigten Täter (soweit gesetzlich vor-
gesehen); 

1.4. für die Beantragung einer einstweiligen Verfügung gegen
den beschuldigten Täter, soweit gegen ihn der Verdacht
einer strafbaren Handlung gemäß § 107a StGB zum Nach-
teil versicherter Personen besteht. 

Klausel 2 

Daten-Rechtsschutz 

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert? 

Versicherungsschutz haben 

1.1. im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. Art.
5.2. ARB) für Versicherungsfälle, die im privaten Lebensbe-
reich, also nicht im Berufs- oder Betriebsbereich oder bei
sonstiger Erwerbstätigkeit, eintreten. 

1.2. im Betriebsbereich 
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb, so-
weit dieser personenbezogene Daten im Sinne des Daten-
schutzgesetzes (DSG) verarbeitet oder verarbeiten lässt. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Organe
und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und 
Sozialgerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit
dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar
zusammenhängen.

2. Was ist versichert? 

2.1. im Privatbereich
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung recht-
licher Interessen zur Durchsetzung des Auskunfts-, Berichti-
gungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechtes gem. §§ 26
bis 28 Datenschutzgesetz gegen private Datenverarbeiter im
Sinne des Datenschutzgesetzes. 

2.2. im Betriebsbereich
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung recht-
licher Interessen des Versicherungsnehmers zur Abwehr von
Ansprüchen Betroffener nach dem Datenschutzgesetz. 

3. Was ist nicht versichert? 

Im Betriebsbereich besteht kein Versicherungsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

3.1. im Zusammenhang mit automationsunterstützter Verarbei-
tung von Daten, die Dienstnehmer des versicherten Betrie-
bes betreffen; 

3.2. zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen der Ver-
letzung datenschutzrechtlicher Bestimmungen. 

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Wird die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen notwendig, ohne dass ein tat-
sächlicher oder behaupteter Verstoß gegen Rechtspflichten oder
Rechtsvorschriften vorliegt, so ist Versicherungsfall das Ereignis,
das den Betroffenen im Sinne des Datenschutzgesetzes nötigt,
ein rechtliches Interesse wahrzunehmen. 
Bei mehreren Ereignissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3.,
Absatz 2 ARB sinngemäß. 

5. Wartefrist 

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz.

Klausel 3 

Steuer-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert? 

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung 

1.1.  der Versicherungsnehmer als Eigentümer oder Halter von
Fahrzeugen, für die ein Fahrzeug-Rechtsschutz (Art. 17 ARB)
besteht; 

1.2.  der Versicherungsnehmer als Eigentümer, Vermieter, Ver-
pächter, Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtig-
ter von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen
(Wohnungen), für die ein Rechtsschutz für Grundstücksei-
gentum und Miete (Art. 25 ARB) besteht; 

1.3.  der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. Art.
5.2 ARB) für den privaten Lebensbereich (vgl. Art. 19.1.1.
ARB); 

1.4.  der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. 
Art. 5.2. ARB) für den Berufsbereich (vgl. Art. 19.1.2. ARB) 

1.5.  der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb. 

Der Betriebsinhaber und seine Angehörigen (vgl. Art. 5.2.
ARB) haben darüber hinaus Versicherungsschutz gem.
Punkt 1.3. und Punkt 1.4. als unselbstständig Erwerbstätige
und im privaten Lebensbereich. 

Anstelle des Betriebsinhabers und seiner Familie treten bei
einer OHG bzw. OEG ein namentlich genannter Gesell-
schafter, bei einer KG, KEG, Ges.m.b.H und einer Genossen-
schaft ein namentlich angeführter Geschäftsführer oder Vor-
stand und bei einer AG die Vorstandsmitglieder und jeweils
deren Familien. 
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In Außerstreitsachen besteht Versicherungsschutz nur für
das Rechtsmittelverfahren gegen gerichtliche Entschei-
dungen.

2.2. vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens

2.2.1. Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in
den Fällen

– der Rechte zwischen Eltern und Kindern 
(Pkt. 2.1.2.);

– dem Obsorgerecht eines anderen (Pkt. 2.1.3.).

2.2.2. Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung
rechtlicher Interessen bis 1 Prozent der Versiche-
rungssumme, sofern die Angelegenheit dadurch
oder im Zusammenhang mit einer Mediation end-
gültig beendet ist.

2.3. während eines anhängigen gerichtlichen Verfahrens Kosten
außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in den Fällen

– der Rechte zwischen Eltern und Kindern (Pkt. 2.1.2.)

– dem Obsorgerecht eines anderen (Pkt. 2.1.3.)

sofern keine vorgerichtliche Mediation in Anspruch ge-
nommen wurde.

2.4. für die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden,
die im Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß Pkt.
2.1.1. bis Pkt. 2.1.4. eintreten.

3. Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz aus Familienrecht besteht – neben den in Art. 7
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

3.1. bei Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklärung einer
Ehe;

3.2. in Angelegenheiten, die mit Ehescheidungen, einer Aufhe-
bung oder Nichtigerklärung einer Ehe in Zusammenhang
stehen, wenn der Versicherungsfall während der Anhängig-
keit des Scheidungsverfahrens oder innerhalb eines Jahres
nach dessen rechtskräftigem Abschluss eingetreten ist;

In Angelegenheiten, die bei Einleitung des Ehescheidungs-,
des Nichtigkeits- oder Aufhebungsverfahrens bereits an-
hängig waren und mit diesem in Zusammenhang stehen,
entfällt der Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der Ein-
leitung des Verfahrens.

3.3. in Angelegenheiten der Rechte zwischen Eltern und Kin-
dern, wenn der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres
nach der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft der
nichtehelichen Eltern eingetreten ist;

3.4. zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschaft und der
Ehelichkeit sowie zur Feststellung der Unehelichkeit eines
Kindes und für die in Zusammenhang mit einem solchen
Verfahren stehenden Unterhaltssachen, wenn der Versiche-
rungsbeginn weniger als neun Monate vor der Geburt des
betroffenen Kindes liegt;

3.5. für die Geltendmachung von Entgeltansprüchen aus dem
Sachwalterrecht.

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Regelungen des Art. 2.3.

Liegt jedoch kein Verstoß gemäß Art. 2.3. vor und ist die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen notwendig, dann gilt abwei-
chend von Art. 2.3. als Versicherungsfall dasjenige Ereignis, das
für den Versicherungsnehmer bzw. seine mitversicherten An-
gehörigen eine Änderung der Rechtslage zur Folge hat und die
Interessenswahrnehmung notwendig macht. Von mehreren
Ereignissen gilt als Versicherungsfall das erste Ereignis, welches
dieselbe Interessenwahrnehmung notwendig macht.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein
Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit
der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß
Pkt. 2.4.

Ergänzende Bestimmungen für die Rechtsschutz-Versicherung
(ERB 2007)

Klausel 1

Opfer- und Anti-Stalking-Rechtsschutz

Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen des Versicherungsnehmers und seiner Angehörigen
(vgl. Art. 5.2. ARB) im privaten und beruflichen Bereich 

1.1. als Opfer einer Straftat nach 

– §§ 75, 76, 81-87, 92-95 StGB (strafbare Handlungen
gegen Leib und Leben) 

– §§ 99-107a StGB (strafbare Handlungen gegen die Frei-
heit) 

– §§ 201, 202, 205-208, 212, 213, 215, 217 StGB (straf-
bare Handlungen gegen die Sittlichkeit) 

für die Erhebung einer Subsidiaranklage nach § 72 StPO; 

1.2. für die Übernahme der Kosten eines Rechtsanwaltes zur Gel-
tendmachung von Ansprüchen nach dem Verbrechensop-
fergesetz im Rechtsmittelverfahren;

1.3. als Privatankläger in Verfahren wegen Delikten gemäß Pkt.
1.1. gegen den beschuldigten Täter (soweit gesetzlich vor-
gesehen); 

1.4. für die Beantragung einer einstweiligen Verfügung gegen
den beschuldigten Täter, soweit gegen ihn der Verdacht
einer strafbaren Handlung gemäß § 107a StGB zum Nach-
teil versicherter Personen besteht. 

Klausel 2 

Daten-Rechtsschutz 

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert? 

Versicherungsschutz haben 

1.1. im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. Art.
5.2. ARB) für Versicherungsfälle, die im privaten Lebensbe-
reich, also nicht im Berufs- oder Betriebsbereich oder bei
sonstiger Erwerbstätigkeit, eintreten. 

1.2. im Betriebsbereich 
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb, so-
weit dieser personenbezogene Daten im Sinne des Daten-
schutzgesetzes (DSG) verarbeitet oder verarbeiten lässt. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Organe
und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und 
Sozialgerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit
dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar
zusammenhängen.

2. Was ist versichert? 

2.1. im Privatbereich
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung recht-
licher Interessen zur Durchsetzung des Auskunfts-, Berichti-
gungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechtes gem. §§ 26
bis 28 Datenschutzgesetz gegen private Datenverarbeiter im
Sinne des Datenschutzgesetzes. 

2.2. im Betriebsbereich
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung recht-
licher Interessen des Versicherungsnehmers zur Abwehr von
Ansprüchen Betroffener nach dem Datenschutzgesetz. 

3. Was ist nicht versichert? 

Im Betriebsbereich besteht kein Versicherungsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

3.1. im Zusammenhang mit automationsunterstützter Verarbei-
tung von Daten, die Dienstnehmer des versicherten Betrie-
bes betreffen; 

3.2. zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen der Ver-
letzung datenschutzrechtlicher Bestimmungen. 

4. Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Wird die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen notwendig, ohne dass ein tat-
sächlicher oder behaupteter Verstoß gegen Rechtspflichten oder
Rechtsvorschriften vorliegt, so ist Versicherungsfall das Ereignis,
das den Betroffenen im Sinne des Datenschutzgesetzes nötigt,
ein rechtliches Interesse wahrzunehmen. 
Bei mehreren Ereignissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3.,
Absatz 2 ARB sinngemäß. 

5. Wartefrist 

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz.

Klausel 3 

Steuer-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert? 

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung 

1.1.  der Versicherungsnehmer als Eigentümer oder Halter von
Fahrzeugen, für die ein Fahrzeug-Rechtsschutz (Art. 17 ARB)
besteht; 

1.2.  der Versicherungsnehmer als Eigentümer, Vermieter, Ver-
pächter, Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtig-
ter von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen
(Wohnungen), für die ein Rechtsschutz für Grundstücksei-
gentum und Miete (Art. 25 ARB) besteht; 

1.3.  der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. Art.
5.2 ARB) für den privaten Lebensbereich (vgl. Art. 19.1.1.
ARB); 

1.4.  der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. 
Art. 5.2. ARB) für den Berufsbereich (vgl. Art. 19.1.2. ARB) 

1.5.  der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb. 

Der Betriebsinhaber und seine Angehörigen (vgl. Art. 5.2.
ARB) haben darüber hinaus Versicherungsschutz gem.
Punkt 1.3. und Punkt 1.4. als unselbstständig Erwerbstätige
und im privaten Lebensbereich. 

Anstelle des Betriebsinhabers und seiner Familie treten bei
einer OHG bzw. OEG ein namentlich genannter Gesell-
schafter, bei einer KG, KEG, Ges.m.b.H und einer Genossen-
schaft ein namentlich angeführter Geschäftsführer oder Vor-
stand und bei einer AG die Vorstandsmitglieder und jeweils
deren Familien. 
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2. Was ist versichert? 

Der Versicherungsschutz umfasst abweichend von Art. 7.1. ARB 

2.1.  die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Bereich des
Steuer-, Zoll- und sonstigen Abgabenrechtes vor dem 

2.1.1. Verfassungsgerichtshof (Verfassungsbeschwerde
gegen Bescheide gemäß Art. 144 Bundesverfas-
sungsgesetz) 

2.1.2.  Verwaltungsgerichtshof 

2.1.2.1. wegen Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines 
Bescheides (Bescheidbeschwerde gemäß Art.
131 Bundesverfassungsgesetz); 

2.1.2.2. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht über
Eingaben des Versicherungsnehmers (Säumnis-
beschwerde gem. Art. 132 Bundesverfassungs-
gesetz); 

2.2. die Verteidigung in gerichtlichen Strafverfahren nach dem
Finanzstrafgesetz (FinStrG). Eingeschlossen ist die Verteidi-
gung in Verwaltungsstrafverfahren ab Einleitung des Verfah-
rens mittels Bescheides oder durch Strafverfügung gemäß 
§ 143 Abs. 1 FinStrG. Versicherungsschutz besteht dabei 

2.2.1. wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen; 

2.2.2.  bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen wird rückwirkend Versiche-
rungsschutz gegeben, wenn eine rechtskräftige Ver-
urteilung wegen Fahrlässigkeit, rechtskräftiger Frei-
spruch oder eine endgültige Einstellung des
Strafverfahrens erfolgt, weil es an genügenden Grün-
den fehlt, den Beschuldigten der Tat für verdächtig
zu halten oder mangelnde Strafwürdigkeit der Tat
gemäß § 42 Strafgesetzbuch bzw. § 25 FinStrG gege-
ben ist.

Für Handlungen und Unterlassungen, die nur bei
vorsätzlicher Begehung strafbar sind, besteht aber
unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens kein
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer
schon wegen einer auf der gleichen schädlichen Nei-
gung im Sinne des § 71 Strafgesetzbuch beruhenden
Tat verurteilt worden ist. Getilgte Strafen bleiben
dabei außer Betracht. 

3. Was gilt als Versicherungsfall? 

Abweichend von Art. 2 der ARB gilt für die Wahrnehmung recht-
licher Interessen gem. Punkt 2.1. (Verfassungs- und Verwaltungs-
gerichtshofbeschwerde) der Versicherungsfall mit dem Zeitpunkt
des Zuganges der ersten Entscheidung der Abgabenbehörde ers-
ter Instanz als eingetreten. Für die Verteidigung im gerichtlichen
Strafverfahren gem. Punkt 2.2. gelten die Regelungen des Art.
2.3. der ARB. 

4. Was ist nicht versichert? 

Kein Versicherungsschutz besteht 

4.1. im Zusammenhang mit der Haftung für Steuern, Gebühren
oder sonstiger Abgaben Dritter; 

4.2. im Zusammenhang mit Verfahren, die 

4.2.1. vom Versicherungsnehmer durch ein vor Versiche-
rungsbeginn oder innerhalb der Wartefrist liegendes
Anbringen ausgelöst wurden; 

4.2.2. durch einen vor Versicherungsbeginn oder innerhalb
der Wartefrist liegenden tatsächlichen oder behaupte-
ten Verstoß des Versicherungsnehmers, der Abgaben-
behörde oder eines Dritten ausgelöst wurden. 

5. Wartefrist 

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versiche-
rungsschutz. 

Klausel 4 

Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben in Verbindung mit dem Straf-Rechts-
schutz gemäß Art. 20 ARB

1.1. im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. 5.2.
ARB) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich,
also nicht den Berufs- und Betriebsbereich oder eine sonsti-
ge Erwerbstätigkeit, betreffen. 

1.2. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.
ARB) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbstätige
für Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmittel-
bar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und
zur Arbeitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

In Erweiterung von Art. 20 ARB umfasst der Versicherungsschutz
die Verteidigung in Verfahren vor der Anklage gemäß der Straf-
prozessordnung (StPO) bis 5% der Versicherungssumme je nach 
vereinbartem Versicherungsumfang in Art. 20 ARB

2.1. bei Ermittlungen wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen
und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang des Strafver-
fahrens;

2.2. bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl bei fahrläs-
siger als auch bei vorsätzlicher Begehung strafbar sind, 
bei Vorwurf vorsätzlich strafbarer Handlungen und
Unterlassungen rückwirkend ab Ermittlungsbeginn bis An-
klage, Einstellung durch den Staatsanwalt oder Ergreifung
staatsanwaltlicher Diversionsmaßnahmen unter der Voraus-
setzung, dass eine endgültige Einstellung, ein rechtskräftiger
Freispruch oder eine rechtskräftige Verurteilung wegen Fahr-
lässigkeit erfolgt;

2.3. bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei vorsätz-
licher Begehung strafbar sind, rückwirkend ab Ermittlungs-
beginn bis Anklage, Einstellung durch den Staatsanwalt oder
Ergreifung staatsanwaltlicher Diversionsmaßnahmen unter der
Voraussetzung, dass eine endgültige Einstellung oder
ein rechtskräftiger Freispruch erfolgt.

3. Was ist nicht versichert?

Im Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7
ARB genannten Fällen – kein Versicherungsschutz

– für Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den mitversi-
cherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter,
Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder Lenker von Motor-
fahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhän-
gern einschließlich Ersatzteile und Zubehör eintreten;

– bei Ermittlungen wegen vorsätzlicher Begehung einer Hand-
lung oder Unterlassung, die sowohl bei vorsätzlicher als auch
bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, wenn eine staatsanwaltli-
che Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

– unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens bei Ermittlung
wegen einer Handlung oder Unterlassung, die nur bei vorsätz-
licher Begehung strafbar ist,

– für Verbrechen gegen das Leben und Verbrechen mit Todes-
folge;

– für gewerbsmäßige Begehung im Sinne von § 70 StGB;

– für Delikte gegen die Ehre;

– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitversicherte
Personen und umgekehrt sowie für Delikte mitversicherter 
Personen untereinander;

– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindestens einmal
rechtskräftig wegen desselben Deliktes verurteilt wurde;

– bei Ergreifung von Diversionsmaßnahmen;

– für Fälle des Steuer-Rechtsschutzes gemäß Klausel 3 ERB.
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2. Was ist versichert? 

Der Versicherungsschutz umfasst abweichend von Art. 7.1. ARB 

2.1.  die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Bereich des
Steuer-, Zoll- und sonstigen Abgabenrechtes vor dem 

2.1.1. Verfassungsgerichtshof (Verfassungsbeschwerde
gegen Bescheide gemäß Art. 144 Bundesverfas-
sungsgesetz) 

2.1.2.  Verwaltungsgerichtshof 

2.1.2.1. wegen Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines 
Bescheides (Bescheidbeschwerde gemäß Art.
131 Bundesverfassungsgesetz); 

2.1.2.2. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht über
Eingaben des Versicherungsnehmers (Säumnis-
beschwerde gem. Art. 132 Bundesverfassungs-
gesetz); 

2.2. die Verteidigung in gerichtlichen Strafverfahren nach dem
Finanzstrafgesetz (FinStrG). Eingeschlossen ist die Verteidi-
gung in Verwaltungsstrafverfahren ab Einleitung des Verfah-
rens mittels Bescheides oder durch Strafverfügung gemäß 
§ 143 Abs. 1 FinStrG. Versicherungsschutz besteht dabei 

2.2.1. wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen; 

2.2.2.  bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen wird rückwirkend Versiche-
rungsschutz gegeben, wenn eine rechtskräftige Ver-
urteilung wegen Fahrlässigkeit, rechtskräftiger Frei-
spruch oder eine endgültige Einstellung des
Strafverfahrens erfolgt, weil es an genügenden Grün-
den fehlt, den Beschuldigten der Tat für verdächtig
zu halten oder mangelnde Strafwürdigkeit der Tat
gemäß § 42 Strafgesetzbuch bzw. § 25 FinStrG gege-
ben ist.

Für Handlungen und Unterlassungen, die nur bei
vorsätzlicher Begehung strafbar sind, besteht aber
unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens kein
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer
schon wegen einer auf der gleichen schädlichen Nei-
gung im Sinne des § 71 Strafgesetzbuch beruhenden
Tat verurteilt worden ist. Getilgte Strafen bleiben
dabei außer Betracht. 

3. Was gilt als Versicherungsfall? 

Abweichend von Art. 2 der ARB gilt für die Wahrnehmung recht-
licher Interessen gem. Punkt 2.1. (Verfassungs- und Verwaltungs-
gerichtshofbeschwerde) der Versicherungsfall mit dem Zeitpunkt
des Zuganges der ersten Entscheidung der Abgabenbehörde ers-
ter Instanz als eingetreten. Für die Verteidigung im gerichtlichen
Strafverfahren gem. Punkt 2.2. gelten die Regelungen des Art.
2.3. der ARB. 

4. Was ist nicht versichert? 

Kein Versicherungsschutz besteht 

4.1. im Zusammenhang mit der Haftung für Steuern, Gebühren
oder sonstiger Abgaben Dritter; 

4.2. im Zusammenhang mit Verfahren, die 

4.2.1. vom Versicherungsnehmer durch ein vor Versiche-
rungsbeginn oder innerhalb der Wartefrist liegendes
Anbringen ausgelöst wurden; 

4.2.2. durch einen vor Versicherungsbeginn oder innerhalb
der Wartefrist liegenden tatsächlichen oder behaupte-
ten Verstoß des Versicherungsnehmers, der Abgaben-
behörde oder eines Dritten ausgelöst wurden. 

5. Wartefrist 

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versiche-
rungsschutz. 

Klausel 4 

Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben in Verbindung mit dem Straf-Rechts-
schutz gemäß Art. 20 ARB

1.1. im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl. 5.2.
ARB) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich,
also nicht den Berufs- und Betriebsbereich oder eine sonsti-
ge Erwerbstätigkeit, betreffen. 

1.2. im Berufsbereich
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.
ARB) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbstätige
für Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmittel-
bar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und
zur Arbeitsstätte eintreten.

2. Was ist versichert?

In Erweiterung von Art. 20 ARB umfasst der Versicherungsschutz
die Verteidigung in Verfahren vor der Anklage gemäß der Straf-
prozessordnung (StPO) bis 5% der Versicherungssumme verein-
bartem Versicherungsumfang in Art. 20 ARB

2.1. bei Ermittlungen wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen
und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang des Strafver-
fahrens;

2.2. bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl bei fahrläs-
siger als auch bei vorsätzlicher Begehung strafbar sind, be-
steht bei Vorwurf vorsätzlich strafbarer Handlungen und
Unterlassungen rückwirkend ab Ermittlungsbeginn bis An-
klage, Einstellung durch den Staatsanwalt oder Ergreifung
staatsanwaltlicher Diversionsmaßnahmen Versicherungs-
schutz, wenn eine endgültige Einstellung, ein rechtskräftiger
Freispruch oder eine rechtskräftige Verurteilung wegen Fahr-
lässigkeit erfolgt;

2.3. bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei vorsätz-
licher Begehung strafbar sind, rückwirkend ab Ermittlungs-
beginn bis Anklage, Einstellung durch den Staatsanwalt oder
Ergreifung staatsanwaltlicher Diversionsmaßnahmen Versi-
cherungsschutz für die Verteidigung im Ermittlungsverfah-
ren, wenn eine endgültige Einstellung oder ein rechtskräfti-
ger Freispruch erfolgt.

3. Was ist nicht versichert?

Im Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7
ARB genannten Fällen – kein Versicherungsschutz

– für Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den mitversi-
cherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter,
Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder Lenker von Motor-
fahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhän-
gern einschließlich Ersatzteile und Zubehör eintreten;

– bei Ermittlungen wegen vorsätzlicher Begehung einer Hand-
lung oder Unterlassung, die sowohl bei vorsätzlicher als auch
bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, wenn eine staatsanwaltli-
che Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

– für Verbrechen gegen das Leben und Verbrechen mit Todes-
folge;

– für gewerbsmäßige Begehung im Sinne von § 70 StGB;

– für Delikte gegen die Ehre;

– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitversicherte
Personen und umgekehrt sowie für Delikte mitversicherter 
Personen untereinander;

– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindestens einmal
rechtskräftig wegen desselben Deliktes verurteilt wurde;

– bei Ergreifung von Diversionsmaßnahmen;

– für Fälle des Steuer-Rechtsschutzes gemäß Klausel 3 ERB.
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Zu den Allgemeinen Bedingungen für die Rechts-
schutz-Versicherung (ARB 2007, Stand 01/2008)

Wiedergabe der in den ARB erwähnten Gesetzes-
bestimmungen

Konsumentenschutzgesetz (KSchG)

§ 3 Rücktrittsrecht

(1)
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom
Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke dauernd benütz-
ten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe
oder einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von
seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser
Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder da-
nach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit
der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und
die Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Ver-
trags notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rük-
ktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit
dem Zustandekommen des Vertrags zu laufen. Diese Belehrung
ist dem Verbraucher anlässlich der Entgegennahme seiner Ver-
tragserklärung auszufolgen. Das Rücktrittsrecht erlischt bei Versi-
cherungsverträgen spätestens einen Monat nach dem Zustande-
kommen des Vertrags.

(2)
Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer
oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den Verbraucher
im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder einer ähn-
lichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles An-
sprechen auf der Straße in die vom Unternehmer für seine ge-
schäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat.

(3)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unter-
nehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Bespre-
chungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten
vorangegangen sind oder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern
außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das
vereinbarte Entgelt 15 Euro, oder wenn das Unternehmen
nach seiner Natur nicht in ständigen Geschäftsräumen betrie-
ben wird und das Entgelt 45 Euro nicht übersteigt.

(4)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform.
Es genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine Ver-
tragserklärung oder die des Unternehmers enthält, dem Unter-
nehmer oder dessen Beauftragten, der an den Vertrags-
verhandlungen mitgewirkt hat, mit einem Vermerk zurückstellt,
der erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen
oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es genügt,
wenn die Erklärung innerhalb des im Abs. 1 genannten Zeitrau-
mes abgesendet wird.

(5)
Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer gegen die ge-
werberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die Ent-
gegennahme von Dienstleistungen über das Aufsuchen von Pri-
vatpersonen oder über die Entgegennahme von Bestellungen auf

Waren (§§ 54, 57 und 59 GewO 1994) verstoßen hat. Die Be-
stimmungen des Abs. 1 und 4 sind auch auf dieses Rück-
trittsrecht anzuwenden. Es steht dem Verbraucher auch in den
Fällen des Abs. 3 zu.

§ 3a 

(1)
Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom
Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung für
seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unternehmer
im Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich
dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß
eintreten.

(2)
Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs. 1 sind

1. die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Drit-
ten, die erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers
erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden kann,

2. die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,

3. die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und

4. die Aussicht auf einen Kredit.

(3)
Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist
beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, dass
die in Abs. 1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich
geringerem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung
über dieses Rücktrittsrecht erhalten hat. Das Rücktrittsrecht er-
lischt jedoch spätestens einen Monat nach der vollständigen Er-
füllung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und
Versicherungsverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden Ver-
tragsdauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen
des Vertrags.

(4)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn

1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen
musste, dass die maßgeblichen Umstände nicht oder nur in
erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden,

2. der Ausschluss des Rücktrittsrechts im Einzelnen ausgehandelt
worden ist oder

3. der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des
Vertrags bereit erklärt.

(5)
Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß.

Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)

§ 5b (Rücktrittsrecht/Obliegenheitsverletzung)

(1)
Gibt der Versicherungsnehmer seine schriftliche Vertragserklä-
rung dem Versicherer oder seinem Beauftragten persönlich ab,
so hat dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser Vertragserklä-
rung auszuhändigen.

(2)
Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen vom Ver-
trag zurücktreten, sofern er 

1. entgegen Abs. 1 keine Kopie seiner Vertragserklärung erhalten
hat,
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2. die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmun-
gen über die Festsetzung der Prämie, soweit diese nicht im
Antrag bestimmt ist, und über vorgesehene Änderungen der
Prämie nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung erhalten hat
oder 

3. die in den §§ 9a und 18b VAG und, sofern die Vermittlung
durch einen Versicherungsvermittler in der Form „Versiche-
rungsagent“ erfolgte, die in den §§ 137f Abs. 7 bis 8 und
137g GewO 1994 unter Beachtung des § 137h GewO 1994
vorgesehenen Mitteilungen nicht erhalten hat.

(3)
Dem Versicherer obliegt der Beweis, dass die in Abs. 2 Z 1 und 2
angeführten Urkunden rechtzeitig ausgefolgt und die in
Abs. 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten rechtzeitig erfüllt
worden sind. 

(4)
Die Frist zum Rücktritt nach Abs. 2 beginnt erst zu laufen, wenn
die in Abs. 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten erfüllt worden
sind, dem Versicherungsnehmer der Versicherungsschein und
die Versicherungsbedingungen ausgefolgt worden sind und er
über sein Rücktrittsrecht belehrt worden ist. 

(5)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform;
es genügt, wenn die Erklärung innerhalb der Frist abgesendet
wird. Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach
Zugang des Versicherungsscheins einschließlich einer Belehrung
über das Rücktrittsrecht. Hat der Versicherer vorläufige Deckung
gewährt, so gebührt ihm hierfür die ihrer Dauer entsprechende
Prämie. 

(6)
Das Rücktrittsrecht gilt nicht, wenn die Vertragslaufzeit weniger
als sechs Monate beträgt.

§ 6 (Obliegenheitsverletzung)

(1)
Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit,
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer
gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge
nicht ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzuse-
hen ist. Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die
Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der
Versicherer innerhalb eines Monats nicht, so kann er sich auf die
vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a)
Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrunde liegende Äquivalenz zwischen Risiko 
und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungs-
freiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die verein-
barte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen
Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu
sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss
auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, 
tritt die Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vor-
sätzlich verletzt worden ist.

(2)
Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber – unab-

hängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1 a – zu erfüllen ist, so
kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit
nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder soweit sie keinen Einfluss auf
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt
hat.

(3)
Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungs-
falles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die ver-
einbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Ob-
liegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des
Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Um-
stände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht
des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
Einfluss gehabt hat.

(4)
Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirk-
sam.

(5)
Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verletzung einer ver-
einbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Ver-
sicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen aus-
gefolgt worden sind oder ihm eine andere Urkunde ausgefolgt
worden ist, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.

§ 12 (Verjährung, Klagefrist)

(1)
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Steht der Anspruch einem Dritten zu, so beginnt die
Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung
des Versicherers bekannt geworden ist; ist dem Dritten dieses
Recht nicht bekannt geworden, so verjähren seine Ansprüche
erst nach zehn Jahren.

(2)
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Einlangen
einer schriftlichen Entscheidung des Versicherers gehemmt, die
zumindest mit der Anführung einer der Ablehnung derzeit zu-
grunde gelegten Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen
Bestimmung begründet ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die
Verjährung jedenfalls ein.

(3)
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn
der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb eines Jahres ge-
richtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem
der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den er-
hobenen Anspruch in einer dem Abs. 2 entsprechenden Weise
sowie unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen
Rechtsfolge abgelehnt hat; sie ist für die Dauer von Vergleichs-
verhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit,
in der der Versicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der
rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs ge-
hindert ist, gehemmt.

Anhang
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Zu den Allgemeinen Bedingungen für die Rechts-
schutz-Versicherung (ARB 2007, Stand 01/2008)

Wiedergabe der in den ARB erwähnten Gesetzes-
bestimmungen

Konsumentenschutzgesetz (KSchG)

§ 3 Rücktrittsrecht

(1)
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom
Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke dauernd benütz-
ten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe
oder einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von
seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser
Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder da-
nach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit
der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und
die Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des Ver-
trags notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rük-
ktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit
dem Zustandekommen des Vertrags zu laufen. Diese Belehrung
ist dem Verbraucher anlässlich der Entgegennahme seiner Ver-
tragserklärung auszufolgen. Das Rücktrittsrecht erlischt bei Versi-
cherungsverträgen spätestens einen Monat nach dem Zustande-
kommen des Vertrags.

(2)
Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer
oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den Verbraucher
im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder einer ähn-
lichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles An-
sprechen auf der Straße in die vom Unternehmer für seine ge-
schäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat.

(3)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unter-
nehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Bespre-
chungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten
vorangegangen sind oder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern
außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das
vereinbarte Entgelt 15 Euro, oder wenn das Unternehmen
nach seiner Natur nicht in ständigen Geschäftsräumen betrie-
ben wird und das Entgelt 45 Euro nicht übersteigt.

(4)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform.
Es genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine Ver-
tragserklärung oder die des Unternehmers enthält, dem Unter-
nehmer oder dessen Beauftragten, der an den Vertrags-
verhandlungen mitgewirkt hat, mit einem Vermerk zurückstellt,
der erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen
oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es genügt,
wenn die Erklärung innerhalb des im Abs. 1 genannten Zeitrau-
mes abgesendet wird.

(5)
Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer gegen die ge-
werberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die Ent-
gegennahme von Dienstleistungen über das Aufsuchen von Pri-
vatpersonen oder über die Entgegennahme von Bestellungen auf

Waren (§§ 54, 57 und 59 GewO 1994) verstoßen hat. Die Be-
stimmungen des Abs. 1 und 4 sind auch auf dieses Rück-
trittsrecht anzuwenden. Es steht dem Verbraucher auch in den
Fällen des Abs. 3 zu.

§ 3a 

(1)
Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom
Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung für
seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unternehmer
im Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich
dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß
eintreten.

(2)
Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs. 1 sind

1. die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Drit-
ten, die erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers
erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden kann,

2. die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,

3. die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und

4. die Aussicht auf einen Kredit.

(3)
Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist
beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, dass
die in Abs. 1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich
geringerem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung
über dieses Rücktrittsrecht erhalten hat. Das Rücktrittsrecht er-
lischt jedoch spätestens einen Monat nach der vollständigen Er-
füllung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und
Versicherungsverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden Ver-
tragsdauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen
des Vertrags.

(4)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn

1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen
musste, dass die maßgeblichen Umstände nicht oder nur in
erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden,

2. der Ausschluss des Rücktrittsrechts im Einzelnen ausgehandelt
worden ist oder

3. der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des
Vertrags bereit erklärt.

(5)
Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß.

Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)

§ 5b (Rücktrittsrecht/Obliegenheitsverletzung)

(1)
Gibt der Versicherungsnehmer seine schriftliche Vertragserklä-
rung dem Versicherer oder seinem Beauftragten persönlich ab,
so hat dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser Vertragserklä-
rung auszuhändigen.

(2)
Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen vom Ver-
trag zurücktreten, sofern er 

1. entgegen Abs. 1 keine Kopie seiner Vertragserklärung erhalten
hat,
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2. die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmun-
gen über die Festsetzung der Prämie, soweit diese nicht im
Antrag bestimmt ist, und über vorgesehene Änderungen der
Prämie nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung erhalten hat
oder 

3. die in den §§ 9a und 18b VAG und, sofern die Vermittlung
durch einen Versicherungsvermittler in der Form „Versiche-
rungsagent“ erfolgte, die in den §§ 137f Abs. 7 bis 8 und
137g GewO 1994 unter Beachtung des § 137h GewO 1994
vorgesehenen Mitteilungen nicht erhalten hat.

(3)
Dem Versicherer obliegt der Beweis, dass die in Abs. 2 Z 1 und 2
angeführten Urkunden rechtzeitig ausgefolgt und die in
Abs. 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten rechtzeitig erfüllt
worden sind. 

(4)
Die Frist zum Rücktritt nach Abs. 2 beginnt erst zu laufen, wenn
die in Abs. 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten erfüllt worden
sind, dem Versicherungsnehmer der Versicherungsschein und
die Versicherungsbedingungen ausgefolgt worden sind und er
über sein Rücktrittsrecht belehrt worden ist. 

(5)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform;
es genügt, wenn die Erklärung innerhalb der Frist abgesendet
wird. Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach
Zugang des Versicherungsscheins einschließlich einer Belehrung
über das Rücktrittsrecht. Hat der Versicherer vorläufige Deckung
gewährt, so gebührt ihm hierfür die ihrer Dauer entsprechende
Prämie. 

(6)
Das Rücktrittsrecht gilt nicht, wenn die Vertragslaufzeit weniger
als sechs Monate beträgt.

§ 6 (Obliegenheitsverletzung)

(1)
Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit,
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer
gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge
nicht ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzuse-
hen ist. Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die
Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der
Versicherer innerhalb eines Monats nicht, so kann er sich auf die
vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a)
Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrunde liegende Äquivalenz zwischen Risiko 
und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungs-
freiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die verein-
barte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen
Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu
sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss
auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, 
tritt die Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vor-
sätzlich verletzt worden ist.

(2)
Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber – unab-

hängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1 a – zu erfüllen ist, so
kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit
nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder soweit sie keinen Einfluss auf
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt
hat.

(3)
Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungs-
falles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die ver-
einbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Ob-
liegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des
Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Um-
stände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht
des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
Einfluss gehabt hat.

(4)
Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirk-
sam.

(5)
Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verletzung einer ver-
einbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Ver-
sicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen aus-
gefolgt worden sind oder ihm eine andere Urkunde ausgefolgt
worden ist, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.

§ 12 (Verjährung, Klagefrist)

(1)
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Steht der Anspruch einem Dritten zu, so beginnt die
Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung
des Versicherers bekannt geworden ist; ist dem Dritten dieses
Recht nicht bekannt geworden, so verjähren seine Ansprüche
erst nach zehn Jahren.

(2)
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Einlangen
einer schriftlichen Entscheidung des Versicherers gehemmt, die
zumindest mit der Anführung einer der Ablehnung derzeit zu-
grunde gelegten Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen
Bestimmung begründet ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die
Verjährung jedenfalls ein.

(3)
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn
der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb eines Jahres ge-
richtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem
der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den er-
hobenen Anspruch in einer dem Abs. 2 entsprechenden Weise
sowie unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen
Rechtsfolge abgelehnt hat; sie ist für die Dauer von Vergleichs-
verhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit,
in der der Versicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der
rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs ge-
hindert ist, gehemmt.

Anhang
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§ 38 (Verspätete Zahlung der ersten Prämie)

(1)
Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen 
nach dem Abschluss des Versicherungsvertrages und nach der
Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Ver-
sicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom
Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch
auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag
an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2)
Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Ver-
sicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung
frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeiti-
gen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.

(3)
Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
des Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 (Fristbestimmung für Folgeprämie)

(1)
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur
Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen
Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach
Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Frist-
bestimmung ohne Beachtung dieser Vorschriften ist unwirksam.

(2)
Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung
der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungs-
nehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden ver-
hindert war.

(3)
Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündi-
gen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug
ist. Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam
wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit
der Zahlung im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer
bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die
Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, falls
die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist,
innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die
Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits ein-
getreten ist.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a

Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der Jah-
resprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Verzug, so tritt eine im §
38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers nicht
ein.

§ 40 (Prämie trotz Aufhebung des Versicherungs-
verhältnisses)

Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode
oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die
Prämie nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit
nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen.

Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall die Zahlung
einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr) auszu-
bedingen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt.

§ 64 (Feststellungen durch Sachverständige)

(1)
Eine Vereinbarung, dass einzelne Voraussetzungen des An-
spruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in
einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige fest-
gestellt werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen ist,
dass der Sachverständige oder die Sachverständigen von einem
unbeteiligten Dritten oder jeweils in gleicher Anzahl vom Ver-
sicherer und vom Versicherungsnehmer namhaft gemacht
werden, wobei vorgesehen werden kann, dass diese Sachver-
ständigen oder ein unbeteiligter Dritter einen Vorsitzenden zu
bestimmen haben.

(2)
Die von dem oder den Sachverständigen getroffene Feststellung
ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der wirklichen Sach-
lage erheblich abweicht. Die Feststellung erfolgt in diesem Fall
durch Urteil. Das Gleiche gilt, wenn die Sachverständigen die
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie ver-
zögern.

(3)
Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen vom Gericht zu be-
stellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig, in
dessen Sprengel der Schaden entstanden ist. Durch eine aus-
drückliche Vereinbarung der Beteiligten kann die Zuständigkeit
eines anderen Bezirksgerichtes begründet werden. Der Beschluss,
durch den dem Antrag auf Bestellung der Sachverständigen
stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4)
Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 ab-
weicht, ist nichtig.

§ 69 (Eintritt des Erwerbers)

(2)
Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintrittes laufende
Versicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der-
Erwerber zur ungeteilten Hand.

(3)
Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch das
Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forderungen erst
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis er-
langt; die Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 des Allgemeinen Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (ABGB) sind entprechend anzuwenden.

§ 70 (Kündigungsrecht)

(1)
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kün-
digen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in
welchem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt hat.

(2)
Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kün-
digen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder auf
den Schluss der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats
nach dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Ver-
sicherung keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen, in wel-
chem der Erwerber von der Versicherung Kenntnis erlangt hat.

(3)
Wird das Versicherungsverhältnis aufgrund dieser Vorschriften
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu
zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie nicht.

§ 71 (Anzeige der Veräußerung)

(1)
Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
Wird die Anzeige weder vom Erwerber noch vom Veräußerer un-
verzüglich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige
dem Versicherer hätte zugehen müssen.

(2)
Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen,
wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in
welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn
die Anzeige nicht vorsätzlich unterlassen worden ist und die
Veräußerung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungs-
falles oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. Das Gleiche gilt,
wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für
die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung
nicht erfolgt ist.

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG)

§ 51 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbegriff

(1)
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Sinn dieses Bundesgesetzes
sind alle Personen, die zueinander in einem privat- oder öffent-
lichrechtlichen Arbeitsverhältnis, in einem Lehr- oder sonstigen
Ausbildungsverhältnis stehen oder gestanden sind.

(2)
Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von einem
Arbeitnehmer auf Grund eines Arbeitsverhältnisses mit einem
anderen wie von einem eigenen Arbeitnehmer Arbeit geleistet
wird.

(3)
Den Arbeitnehmern stehen gleich

1. Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeit genießen,
sowie

2. sonstige nicht mit gewerblicher Heimarbeit beschäftigte
Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu stehen, im

Auftrag und für Rechnung bestimmter Personen Arbeit 
leisten und wegen wirtschaftlicher Unselbstständigkeit als
arbeitnehmerähnlich anzusehen sind.

Führerscheingesetz (FSG)

§ 24

(1)
Besitzern einer Lenkberechtigung, bei denen die Voraussetzun-
gen für die Erteilung der Lenkberechtigung (§ 3 Abs. 1 Z 2 bis 4)
nicht mehr gegeben sind, ist von der Behörde entsprechend den
Erfordernissen der Verkehrssicherheit

1. die Lenkberechtigung zu entziehen oder

2. die Gültigkeit der Lenkberechtigung durch Auflagen, Befris-
tungen oder zeitliche, örtliche oder sachliche Beschränkungen
einzuschränken. Diesfalls ist gemäß § 13 Abs. 5 ein neuer Füh-
rerschein auszustellen.

(2)
Die Entziehung oder Einschränkung der Lenkberechtigung 
kann auch nur hinsichtlich bestimmter Klassen ausgesprochen
werden, wenn der Grund für die Entziehung oder Einschränkung
nur mit der Eigenart des Lenkens dieser bestimmten 
Klasse zusammenhängt. Die Entziehung bestimmter Klassen ist,
wenn zumindest noch eine weitere Lenkberechtigung aufrecht
bleibt, in den Führerschein einzutragen. Eine Entziehung der
Lenkberechtigung für die Klasse B zieht jedenfalls eine Entzie-
hung für die Klassen C (C1) und D nach sich, eine Entziehung
einer der Klassen C (C1) oder D zieht die Entziehung der jeweils
anderen Klasse nach sich.

(3)
Bei der Entziehung oder Einschränkung der Lenkberechtigung
kann die Behörde begleitende Maßnahmen (Nachschulung 
und dgl.) oder die Beibringung eines amtsärztlichen Gutachtens
über die gesundheitliche Eignung anordnen. Die Behörde hat
unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 3a eine Nachschulung
anzuordnen,

1. wenn die Entziehung in der Probezeit (§ 4) erfolgt,

2. wegen einer zweiten in § 7 Abs. 3 Z 4 genannten Übertre-
tung innerhalb von zwei Jahren oder

3. wegen einer Übertretung gemäß § 99 Abs. 1 oder 1a StVO
1960.

Im Rahmen des amtsärztlichen Gutachtens kann die Beibrin-
gung der erforderlichen fachärztlichen oder einer verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme aufgetragen werden. Bei einer
Übertretung gemäß § 99 Abs. 1 StVO 1960 ist unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 3a zusätzlich die Beibringung eines von
einem Amtsarzt erstellten Gutachtens über die gesundheitliche
Eignung gemäß § 8 sowie die Beibringung einer verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme anzuordnen. Wurde eine dieser
Anordnungen innerhalb der festgesetzten Frist nicht befolgt
oder wurden die zur Erstellung des ärztlichen Gutachtens erfor-
derlichen Befunde nicht beigebracht oder wurde die Mitarbeit
bei Absolvierung der begleitenden Maßnahme unterlassen, so
endet die Entziehungsdauer nicht vor Befolgung der Anord-
nung. Wurde von einem Probeführerscheinbesitzer die Anord-
nung der Nachschulung nicht befolgt oder die Mitarbeit bei die-
ser unterlassen, so ist die Lenkberechtigung bis zur Befolgung
der Anordnung zu entziehen. Wurde die Anordnung der
Absolvierung der fehlenden Stufe(n) gemäß § 4c Abs. 2 nicht
befolgt oder wurde dabei die Mitarbeit unterlassen, so ist die
Lenkberechtigung jener Klasse, für die die angeordnete(n)
Stufe(n) nicht absolviert wurde(n), bis zur Befolgung der Anord-
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§ 38 (Verspätete Zahlung der ersten Prämie)

(1)
Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen 
nach dem Abschluss des Versicherungsvertrages und nach der
Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Ver-
sicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom
Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch
auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag
an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2)
Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Ver-
sicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung
frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeiti-
gen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.

(3)
Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
des Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 (Fristbestimmung für Folgeprämie)

(1)
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur
Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen
Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach
Abs. 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Frist-
bestimmung ohne Beachtung dieser Vorschriften ist unwirksam.

(2)
Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung
der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungs-
nehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden ver-
hindert war.

(3)
Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündi-
gen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug
ist. Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam
wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit
der Zahlung im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer
bei der Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die
Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, falls
die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist,
innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die
Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits ein-
getreten ist.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a

Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der Jah-
resprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Verzug, so tritt eine im §
38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers nicht
ein.

§ 40 (Prämie trotz Aufhebung des Versicherungs-
verhältnisses)

Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode
oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die
Prämie nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit
nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen.

Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall die Zahlung
einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr) auszu-
bedingen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt.

§ 64 (Feststellungen durch Sachverständige)

(1)
Eine Vereinbarung, dass einzelne Voraussetzungen des An-
spruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in
einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige fest-
gestellt werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen ist,
dass der Sachverständige oder die Sachverständigen von einem
unbeteiligten Dritten oder jeweils in gleicher Anzahl vom Ver-
sicherer und vom Versicherungsnehmer namhaft gemacht
werden, wobei vorgesehen werden kann, dass diese Sachver-
ständigen oder ein unbeteiligter Dritter einen Vorsitzenden zu
bestimmen haben.

(2)
Die von dem oder den Sachverständigen getroffene Feststellung
ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der wirklichen Sach-
lage erheblich abweicht. Die Feststellung erfolgt in diesem Fall
durch Urteil. Das Gleiche gilt, wenn die Sachverständigen die
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie ver-
zögern.

(3)
Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen vom Gericht zu be-
stellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig, in
dessen Sprengel der Schaden entstanden ist. Durch eine aus-
drückliche Vereinbarung der Beteiligten kann die Zuständigkeit
eines anderen Bezirksgerichtes begründet werden. Der Beschluss,
durch den dem Antrag auf Bestellung der Sachverständigen
stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4)
Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 ab-
weicht, ist nichtig.

§ 69 (Eintritt des Erwerbers)

(2)
Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintrittes laufende
Versicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der-
Erwerber zur ungeteilten Hand.

(3)
Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch das
Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forderungen erst
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis er-
langt; die Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 des Allgemeinen Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (ABGB) sind entprechend anzuwenden.

§ 70 (Kündigungsrecht)

(1)
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kün-
digen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in
welchem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt hat.

(2)
Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kün-
digen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder auf
den Schluss der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats
nach dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Ver-
sicherung keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen, in wel-
chem der Erwerber von der Versicherung Kenntnis erlangt hat.

(3)
Wird das Versicherungsverhältnis aufgrund dieser Vorschriften
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu
zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie nicht.

§ 71 (Anzeige der Veräußerung)

(1)
Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
Wird die Anzeige weder vom Erwerber noch vom Veräußerer un-
verzüglich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige
dem Versicherer hätte zugehen müssen.

(2)
Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen,
wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in
welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn
die Anzeige nicht vorsätzlich unterlassen worden ist und die
Veräußerung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungs-
falles oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. Das Gleiche gilt,
wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für
die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung
nicht erfolgt ist.

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG)

§ 51 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbegriff

(1)
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Sinn dieses Bundesgesetzes
sind alle Personen, die zueinander in einem privat- oder öffent-
lichrechtlichen Arbeitsverhältnis, in einem Lehr- oder sonstigen
Ausbildungsverhältnis stehen oder gestanden sind.

(2)
Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von einem
Arbeitnehmer auf Grund eines Arbeitsverhältnisses mit einem
anderen wie von einem eigenen Arbeitnehmer Arbeit geleistet
wird.

(3)
Den Arbeitnehmern stehen gleich

1. Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeit genießen,
sowie

2. sonstige nicht mit gewerblicher Heimarbeit beschäftigte
Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu stehen, im

Auftrag und für Rechnung bestimmter Personen Arbeit 
leisten und wegen wirtschaftlicher Unselbstständigkeit als
arbeitnehmerähnlich anzusehen sind.

Führerscheingesetz (FSG)

§ 24

(1)
Besitzern einer Lenkberechtigung, bei denen die Voraussetzun-
gen für die Erteilung der Lenkberechtigung (§ 3 Abs. 1 Z 2 bis 4)
nicht mehr gegeben sind, ist von der Behörde entsprechend den
Erfordernissen der Verkehrssicherheit

1. die Lenkberechtigung zu entziehen oder

2. die Gültigkeit der Lenkberechtigung durch Auflagen, Befris-
tungen oder zeitliche, örtliche oder sachliche Beschränkungen
einzuschränken. Diesfalls ist gemäß § 13 Abs. 5 ein neuer Füh-
rerschein auszustellen.

(2)
Die Entziehung oder Einschränkung der Lenkberechtigung 
kann auch nur hinsichtlich bestimmter Klassen ausgesprochen
werden, wenn der Grund für die Entziehung oder Einschränkung
nur mit der Eigenart des Lenkens dieser bestimmten 
Klasse zusammenhängt. Die Entziehung bestimmter Klassen ist,
wenn zumindest noch eine weitere Lenkberechtigung aufrecht
bleibt, in den Führerschein einzutragen. Eine Entziehung der
Lenkberechtigung für die Klasse B zieht jedenfalls eine Entzie-
hung für die Klassen C (C1) und D nach sich, eine Entziehung
einer der Klassen C (C1) oder D zieht die Entziehung der jeweils
anderen Klasse nach sich.

(3)
Bei der Entziehung oder Einschränkung der Lenkberechtigung
kann die Behörde begleitende Maßnahmen (Nachschulung 
und dgl.) oder die Beibringung eines amtsärztlichen Gutachtens
über die gesundheitliche Eignung anordnen. Die Behörde hat
unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 3a eine Nachschulung
anzuordnen,

1. wenn die Entziehung in der Probezeit (§ 4) erfolgt,

2. wegen einer zweiten in § 7 Abs. 3 Z 4 genannten Übertre-
tung innerhalb von zwei Jahren oder

3. wegen einer Übertretung gemäß § 99 Abs. 1 oder 1a StVO
1960.

Im Rahmen des amtsärztlichen Gutachtens kann die Beibrin-
gung der erforderlichen fachärztlichen oder einer verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme aufgetragen werden. Bei einer
Übertretung gemäß § 99 Abs. 1 StVO 1960 ist unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 3a zusätzlich die Beibringung eines von
einem Amtsarzt erstellten Gutachtens über die gesundheitliche
Eignung gemäß § 8 sowie die Beibringung einer verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme anzuordnen. Wurde eine dieser
Anordnungen innerhalb der festgesetzten Frist nicht befolgt
oder wurden die zur Erstellung des ärztlichen Gutachtens erfor-
derlichen Befunde nicht beigebracht oder wurde die Mitarbeit
bei Absolvierung der begleitenden Maßnahme unterlassen, so
endet die Entziehungsdauer nicht vor Befolgung der Anord-
nung. Wurde von einem Probeführerscheinbesitzer die Anord-
nung der Nachschulung nicht befolgt oder die Mitarbeit bei die-
ser unterlassen, so ist die Lenkberechtigung bis zur Befolgung
der Anordnung zu entziehen. Wurde die Anordnung der
Absolvierung der fehlenden Stufe(n) gemäß § 4c Abs. 2 nicht
befolgt oder wurde dabei die Mitarbeit unterlassen, so ist die
Lenkberechtigung jener Klasse, für die die angeordnete(n)
Stufe(n) nicht absolviert wurde(n), bis zur Befolgung der Anord-
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nung zu entziehen. Eine diesbezügliche Entziehung der Klasse B
zieht jedenfalls eine Entziehung der Klassen, C, C+E, D, D+E oder
der Unterklasse C1 und C1+E nach sich. Die Anordnung der be-
gleitenden Maßnahme oder des ärztlichen Gutachtens hat ent-
weder im Bescheid, mit dem die Entziehung oder Einschränkung
ausgesprochen wird, oder in einem gesonderten Bescheid zu-
gleich mit dem Entziehungsbescheid zu erfolgen.

(3a)
Stellt sich im Laufe des gemäß Abs. 3 zweiter und vierter Satz
durchgeführten Entziehungsverfahrens heraus, dass der Betref-
fende von Alkohol abhängig ist, ist von einer Anordnung oder
Absolvierung der noch nicht durchgeführten Untersuchungen
oder Maßnahmen abzusehen.

(4)
Bestehen Bedenken, ob die Voraussetzungen der gesundheit-
lichen Eignung noch gegeben sind, ist ein von einem Amtsarzt
erstelltes Gutachten gemäß § 8 einzuholen und gegebenenfalls
die Lenkberechtigung einzuschränken oder zu entziehen. Bei Be-
denken hinsichtlich der fachlichen Befähigung ist ein Gutachten
gemäß § 10 einzuholen und gegebenenfalls die Lenkbe-
rechtigung zu entziehen. Leistet der Besitzer der Lenkberechti-
gung innerhalb der festgesetzten Frist einem rechtskräftigen
Bescheid, mit der Aufforderung, sich ärztlich untersuchen zu
lassen, die zur Erstattung des ärztlichen Gutachtens erforder-
lichen Befunde zu erbringen oder die Fahrprüfung neuerlich
abzulegen, keine Folge, ist ihm die Lenkberechtigung bis zur
Befolgung der Anordnung zu entziehen.

(5)
Die Nachschulungen dürfen nur von gemäß § 36 hierzu er-
mächtigten Einrichtungen durchgeführt werden. Der Bundes-
minister für Verkehr, Innovation und Technologie hat, dem
Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, durch Ver-
ordnung die näheren Bestimmungen festzusetzen über

1. die Voraussetzungen räumlicher und personeller Art für die Er-
mächtigung zur Durchführung von Nachschulungen,

2. die fachlichen Voraussetzungen für die zur Durchführung von
Nachschulungen Berechtigten,

3. den Inhalt und zeitlichen Umfang der Nachschulungen,

4. die Meldepflichten an die Behörde,

5. Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Nachschulungen und

6. die Zusammensetzung und Aufgaben des verkehrspsycholo-
gischen Koordinationsausschusses,

7. die Kosten der Nachschulung.

Strafgesetzbuch (StGB)

§ 42 Mangelnde Strafwürdigkeit der Tat

Ist die von Amts wegen zu verfolgende Tat nur mit Geldstrafe,
mit nicht mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe oder mit einer sol-
chen Freiheitsstrafe und Geldstrafe bedroht, so ist die Tat nicht
strafbar, wenn

1. die Schuld des Täters gering ist,

2. die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezo-
gen hat oder, sofern sich der Täter zumindest ernstlich darum
bemüht hat, die Folgen der Tat im wesentlichen beseitigt,
gutgemacht oder sonst ausgeglichen worden sind und

3. die eine Bestrafung nicht geboten ist, um den Täter von straf-
baren Handlungen abzuhalten oder der Begehung strafbarer
Handlungen durch andere entgegenzuwirken. 

§ 70 Gewerbsmäßige Begehung

Gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der
Absicht vornimmt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung
eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen.

§ 71 Schädliche Neigung

Auf der gleichen schädlichen Neigung beruhen mit Strafe
bedrohte Handlungen, wenn sie gegen dasselbe Rechtsgut
gerichtet oder auf gleichartige verwerfliche Beweggründe oder
auf den gleichen Charaktermangel zurückzuführen sind.

§ 75 Mord 

Wer einen anderen tötet, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu
zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

§ 76 Totschlag

Wer sich in einer allgemein begreiflichen heftigen Gemütsbewe-
gung dazu hinreißen lässt, einen anderen zu töten, ist mit Frei-
heitsstrafe von fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 81 Fahrlässige Tötung unter besonders 
gefährlichen Verhältnissen 

(1) 
Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt 
1. unter besonders gefährlichen Verhältnissen, 

2. nachdem er sich vor der Tat, wenn auch nur fahrlässig, durch
Genuss von Alkohol oder den Gebrauch eines anderen berau-
schenden Mittels in einen die Zurechnungsfähigkeit nicht aus-
schließenden Rauschzustand versetzt hat, obwohl er vorher-
gesehen hat oder hätte vorhersehen können, dass ihm eine
Tätigkeit bevorstehe, deren Vornahme in diesem Zustand eine
Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die körperliche 
Sicherheit eines anderen herbeizuführen oder zu vergrößern
geeignet sei, oder 

3. dadurch, dass er, wenn auch nur fahrlässig, ein gefährliches
Tier entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen
Auftrag hält, verwahrt oder führt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2) 
Der Täter ist nach Abs. 1 Z 3 auch zu bestrafen, wenn er sich mit
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag nicht
bekannt gemacht hat, obwohl er seinem Beruf, seiner Beschäfti-
gung oder sonst den Umständen nach dazu verpflichtet gewe-
sen wäre, oder wenn ihm der Irrtum über die Rechtsvorschrift
oder den behördlichen Auftrag sonst vorzuwerfen ist. 

§ 82 Aussetzung

(1)
Wer das Leben eines anderen dadurch gefährdet, dass er ihn in
eine hilflose Lage bringt und in dieser Lage im Stich lässt, ist mit
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2) 
Ebenso ist zu bestrafen, wer das Leben eines anderen, der unter 
seiner Obhut steht oder dem er sonst beizustehen verpflichtet ist 
(§ 2), dadurch gefährdet, dass er ihn in einer hilflosen Lage im
Stich lässt.

(3)  
Hat die Tat den Tod des Gefährdeten zur Folge, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 84 Schwere Körperverletzung

(1) 
Hat die Tat eine länger als vierundzwanzig Tage dauernde Ge-
sundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit zur Folge oder ist
die Verletzung oder Gesundheitsschädigung an sich schwer, so
ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn die Tat begangen wor-
den ist

1. mit einem solchen Mittel und auf solche Weise, womit in der
Regel Lebensgefahr verbunden ist,

2. von mindestens drei Personen in verabredeter Verbindung,

3. unter Zufügung besonderer Qualen oder

4. an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während
oder wegen der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfül-
lung seiner Pflichten.

(3) 
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei selb-
ständige Taten ohne begreiflichen Anlass und unter Anwendung
erheblicher Gewalt begangen hat.

§ 85 Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen

Hat die Tat für immer oder für lange Zeit 

1. den Verlust oder eine schwere Schädigung der Sprache, des
Sehvermögens, des Gehörs oder der Fortpflanzungsfähigkeit, 

2. eine erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende Verun-
staltung oder 

3. ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit des Ge-
schädigten zur Folge,

so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren zu bestrafen. 

§ 86 Körperverletzung mit tödlichem Ausgang. 

Hat die Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 87 Absichtliche schwere Körperverletzung

(1)
Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1)
absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünf
Jahren zu bestrafen. 

(2)
Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so ist der
Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat die
Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von
fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen.  

§ 92 Quälen oder Vernachlässigen unmündiger, 
jüngerer oder wehrloser Personen

(1)
Wer einem anderen, der seiner Fürsorge oder Obhut untersteht
und der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat
oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder Schwachsinns
wehrlos ist, körperliche oder seelische Qualen zufügt, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer seine Verpflichtung zur Fürsorge
oder Obhut einem solchen Menschen gegenüber gröblich ver-
nachlässigt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, dessen Ge-
sundheit oder dessen körperliche oder geistige Entwicklung be-
trächtlich schädigt. 

(3)
Hat die Tat eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen
(§ 85) zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren, hat sie den Tod des Geschädigten
zur Folge, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen.  

§ 93 Überanstrengung unmündiger, jüngerer oder
schonungsbedürftiger Personen

(1)
Wer einen anderen, der von ihm abhängig ist oder seiner Fürsor-
ge oder Obhut untersteht und der das achtzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat oder wegen seines Gesundheitszustan-
des offensichtlich schonungsbedürftig ist, aus Bosheit oder rück-
sichtslos überanstrengt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig,
die Gefahr des Todes oder einer beträchtlichen Körperverletzung
oder Gesundheitsschädigung des Überanstrengten herbeiführt,
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Hat die Tat eine der im § 92 Abs. 3 genannten Folgen, so sind
die dort angedrohten Strafen zu verhängen.

§ 94 Imstichlassen eines Verletzten

(1)
Wer es unterlässt, einem anderen, dessen Verletzung am Körper
(§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verursacht hat, die er-
forderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)
Hat das Imstichlassen eine schwere Körperverletzung (§ 84 
Abs. 1) des Verletzten zur Folge, so ist der Täter mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren, hat es seinen Tod zur Folge, mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(3)
Der Täter ist entschuldigt, wenn ihm die Hilfeleistung nicht zu-
zumuten ist. Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzu-
muten, wenn sie nur unter der Gefahr des Todes oder einer be-
trächtlichen Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung
oder unter Verletzung anderer überwiegender Interessen mög-
lich wäre. 

(4)
Der Täter ist nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, wenn er
schon wegen der Verletzung mit der gleichen oder einer stren-
geren Strafe bedroht ist. 
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nung zu entziehen. Eine diesbezügliche Entziehung der Klasse B
zieht jedenfalls eine Entziehung der Klassen, C, C+E, D, D+E oder
der Unterklasse C1 und C1+E nach sich. Die Anordnung der be-
gleitenden Maßnahme oder des ärztlichen Gutachtens hat ent-
weder im Bescheid, mit dem die Entziehung oder Einschränkung
ausgesprochen wird, oder in einem gesonderten Bescheid zu-
gleich mit dem Entziehungsbescheid zu erfolgen.

(3a)
Stellt sich im Laufe des gemäß Abs. 3 zweiter und vierter Satz
durchgeführten Entziehungsverfahrens heraus, dass der Betref-
fende von Alkohol abhängig ist, ist von einer Anordnung oder
Absolvierung der noch nicht durchgeführten Untersuchungen
oder Maßnahmen abzusehen.

(4)
Bestehen Bedenken, ob die Voraussetzungen der gesundheit-
lichen Eignung noch gegeben sind, ist ein von einem Amtsarzt
erstelltes Gutachten gemäß § 8 einzuholen und gegebenenfalls
die Lenkberechtigung einzuschränken oder zu entziehen. Bei Be-
denken hinsichtlich der fachlichen Befähigung ist ein Gutachten
gemäß § 10 einzuholen und gegebenenfalls die Lenkbe-
rechtigung zu entziehen. Leistet der Besitzer der Lenkberechti-
gung innerhalb der festgesetzten Frist einem rechtskräftigen
Bescheid, mit der Aufforderung, sich ärztlich untersuchen zu
lassen, die zur Erstattung des ärztlichen Gutachtens erforder-
lichen Befunde zu erbringen oder die Fahrprüfung neuerlich
abzulegen, keine Folge, ist ihm die Lenkberechtigung bis zur
Befolgung der Anordnung zu entziehen.

(5)
Die Nachschulungen dürfen nur von gemäß § 36 hierzu er-
mächtigten Einrichtungen durchgeführt werden. Der Bundes-
minister für Verkehr, Innovation und Technologie hat, dem
Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, durch Ver-
ordnung die näheren Bestimmungen festzusetzen über

1. die Voraussetzungen räumlicher und personeller Art für die Er-
mächtigung zur Durchführung von Nachschulungen,

2. die fachlichen Voraussetzungen für die zur Durchführung von
Nachschulungen Berechtigten,

3. den Inhalt und zeitlichen Umfang der Nachschulungen,

4. die Meldepflichten an die Behörde,

5. Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Nachschulungen und

6. die Zusammensetzung und Aufgaben des verkehrspsycholo-
gischen Koordinationsausschusses,

7. die Kosten der Nachschulung.

Strafgesetzbuch (StGB)

§ 42 Mangelnde Strafwürdigkeit der Tat

Ist die von Amts wegen zu verfolgende Tat nur mit Geldstrafe,
mit nicht mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe oder mit einer sol-
chen Freiheitsstrafe und Geldstrafe bedroht, so ist die Tat nicht
strafbar, wenn

1. die Schuld des Täters gering ist,

2. die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezo-
gen hat oder, sofern sich der Täter zumindest ernstlich darum
bemüht hat, die Folgen der Tat im wesentlichen beseitigt,
gutgemacht oder sonst ausgeglichen worden sind und

3. die eine Bestrafung nicht geboten ist, um den Täter von straf-
baren Handlungen abzuhalten oder der Begehung strafbarer
Handlungen durch andere entgegenzuwirken. 

§ 70 Gewerbsmäßige Begehung

Gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der
Absicht vornimmt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung
eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen.

§ 71 Schädliche Neigung

Auf der gleichen schädlichen Neigung beruhen mit Strafe
bedrohte Handlungen, wenn sie gegen dasselbe Rechtsgut
gerichtet oder auf gleichartige verwerfliche Beweggründe oder
auf den gleichen Charaktermangel zurückzuführen sind.

§ 75 Mord 

Wer einen anderen tötet, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu
zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

§ 76 Totschlag

Wer sich in einer allgemein begreiflichen heftigen Gemütsbewe-
gung dazu hinreißen lässt, einen anderen zu töten, ist mit Frei-
heitsstrafe von fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 81 Fahrlässige Tötung unter besonders 
gefährlichen Verhältnissen 

(1) 
Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt 
1. unter besonders gefährlichen Verhältnissen, 

2. nachdem er sich vor der Tat, wenn auch nur fahrlässig, durch
Genuss von Alkohol oder den Gebrauch eines anderen berau-
schenden Mittels in einen die Zurechnungsfähigkeit nicht aus-
schließenden Rauschzustand versetzt hat, obwohl er vorher-
gesehen hat oder hätte vorhersehen können, dass ihm eine
Tätigkeit bevorstehe, deren Vornahme in diesem Zustand eine
Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die körperliche 
Sicherheit eines anderen herbeizuführen oder zu vergrößern
geeignet sei, oder 

3. dadurch, dass er, wenn auch nur fahrlässig, ein gefährliches
Tier entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen
Auftrag hält, verwahrt oder führt, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2) 
Der Täter ist nach Abs. 1 Z 3 auch zu bestrafen, wenn er sich mit
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag nicht
bekannt gemacht hat, obwohl er seinem Beruf, seiner Beschäfti-
gung oder sonst den Umständen nach dazu verpflichtet gewe-
sen wäre, oder wenn ihm der Irrtum über die Rechtsvorschrift
oder den behördlichen Auftrag sonst vorzuwerfen ist. 

§ 82 Aussetzung

(1)
Wer das Leben eines anderen dadurch gefährdet, dass er ihn in
eine hilflose Lage bringt und in dieser Lage im Stich lässt, ist mit
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2) 
Ebenso ist zu bestrafen, wer das Leben eines anderen, der unter 
seiner Obhut steht oder dem er sonst beizustehen verpflichtet ist 
(§ 2), dadurch gefährdet, dass er ihn in einer hilflosen Lage im
Stich lässt.

(3)  
Hat die Tat den Tod des Gefährdeten zur Folge, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 84 Schwere Körperverletzung

(1) 
Hat die Tat eine länger als vierundzwanzig Tage dauernde Ge-
sundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit zur Folge oder ist
die Verletzung oder Gesundheitsschädigung an sich schwer, so
ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn die Tat begangen wor-
den ist

1. mit einem solchen Mittel und auf solche Weise, womit in der
Regel Lebensgefahr verbunden ist,

2. von mindestens drei Personen in verabredeter Verbindung,

3. unter Zufügung besonderer Qualen oder

4. an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während
oder wegen der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfül-
lung seiner Pflichten.

(3) 
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei selb-
ständige Taten ohne begreiflichen Anlass und unter Anwendung
erheblicher Gewalt begangen hat.

§ 85 Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen

Hat die Tat für immer oder für lange Zeit 

1. den Verlust oder eine schwere Schädigung der Sprache, des
Sehvermögens, des Gehörs oder der Fortpflanzungsfähigkeit, 

2. eine erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende Verun-
staltung oder 

3. ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit des Ge-
schädigten zur Folge,

so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren zu bestrafen. 

§ 86 Körperverletzung mit tödlichem Ausgang. 

Hat die Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 87 Absichtliche schwere Körperverletzung

(1)
Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1)
absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünf
Jahren zu bestrafen. 

(2)
Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so ist der
Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat die
Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von
fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen.  

§ 92 Quälen oder Vernachlässigen unmündiger, 
jüngerer oder wehrloser Personen

(1)
Wer einem anderen, der seiner Fürsorge oder Obhut untersteht
und der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat
oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder Schwachsinns
wehrlos ist, körperliche oder seelische Qualen zufügt, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer seine Verpflichtung zur Fürsorge
oder Obhut einem solchen Menschen gegenüber gröblich ver-
nachlässigt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, dessen Ge-
sundheit oder dessen körperliche oder geistige Entwicklung be-
trächtlich schädigt. 

(3)
Hat die Tat eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen
(§ 85) zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren, hat sie den Tod des Geschädigten
zur Folge, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen.  

§ 93 Überanstrengung unmündiger, jüngerer oder
schonungsbedürftiger Personen

(1)
Wer einen anderen, der von ihm abhängig ist oder seiner Fürsor-
ge oder Obhut untersteht und der das achtzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat oder wegen seines Gesundheitszustan-
des offensichtlich schonungsbedürftig ist, aus Bosheit oder rück-
sichtslos überanstrengt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig,
die Gefahr des Todes oder einer beträchtlichen Körperverletzung
oder Gesundheitsschädigung des Überanstrengten herbeiführt,
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Hat die Tat eine der im § 92 Abs. 3 genannten Folgen, so sind
die dort angedrohten Strafen zu verhängen.

§ 94 Imstichlassen eines Verletzten

(1)
Wer es unterlässt, einem anderen, dessen Verletzung am Körper
(§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verursacht hat, die er-
forderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)
Hat das Imstichlassen eine schwere Körperverletzung (§ 84 
Abs. 1) des Verletzten zur Folge, so ist der Täter mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren, hat es seinen Tod zur Folge, mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(3)
Der Täter ist entschuldigt, wenn ihm die Hilfeleistung nicht zu-
zumuten ist. Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzu-
muten, wenn sie nur unter der Gefahr des Todes oder einer be-
trächtlichen Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung
oder unter Verletzung anderer überwiegender Interessen mög-
lich wäre. 

(4)
Der Täter ist nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, wenn er
schon wegen der Verletzung mit der gleichen oder einer stren-
geren Strafe bedroht ist. 
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§ 95 Unterlassung der Hilfeleistung

(1)
Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr (§ 176)
unterlässt, die zur Rettung eines Menschen aus der Gefahr des
Todes oder einer beträchtlichen Körperverletzung oder Gesund-
heitsschädigung offensichtlich erforderliche Hilfe zu leisten, ist
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu 360 Tagessätzen, wenn die Unterlassung der Hilfeleistung je-
doch den Tod eines Menschen zur Folge hat, mit Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu
bestrafen, es sei denn, dass die Hilfeleistung dem Täter nicht zu-
zumuten ist. 

(2)
Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzumuten, wenn
sie nur unter Gefahr für Leib oder Leben oder unter Verletzung
anderer ins Gewicht fallender Interessen möglich wäre. 

§ 99 Freiheitsentziehung

(1)
Wer einen anderen widerrechtlich gefangen hält oder ihm auf
andere Weise die persönliche Freiheit entzieht, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Wer die Freiheitsentziehung länger als einen Monat aufrecht er-
hält oder sie auf solche Weise, dass sie dem Festgehaltenen be-
sondere Qualen bereitet, oder unter solchen Umständen begeht,
dass sie für ihn mit besonders schweren Nachteilen verbunden
ist, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestra-
fen. 

§ 100 Entführung einer geisteskranken oder wehrlo-
sen Person

Wer eine geisteskranke oder wehrlose Person in der Absicht ent-
führt, dass sie von ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht
werde, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren zu bestrafen. 

§ 101 Entführung einer unmündigen Person

Wer eine unmündige Person in der Absicht entführt, dass sie von
ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht werde, ist mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 102 Erpresserische Entführung

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt oder
nachdem er die Einwilligung durch gefährliche Drohung oder
List erlangt hat, entführt oder sich seiner sonst bemächtigt, um
einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu
nötigen, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu
bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer

1. in der im Abs. 1 genannten Absicht eine unmündige, geistes-
kranke oder wegen ihres Zustands zum Widerstand unfähige
Person entführt oder sich ihrer sonst bemächtigt oder

2. unter Ausnützung einer ohne Nötigungsabsicht vorgenom-

menen Entführung oder sonstigen Bemächtigung einer Per-
son einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlas-
sung nötigt. 

(3)
Hat die Tat den Tod der Person zur Folge, die entführt worden ist
oder deren sich der Täter sonst bemächtigt hat, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit le-
benslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

(4)
Lässt der Täter freiwillig unter Verzicht auf die begehrte Leistung
die Person, die entführt worden ist oder deren sich der Täter
sonst bemächtigt hat, ohne ernstlichen Schaden in ihren Le-
benskreis zurückgelangen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 103 Überlieferung an eine ausländische Macht

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt oder
nachdem er seine Einwilligung durch gefährliche Drohung oder
List erlangt hat, ebenso wer eine unmündige, geisteskranke oder
wegen ihres Zustands zum Widerstand unfähige Person einer
ausländischen Macht überliefert, ist, wenn der Täter oder der
Überlieferte ein Österreicher ist oder sich der Überlieferte zur
Zeit der Tat im Inland aufgehalten hat, mit Freiheitsstrafe von
zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen.

(2)
Wird das Opfer durch die Tat keiner erheblichen Gefahr ausge-
setzt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn Jah-
ren zu bestrafen. 

§ 104 Sklavenhandel

(1)
Wer Sklavenhandel treibt, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu
zwanzig Jahren zu bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer bewirkt, dass ein anderer versklavt
oder in eine sklavereiähnliche Lage gebracht wird oder dass sich
ein anderer in Sklaverei oder eine sklavereiähnliche Lage begibt.

§ 105 Nötigung

(1)
Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung
zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, ist mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

(2)
Die Tat ist nicht rechtswidrig, wenn die Anwendung der Gewalt
oder Drohung als Mittel zu dem angestrebten Zweck nicht den
guten Sitten widerstreitet.  

§ 106 Schwere Nötigung

(1)
Wer eine Nötigung begeht, indem er 

1. mit dem Tod, mit einer erheblichen Verstümmelung oder
einer auffallenden Verunstaltung, mit einer Entführung, mit
einer Brandstiftung, mit einer Gefährdung durch Kernenergie,
ionisierende Strahlen oder Sprengmittel oder mit der Vernich-

tung der wirtschaftlichen Existenz oder gesellschaftlichen Stel-
lung droht,

2. die genötigte oder eine andere Person, gegen die sich die Ge-
walt oder gefährliche Drohung richtet, durch diese Mittel län-
gere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt oder 

3. die genötigte Person zur Eheschließung, zur Prostitution oder
zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung 
(§ 215a Abs. 3) oder sonst zu einer Handlung, Duldung oder
Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Interessen der
genötigten oder einer dritten Person verletzt

ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu
bestrafen. 

(2)
Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der
genötigten oder einer anderen Person, gegen die sich die Ge-
walt oder gefährliche Drohung richtet, zur Folge, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(3)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder
zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung gegen
eine unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen Vereini-
gung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass
durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nach-
teil für die Person zur Folge hat.

§ 107 Gefährliche Drohung

(1)
Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht und
Unruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu
bestrafen.

(2)
Wer eine gefährliche Drohung begeht, indem er mit dem Tod,
mit einer erheblichen Verstümmelung oder einer auffallenden
Verunstaltung, mit einer Entführung, mit einer Brandstiftung,
mit einer Gefährdung durch Kernenergie, ionisierende Strahlen
oder Sprengmittel oder mit der Vernichtung der wirtschaftlichen
Existenz oder gesellschaftlichen Stellung droht oder den Bedroh-
ten oder einen anderen, gegen den sich die Gewalt oder gefähr-
liche Drohung richtet, durch diese Mittel längere Zeit hindurch
in einen qualvollen Zustand versetzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren zu bestrafen. 

(3)
In den im § 106 Abs. 2 genannten Fällen ist die dort vorgesehe-
ne Strafe zu verhängen.  

§ 107a  Beharrliche Verfolgung

(1)
Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Abs. 2), ist
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen.

(2)
Beharrlich verfolgt eine Person, wer in einer Weise, die geeignet
ist, sie in ihrer Lebensführung unzumutbar zu beeinträchtigen,
eine längere Zeit hindurch fortgesetzt 

1. ihre räumliche Nähe aufsucht, 

2. im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwendung
eines sonstigen Kommunikationsmittels oder über Dritte Kon-
takt zu ihr herstellt, 

3. unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Waren
oder Dienstleistungen für sie bestellt oder 

4. unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Dritte
veranlasst, mit ihr Kontakt aufzunehmen.

(3)
In den Fällen des Abs. 2 Z 2 ist der Täter nur auf Antrag der be-
harrlich verfolgten Person zu verfolgen. 

§ 201 Vergewaltigung

(1)
Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persönlichen
Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib
oder Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes
oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen
Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder
eine Schwangerschaft der vergewaltigten Person zur Folge oder
wird die vergewaltigte Person durch die Tat längere Zeit hin-
durch in einen qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer
Weise erniedrigt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis
zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod der vergewaltigten
Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jah-
ren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.  

§ 202 Geschlechtliche Nötigung

(1)
Wer außer den Fällen des § 201 eine Person mit Gewalt oder
durch gefährliche Drohung zur Vornahme oder Duldung einer
geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu
fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine
Schwangerschaft der genötigten Person zur Folge oder wird die
genötigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen
qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt,
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren,
hat die Tat aber den Tod der genötigten Person zur Folge, mit
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 205 Sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder
psychisch beeinträchtigten Person

(1)
Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen einer Gei-
steskrankheit, wegen Schwachsinns, wegen einer tiefgreifenden
Bewusstseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, einem
dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung unfähig ist,
die Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Ein-
sicht zu handeln, unter Ausnützung dieses Zustands dadurch
missbraucht, dass er an ihr eine geschlechtliche Handlung vor-
nimmt oder von ihr an sich vornehmen lässt oder sie zu einer ge-
schlechtlichen Handlung mit einer anderen Person oder, um sich
oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen,
dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an sich selbst vor-
zunehmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder
eine Schwangerschaft zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstra-
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§ 95 Unterlassung der Hilfeleistung

(1)
Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr (§ 176)
unterlässt, die zur Rettung eines Menschen aus der Gefahr des
Todes oder einer beträchtlichen Körperverletzung oder Gesund-
heitsschädigung offensichtlich erforderliche Hilfe zu leisten, ist
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu 360 Tagessätzen, wenn die Unterlassung der Hilfeleistung je-
doch den Tod eines Menschen zur Folge hat, mit Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu
bestrafen, es sei denn, dass die Hilfeleistung dem Täter nicht zu-
zumuten ist. 

(2)
Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzumuten, wenn
sie nur unter Gefahr für Leib oder Leben oder unter Verletzung
anderer ins Gewicht fallender Interessen möglich wäre. 

§ 99 Freiheitsentziehung

(1)
Wer einen anderen widerrechtlich gefangen hält oder ihm auf
andere Weise die persönliche Freiheit entzieht, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Wer die Freiheitsentziehung länger als einen Monat aufrecht er-
hält oder sie auf solche Weise, dass sie dem Festgehaltenen be-
sondere Qualen bereitet, oder unter solchen Umständen begeht,
dass sie für ihn mit besonders schweren Nachteilen verbunden
ist, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestra-
fen. 

§ 100 Entführung einer geisteskranken oder wehrlo-
sen Person

Wer eine geisteskranke oder wehrlose Person in der Absicht ent-
führt, dass sie von ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht
werde, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren zu bestrafen. 

§ 101 Entführung einer unmündigen Person

Wer eine unmündige Person in der Absicht entführt, dass sie von
ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht werde, ist mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 102 Erpresserische Entführung

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt oder
nachdem er die Einwilligung durch gefährliche Drohung oder
List erlangt hat, entführt oder sich seiner sonst bemächtigt, um
einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu
nötigen, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu
bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer

1. in der im Abs. 1 genannten Absicht eine unmündige, geistes-
kranke oder wegen ihres Zustands zum Widerstand unfähige
Person entführt oder sich ihrer sonst bemächtigt oder

2. unter Ausnützung einer ohne Nötigungsabsicht vorgenom-

menen Entführung oder sonstigen Bemächtigung einer Per-
son einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlas-
sung nötigt. 

(3)
Hat die Tat den Tod der Person zur Folge, die entführt worden ist
oder deren sich der Täter sonst bemächtigt hat, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit le-
benslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

(4)
Lässt der Täter freiwillig unter Verzicht auf die begehrte Leistung
die Person, die entführt worden ist oder deren sich der Täter
sonst bemächtigt hat, ohne ernstlichen Schaden in ihren Le-
benskreis zurückgelangen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 103 Überlieferung an eine ausländische Macht

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt oder
nachdem er seine Einwilligung durch gefährliche Drohung oder
List erlangt hat, ebenso wer eine unmündige, geisteskranke oder
wegen ihres Zustands zum Widerstand unfähige Person einer
ausländischen Macht überliefert, ist, wenn der Täter oder der
Überlieferte ein Österreicher ist oder sich der Überlieferte zur
Zeit der Tat im Inland aufgehalten hat, mit Freiheitsstrafe von
zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen.

(2)
Wird das Opfer durch die Tat keiner erheblichen Gefahr ausge-
setzt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn Jah-
ren zu bestrafen. 

§ 104 Sklavenhandel

(1)
Wer Sklavenhandel treibt, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu
zwanzig Jahren zu bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer bewirkt, dass ein anderer versklavt
oder in eine sklavereiähnliche Lage gebracht wird oder dass sich
ein anderer in Sklaverei oder eine sklavereiähnliche Lage begibt.

§ 105 Nötigung

(1)
Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung
zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, ist mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

(2)
Die Tat ist nicht rechtswidrig, wenn die Anwendung der Gewalt
oder Drohung als Mittel zu dem angestrebten Zweck nicht den
guten Sitten widerstreitet.  

§ 106 Schwere Nötigung

(1)
Wer eine Nötigung begeht, indem er 

1. mit dem Tod, mit einer erheblichen Verstümmelung oder
einer auffallenden Verunstaltung, mit einer Entführung, mit
einer Brandstiftung, mit einer Gefährdung durch Kernenergie,
ionisierende Strahlen oder Sprengmittel oder mit der Vernich-

tung der wirtschaftlichen Existenz oder gesellschaftlichen Stel-
lung droht,

2. die genötigte oder eine andere Person, gegen die sich die Ge-
walt oder gefährliche Drohung richtet, durch diese Mittel län-
gere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt oder 

3. die genötigte Person zur Eheschließung, zur Prostitution oder
zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung 
(§ 215a Abs. 3) oder sonst zu einer Handlung, Duldung oder
Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Interessen der
genötigten oder einer dritten Person verletzt

ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu
bestrafen. 

(2)
Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der
genötigten oder einer anderen Person, gegen die sich die Ge-
walt oder gefährliche Drohung richtet, zur Folge, so ist der Täter
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(3)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder
zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung gegen
eine unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen Vereini-
gung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass
durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nach-
teil für die Person zur Folge hat.

§ 107 Gefährliche Drohung

(1)
Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht und
Unruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu
bestrafen.

(2)
Wer eine gefährliche Drohung begeht, indem er mit dem Tod,
mit einer erheblichen Verstümmelung oder einer auffallenden
Verunstaltung, mit einer Entführung, mit einer Brandstiftung,
mit einer Gefährdung durch Kernenergie, ionisierende Strahlen
oder Sprengmittel oder mit der Vernichtung der wirtschaftlichen
Existenz oder gesellschaftlichen Stellung droht oder den Bedroh-
ten oder einen anderen, gegen den sich die Gewalt oder gefähr-
liche Drohung richtet, durch diese Mittel längere Zeit hindurch
in einen qualvollen Zustand versetzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren zu bestrafen. 

(3)
In den im § 106 Abs. 2 genannten Fällen ist die dort vorgesehe-
ne Strafe zu verhängen.  

§ 107a  Beharrliche Verfolgung

(1)
Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Abs. 2), ist
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen.

(2)
Beharrlich verfolgt eine Person, wer in einer Weise, die geeignet
ist, sie in ihrer Lebensführung unzumutbar zu beeinträchtigen,
eine längere Zeit hindurch fortgesetzt 

1. ihre räumliche Nähe aufsucht, 

2. im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwendung
eines sonstigen Kommunikationsmittels oder über Dritte Kon-
takt zu ihr herstellt, 

3. unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Waren
oder Dienstleistungen für sie bestellt oder 

4. unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Dritte
veranlasst, mit ihr Kontakt aufzunehmen.

(3)
In den Fällen des Abs. 2 Z 2 ist der Täter nur auf Antrag der be-
harrlich verfolgten Person zu verfolgen. 

§ 201 Vergewaltigung

(1)
Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persönlichen
Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib
oder Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes
oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen
Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder
eine Schwangerschaft der vergewaltigten Person zur Folge oder
wird die vergewaltigte Person durch die Tat längere Zeit hin-
durch in einen qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer
Weise erniedrigt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis
zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod der vergewaltigten
Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jah-
ren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.  

§ 202 Geschlechtliche Nötigung

(1)
Wer außer den Fällen des § 201 eine Person mit Gewalt oder
durch gefährliche Drohung zur Vornahme oder Duldung einer
geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu
fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine
Schwangerschaft der genötigten Person zur Folge oder wird die
genötigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen
qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt,
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren,
hat die Tat aber den Tod der genötigten Person zur Folge, mit
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 205 Sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder
psychisch beeinträchtigten Person

(1)
Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen einer Gei-
steskrankheit, wegen Schwachsinns, wegen einer tiefgreifenden
Bewusstseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, einem
dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung unfähig ist,
die Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Ein-
sicht zu handeln, unter Ausnützung dieses Zustands dadurch
missbraucht, dass er an ihr eine geschlechtliche Handlung vor-
nimmt oder von ihr an sich vornehmen lässt oder sie zu einer ge-
schlechtlichen Handlung mit einer anderen Person oder, um sich
oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen,
dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an sich selbst vor-
zunehmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder
eine Schwangerschaft zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstra-
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fe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. Hat die Tat jedoch
den Tod der missbrauchten Person zur Folge, so ist der Täter mit
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen.  

§ 206 Schwerer sexueller Missbrauch von
Unmündigen

(1)
Wer mit einer unmündigen Person den Beischlaf oder eine dem
Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Handlung unter-
nimmt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu
bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zur Vornah-
me oder Duldung des Beischlafes oder einer dem Beischlaf
gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung mit einer anderen
Person oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erre-
gen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine dem Beischlaf
gleichzusetzende geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder
eine Schwangerschaft der unmündigen Person zur Folge, so ist
der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat
sie aber den Tod der unmündigen Person zur Folge, mit Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger
Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person
nicht um mehr als drei Jahre, besteht die geschlechtliche Hand-
lung nicht in der Penetration mit einem Gegenstand und hat die
Tat weder eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) noch
den Tod der unmündigen Person zur Folge, so ist der Täter nach
Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Per-
son hätte das 13. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 207 Sexueller Missbrauch von Unmündigen.

(1)
Wer außer dem Fall des § 206 eine geschlechtliche Handlung an
einer unmündigen Person vornimmt oder von einer unmündi-
gen Person an sich vornehmen lässt,

ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu
bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zu einer ge-
schlechtlichen Handlung (Abs. 1) mit einer anderen Person oder,
um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu
befriedigen, dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an
sich selbst vorzunehmen. 

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur
Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
Jahren, hat sie aber den Tod der unmündigen Person zur Folge,
mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person
nicht um mehr als vier Jahre und ist keine der Folgen des Abs. 3
eingetreten, so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestra-
fen, es sei denn, die unmündige Person hätte das zwölfte Le-
bensjahr noch nicht vollendet. 

§ 207a Pornographische Darstellungen
Minderjähriger

(1)
Wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Per-
son (Abs. 4) 

1. herstellt oder 

2. zum Zweck der Verbreitung einführt, befördert oder ausführt
oder

3. einem anderen anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder
sonst zugänglich macht,

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu
bestrafen, wer die Tat gewerbsmäßig begeht. Mit Freiheitsstrafe
von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat als
Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder so begeht, dass sie
einen besonders schweren Nachteil der minderjährigen Person
zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornographische
Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) unter Anwen-
dung schwerer Gewalt herstellt oder bei der Herstellung das
Leben der dargestellten minderjährigen Person vorsätzlich oder
grob fahrlässig gefährdet.

(3)
Wer sich eine pornographische Darstellung einer mündigen min-
derjährigen Person (Abs. 4 Z 3 und 4) verschafft oder eine solche
besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. Mit
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer sich eine
pornographische Darstellung einer unmündigen Person (Abs. 4)
verschafft oder eine solche besitzt.

(4)
Pornographische Darstellungen Minderjähriger sind 

1. wirklichkeitsnahe Abbildungen einer geschlechtlichen Hand-
lung an einer unmündigen Person oder einer unmündigen
Person an sich selbst, an einer anderen Person oder mit einem
Tier, 

2. wirklichkeitsnahe Abbildungen eines Geschehens mit einer
unmündigen Person, dessen Betrachtung nach den Umstän-
den den Eindruck vermittelt, dass es sich dabei um eine ge-
schlechtliche Handlung an der unmündigen Person oder der
unmündigen Person an sich selbst, an einer anderen Person
oder mit einem Tier handelt,

3. wirklichkeitsnahe Abbildungen 
a) einer geschlechtlichen Handlung im Sinne der Z 1 oder

eines Geschehens im Sinne der Z 2, jedoch mit mündigen
Minderjährigen, oder 

b) der Genitalien oder der Schamgegend Minderjähriger, so-
weit es sich um reißerisch verzerrte, auf sich selbst reduzier-
te und von anderen Lebensäußerungen losgelöste Abbil-
dungen handelt, die der sexuellen Erregung des Betrach-
ters dienen;

4. bildliche Darstellungen, deren Betrachtung – zufolge Verände-
rung einer Abbildung oder ohne Verwendung einer solchen –
nach den Umständen den Eindruck vermittelt, es handle sich
um eine Abbildung nach den Z 1 bis 3.

(5)

Nach Abs. 1 Z 1 und Abs. 3 ist nicht zu bestrafen, wer

1. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjäh-
rigen Person mit deren Einwilligung und zu deren eigenem
Gebrauch herstellt oder besitzt oder 

2. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjäh-
rigen Person nach Abs. 4 Z 4 zu seinem eigenen Gebrauch
herstellt oder besitzt, sofern mit der Tat keine Gefahr der Ver-
breitung der Darstellung verbunden ist.

§ 207b Sexueller Missbrauch von Jugendlichen

(1)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat und aus bestimmten Gründen noch nicht reif genug ist, die
Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu
handeln, unter Ausnützung dieser mangelnden Reife sowie seiner
altersbedingten Überlegenheit eine geschlechtliche Handlung
vornimmt, von einer solchen Person an sich vornehmen lässt oder
eine solche Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung
an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich
vornehmen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, unter Ausnützung einer Zwangslage dieser Person eine ge-
schlechtliche Handlung vornimmt, von einer solchen Person an
sich vornehmen lässt oder eine solche Person dazu verleitet, eine
geschlechtliche Handlung an einem Dritten vorzunehmen oder
von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3)
Wer eine Person, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, unmittelbar durch ein Entgelt dazu verleitet, eine ge-
schlechtliche Handlung an ihm oder einem Dritten vorzuneh-
men oder von ihm oder einem Dritten an sich vornehmen zu
lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 208 Sittliche Gefährdung von Personen unter sech-
zehn Jahren

(1)
Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder
gesundheitliche Entwicklung von Personen unter sechzehn Jah-
ren zu gefährden, vor einer unmündigen Person oder einer sei-
ner Erziehung, Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden Person
unter sechzehn Jahren vornimmt, um dadurch sich oder einen
Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, ist mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen, es sei denn, dass
nach den Umständen des Falles eine Gefährdung der unmündi-
gen oder Person unter sechzehn Jahren ausgeschlossen ist.

(2)
Übersteigt das Alter des Täters im ersten Fall des Abs. 1 das Alter
der unmündigen Person nicht um mehr als vier Jahre, so ist der
Täter nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Person
hätte das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 212 Missbrauch eines Autoritätsverhältnisses

(1)
Wer 

1. mit einer mit ihm in absteigender Linie verwandten minder-
jährigen Person, seinem minderjährigen Wahlkind, Stiefkind
oder Mündel oder 

2. mit einer minderjährigen Person, die seiner Erziehung, Ausbil-
dung oder Aufsicht untersteht, unter Ausnützung seiner Stel-
lung gegenüber dieser Person 

eine geschlechtliche Handlung vornimmt oder von einer solchen

Person an sich vornehmen lässt oder, um sich oder einen Dritten
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet,
eine geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzunehmen, ist
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1. als Arzt, klinischer Psychologe, Gesundheitspsychologe,
Psychotherapeut, Angehöriger eines Gesundheits- und Kran-
kenpflegeberufes oder Seelsorger mit einer berufsmäßig be-
treuten Person, 

2. als Angestellter einer Erziehungsanstalt oder sonst als in einer
Erziehungsanstalt Beschäftigter mit einer in der Anstalt betreu-
ten Person oder

3. als Beamter mit einer Person, die seiner amtlichen Obhut an-
vertraut ist,

unter Ausnützung seiner Stellung dieser Person gegenüber eine
geschlechtliche Handlung vornimmt oder von einer solchen Per-
son an sich vornehmen lässt oder, um sich oder einen Dritten
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet,
eine geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzunehmen.  

§ 213 Kuppelei

(1)
Wer eine Person, zu der er in einem der im § 212 bezeichneten
Verhältnisse steht, unter den dort genannten Voraussetzungen
zu einer geschlechtlichen Handlung mit einer anderen Person
verleitet oder die persönliche Annäherung der beiden Personen
zur Vornahme einer geschlechtlichen Handlung herbeiführt, ist
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Handelt der Täter, um sich oder einem anderen einen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.  

§ 215 Zuführen zur Prostitution

Wer eine Person der Prostitution zuführt, ist mit Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

§ 215a Förderung der Prostitution und pornographi-
scher Darbietungen Minderjähriger

(1)
Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der Prosti-
tution nachgehen, zur Ausübung der Prostitution oder zur Mit-
wirkung an einer pornographischen Darbietung anwirbt oder
einem anderen zu einem solchen Zweck anbietet oder ver-
mittelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine minderjährige Person, die der
Prostitution nachgeht oder an einer pornographischen Darbie-
tung mitwirkt, ausnützt, um sich oder einem anderen einen Ver-
mögensvorteil zuzuwenden. 

(2)
Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter An-
wendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat
das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet
wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die Per-
son zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis
zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer die Tat gegen eine unmündige
Person begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jah-
ren zu bestrafen. 
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fe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. Hat die Tat jedoch
den Tod der missbrauchten Person zur Folge, so ist der Täter mit
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen.  

§ 206 Schwerer sexueller Missbrauch von
Unmündigen

(1)
Wer mit einer unmündigen Person den Beischlaf oder eine dem
Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Handlung unter-
nimmt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu
bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zur Vornah-
me oder Duldung des Beischlafes oder einer dem Beischlaf
gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung mit einer anderen
Person oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erre-
gen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine dem Beischlaf
gleichzusetzende geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder
eine Schwangerschaft der unmündigen Person zur Folge, so ist
der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat
sie aber den Tod der unmündigen Person zur Folge, mit Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger
Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person
nicht um mehr als drei Jahre, besteht die geschlechtliche Hand-
lung nicht in der Penetration mit einem Gegenstand und hat die
Tat weder eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) noch
den Tod der unmündigen Person zur Folge, so ist der Täter nach
Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Per-
son hätte das 13. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 207 Sexueller Missbrauch von Unmündigen.

(1)
Wer außer dem Fall des § 206 eine geschlechtliche Handlung an
einer unmündigen Person vornimmt oder von einer unmündi-
gen Person an sich vornehmen lässt,

ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu
bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zu einer ge-
schlechtlichen Handlung (Abs. 1) mit einer anderen Person oder,
um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu
befriedigen, dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an
sich selbst vorzunehmen. 

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur
Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
Jahren, hat sie aber den Tod der unmündigen Person zur Folge,
mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person
nicht um mehr als vier Jahre und ist keine der Folgen des Abs. 3
eingetreten, so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestra-
fen, es sei denn, die unmündige Person hätte das zwölfte Le-
bensjahr noch nicht vollendet. 

§ 207a Pornographische Darstellungen
Minderjähriger

(1)
Wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Per-
son (Abs. 4) 

1. herstellt oder 

2. zum Zweck der Verbreitung einführt, befördert oder ausführt
oder

3. einem anderen anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder
sonst zugänglich macht,

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu
bestrafen, wer die Tat gewerbsmäßig begeht. Mit Freiheitsstrafe
von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat als
Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder so begeht, dass sie
einen besonders schweren Nachteil der minderjährigen Person
zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornographische
Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) unter Anwen-
dung schwerer Gewalt herstellt oder bei der Herstellung das
Leben der dargestellten minderjährigen Person vorsätzlich oder
grob fahrlässig gefährdet.

(3)
Wer sich eine pornographische Darstellung einer mündigen min-
derjährigen Person (Abs. 4 Z 3 und 4) verschafft oder eine solche
besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. Mit
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer sich eine
pornographische Darstellung einer unmündigen Person (Abs. 4)
verschafft oder eine solche besitzt.

(4)
Pornographische Darstellungen Minderjähriger sind 

1. wirklichkeitsnahe Abbildungen einer geschlechtlichen Hand-
lung an einer unmündigen Person oder einer unmündigen
Person an sich selbst, an einer anderen Person oder mit einem
Tier, 

2. wirklichkeitsnahe Abbildungen eines Geschehens mit einer
unmündigen Person, dessen Betrachtung nach den Umstän-
den den Eindruck vermittelt, dass es sich dabei um eine ge-
schlechtliche Handlung an der unmündigen Person oder der
unmündigen Person an sich selbst, an einer anderen Person
oder mit einem Tier handelt,

3. wirklichkeitsnahe Abbildungen 
a) einer geschlechtlichen Handlung im Sinne der Z 1 oder

eines Geschehens im Sinne der Z 2, jedoch mit mündigen
Minderjährigen, oder 

b) der Genitalien oder der Schamgegend Minderjähriger, so-
weit es sich um reißerisch verzerrte, auf sich selbst reduzier-
te und von anderen Lebensäußerungen losgelöste Abbil-
dungen handelt, die der sexuellen Erregung des Betrach-
ters dienen;

4. bildliche Darstellungen, deren Betrachtung – zufolge Verände-
rung einer Abbildung oder ohne Verwendung einer solchen –
nach den Umständen den Eindruck vermittelt, es handle sich
um eine Abbildung nach den Z 1 bis 3.

(5)

Nach Abs. 1 Z 1 und Abs. 3 ist nicht zu bestrafen, wer

1. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjäh-
rigen Person mit deren Einwilligung und zu deren eigenem
Gebrauch herstellt oder besitzt oder 

2. eine pornographische Darstellung einer mündigen minderjäh-
rigen Person nach Abs. 4 Z 4 zu seinem eigenen Gebrauch
herstellt oder besitzt, sofern mit der Tat keine Gefahr der Ver-
breitung der Darstellung verbunden ist.

§ 207b Sexueller Missbrauch von Jugendlichen

(1)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat und aus bestimmten Gründen noch nicht reif genug ist, die
Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu
handeln, unter Ausnützung dieser mangelnden Reife sowie seiner
altersbedingten Überlegenheit eine geschlechtliche Handlung
vornimmt, von einer solchen Person an sich vornehmen lässt oder
eine solche Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung
an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich
vornehmen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, unter Ausnützung einer Zwangslage dieser Person eine ge-
schlechtliche Handlung vornimmt, von einer solchen Person an
sich vornehmen lässt oder eine solche Person dazu verleitet, eine
geschlechtliche Handlung an einem Dritten vorzunehmen oder
von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3)
Wer eine Person, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, unmittelbar durch ein Entgelt dazu verleitet, eine ge-
schlechtliche Handlung an ihm oder einem Dritten vorzuneh-
men oder von ihm oder einem Dritten an sich vornehmen zu
lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 208 Sittliche Gefährdung von Personen unter sech-
zehn Jahren

(1)
Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder
gesundheitliche Entwicklung von Personen unter sechzehn Jah-
ren zu gefährden, vor einer unmündigen Person oder einer sei-
ner Erziehung, Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden Person
unter sechzehn Jahren vornimmt, um dadurch sich oder einen
Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, ist mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen, es sei denn, dass
nach den Umständen des Falles eine Gefährdung der unmündi-
gen oder Person unter sechzehn Jahren ausgeschlossen ist.

(2)
Übersteigt das Alter des Täters im ersten Fall des Abs. 1 das Alter
der unmündigen Person nicht um mehr als vier Jahre, so ist der
Täter nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Person
hätte das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 212 Missbrauch eines Autoritätsverhältnisses

(1)
Wer 

1. mit einer mit ihm in absteigender Linie verwandten minder-
jährigen Person, seinem minderjährigen Wahlkind, Stiefkind
oder Mündel oder 

2. mit einer minderjährigen Person, die seiner Erziehung, Ausbil-
dung oder Aufsicht untersteht, unter Ausnützung seiner Stel-
lung gegenüber dieser Person 

eine geschlechtliche Handlung vornimmt oder von einer solchen

Person an sich vornehmen lässt oder, um sich oder einen Dritten
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet,
eine geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzunehmen, ist
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1. als Arzt, klinischer Psychologe, Gesundheitspsychologe,
Psychotherapeut, Angehöriger eines Gesundheits- und Kran-
kenpflegeberufes oder Seelsorger mit einer berufsmäßig be-
treuten Person, 

2. als Angestellter einer Erziehungsanstalt oder sonst als in einer
Erziehungsanstalt Beschäftigter mit einer in der Anstalt betreu-
ten Person oder

3. als Beamter mit einer Person, die seiner amtlichen Obhut an-
vertraut ist,

unter Ausnützung seiner Stellung dieser Person gegenüber eine
geschlechtliche Handlung vornimmt oder von einer solchen Per-
son an sich vornehmen lässt oder, um sich oder einen Dritten
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet,
eine geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzunehmen.  

§ 213 Kuppelei

(1)
Wer eine Person, zu der er in einem der im § 212 bezeichneten
Verhältnisse steht, unter den dort genannten Voraussetzungen
zu einer geschlechtlichen Handlung mit einer anderen Person
verleitet oder die persönliche Annäherung der beiden Personen
zur Vornahme einer geschlechtlichen Handlung herbeiführt, ist
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2)
Handelt der Täter, um sich oder einem anderen einen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.  

§ 215 Zuführen zur Prostitution

Wer eine Person der Prostitution zuführt, ist mit Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

§ 215a Förderung der Prostitution und pornographi-
scher Darbietungen Minderjähriger

(1)
Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der Prosti-
tution nachgehen, zur Ausübung der Prostitution oder zur Mit-
wirkung an einer pornographischen Darbietung anwirbt oder
einem anderen zu einem solchen Zweck anbietet oder ver-
mittelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine minderjährige Person, die der
Prostitution nachgeht oder an einer pornographischen Darbie-
tung mitwirkt, ausnützt, um sich oder einem anderen einen Ver-
mögensvorteil zuzuwenden. 

(2)
Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter An-
wendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat
das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet
wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die Per-
son zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis
zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer die Tat gegen eine unmündige
Person begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jah-
ren zu bestrafen. 



(3) 
Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Be-
schwerde gegen einen Bescheid eines unabhängigen Verwal-
tungssenates ablehnen, wenn die Entscheidung nicht von der
Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeu-
tung zukommt, insbesondere weil der unabhängige Verwal-
tungssenat von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu
lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird, in Ver-
waltungsstrafsachen außerdem nur dann, wenn nur eine gerin-
ge Geldstrafe verhängt wurde. 

Artikel 132

Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch
Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhängigen Verwal-
tungssenate kann erheben, wer im Verwaltungsverfahren als Par-
tei zur Geltendmachung der Entscheidungspflicht berechtigt
war. In Verwaltungsstrafsachen ist eine Beschwerde wegen Ver-
letzung der Entscheidungspflicht nicht zulässig; dies gilt nicht für
Privatanklage- und für Finanzstrafsachen.

Artikel 144

(1)
Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen
Bescheide der Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhän-
gigen Verwaltungssenate, soweit der Beschwerdeführer durch
den Bescheid in einem verfassungsgesetzlich gewährleisteten
Recht oder wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verord-
nung, einer gesetzwidrigen Kundmachung über die Widerver-
lautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages), eines verfassungs-
widrigen Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages in
seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. Die Beschwerde kann
erst nach Erschöpfung des Instanzenzuges erhoben werden.

(2)
Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Be-
schwerde bis zur Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn
sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder von der Ent-
scheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht
zu erwarten ist. Die Ablehnung der Behandlung ist unzulässig,
wenn es sich um einen Fall handelt, der nach Art. 133 von der
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist.

(3)
Findet der Verfassungsgerichtshof, dass durch den angefochte-
nen Bescheid der Verwaltungsbehörde ein Recht im Sinne des
Abs. 1 nicht verletzt wurde, und handelt es sich nicht um einen
Fall, der nach Art. 133 von der Zuständigkeit des Verwaltungsge-
richtshofes ausgeschlossen ist, so hat der Verfassungsgerichtshof
auf Antrag des Beschwerdeführers die Beschwerde zur Entschei-
dung darüber, ob der Beschwerdeführer durch den Bescheid in
einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem Verwaltungsge-
richtshof abzutreten. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüssen nach
Abs. 2. 

Datenschutzgesetz

§ 26 Auskunftsrecht

(1) 
Der Auftraggeber hat dem Betroffenen Auskunft über die zu sei-
ner Person verarbeiteten Daten zu geben, wenn der Betroffene
dies schriftlich verlangt und seine Identität in geeigneter Form

nachweist. Mit Zustimmung des Auftraggebers kann das Aus-
kunftsbegehren auch mündlich gestellt werden. Die Auskunft
hat die verarbeiteten Daten, die verfügbaren Informationen über
ihre Herkunft, allfällige Empfänger oder Empfängerkreise von
Übermittlungen, den Zweck der Datenverwendung sowie die
Rechtsgrundlagen hiefür in allgemein verständlicher Form anzu-
führen. Auf Verlangen des Betroffenen sind auch Namen und
Adresse von Dienstleistern bekannt zu geben, falls sie mit der
Verarbeitung seiner Daten beauftragt sind. Mit Zustimmung des
Betroffenen kann anstelle der schriftlichen Auskunft auch eine
mündliche Auskunft mit der Möglichkeit der Einsichtnahme und
der Abschrift oder Ablichtung gegeben werden. 

(2)
Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schutz des Be-
troffenen aus besonderen Gründen notwendig ist oder soweit
überwiegende berechtigte Interessen des Auftraggebers oder
eines Dritten, insbesondere auch überwiegende öffentliche
Interessen, der Auskunftserteilung entgegenstehen. Überwiegen-
de öffentliche Interessen können sich hierbei aus der Notwen-
digkeit 

1. des Schutzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Re-
publik Österreich oder 

2. der Sicherung der Einsatzbereitschaft des Bundesheeres oder 

3. der Sicherung der Interessen der umfassenden Landesverteidi-
gung oder 

4. des Schutzes wichtiger außenpolitischer, wirtschaftlicher oder
finanzieller Interessen der Republik Österreich oder der Euro-
päischen Union oder 

5. der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Strafta-
ten 

ergeben. Die Zulässigkeit der Auskunftsverweigerung aus den
Gründen der Z 1 bis 5 unterliegt der Kontrolle durch die Daten-
schutzkommission nach § 30 Abs. 3 und dem besonderen Be-
schwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission gemäß § 31
Abs. 4.

(3) 
Der Betroffene hat am Auskunftsverfahren über Befragung in
dem ihm zumutbaren Ausmaß mitzuwirken, um ungerechtfer-
tigten und unverhältnismäßigen Aufwand beim Auftraggeber zu
vermeiden. 

(4) 
Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen des Begehrens ist
die Auskunft zu erteilen oder schriftlich zu begründen, warum
sie nicht oder nicht vollständig erteilt wird. Von der Erteilung der
Auskunft kann auch deshalb abgesehen werden, weil der Betrof-
fene am Verfahren nicht gemäß Abs. 3 mitgewirkt oder weil er
den Kostenersatz nicht geleistet hat. 

(5) 
In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung
der in Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist,
soweit dies zum Schutz jener öffentlichen Interessen notwendig
ist, die eine Auskunftsverweigerung erfordert, folgendermaßen
vorzugehen: Es ist in allen Fällen, in welchen keine Auskunft er-
teilt wird – also auch weil tatsächlich keine Daten verwendet
werden –, anstelle einer inhaltlichen Begründung der Hinweis zu
geben, dass keine der Auskunftspflicht unterliegenden Daten
über den Betroffenen verwendet werden. Die Zulässigkeit dieser
Vorgangsweise unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutz-
kommission nach § 30 Abs. 3 und dem besonderen Beschwer-
deverfahren vor der Datenschutzkommission nach § 31 Abs. 4. 
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(3)
An einer pornographischen Darbietung wirkt mit, wer dabei eine
auf sich selbst reduzierte, von anderen Lebensäußerungen losge-
löste und der sexuellen Erregung eines Betrachters dienende ge-
schlechtliche Handlung an sich selbst, an einer anderen Person
oder mit einem Tier vornimmt, eine solche geschlechtliche
Handlung an sich vornehmen lässt oder auf solche Weise seine
Genitalien oder seine Schamgegend zur Schau stellt.  

§ 217 Grenzüberschreitender Prostitutionshandel

(1)
Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachge-
hen, der Prostitution in einem anderen Staat als in dem, dessen
Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie hiefür anwirbt, ist mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die Tat
jedoch gewerbsmäßig begeht, mit Freiheitsstrafe von einem bis
zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer eine Person (Abs. 1) mit dem Vorsatz, dass sie in einem an-
deren Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt
oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, der Prostitu-
tion nachgehe, durch Täuschung über dieses Vorhaben verleitet
oder mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt, sich in
einen anderen Staat zu begeben, oder sie mit Gewalt oder unter
Ausnützung ihres Irrtums über dieses Vorhaben in einen anderen
Staat befördert, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jah-
ren zu bestrafen. 

Strafprozessordnung (StPO)

§ 72 Subsidiarankläger

(1) 
Privatbeteiligte sind berechtigt, die Anklage als Subsidiarankläger
aufrecht zu erhalten, wenn die Staatsanwaltschaft von der Ankla-
ge zurücktritt. Zum Subsidiarankläger wird der Privatbeteiligte
durch die Erklärung, die Anklage aufrecht zu erhalten; das Opfer
hat zuvor überdies zu erklären, am Verfahren als Privatbeteiligter
mitzuwirken.

(2)
Tritt die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung von der An-
klage zurück, so ist eine Erklärung nach Abs. 1 sogleich abzuge-
ben. Erfolgt dies nicht, ist der Privatbeteiligte zur Hauptverhand-
lung nicht erschienen oder unterlässt er es, in der Hauptverhand-
lung zur Aufrechterhaltung der Anklage erforderliche Anträge zu
stellen, so ist der Angeklagte freizusprechen (§ 259 Z 2).

(3)
Tritt die Staatsanwaltschaft außerhalb der Hauptverhandlung
von der Anklage zurück, so hat das Gericht den Privatbeteiligten
zu verständigen, der seine Erklärung binnen 14 Tagen abgeben
kann. Sofern er dies nicht tut, wird angenommen, dass er die
Verfolgung nicht aufrecht halte. In diesem Fall ist das Verfahren
mit Beschluss einzustellen.

(4) Der Subsidiarankläger hat im Hauptverfahren die gleichen
Rechte wie der Privatankläger. Rechtsmittel gegen Urteile stehen
ihm jedoch nur soweit zu, als der Privatbeteiligte sie zu erheben
berechtigt ist. Die Staatsanwaltschaft kann sich jederzeit über
den Gang des Verfahrens informieren und die Anklage wieder an
sich ziehen; in diesem Fall stehen dem Subsidiarankläger wieder
die Rechte des Privatbeteiligten zu.

Finanzstrafgesetz

§ 25 Absehen von der Strafe; Verwarnung; mangeln-
de Strafwürdigkeit der Tat

(1)
Die Finanzstrafbehörde hat von der Einleitung oder von der wei-
teren Durchführung eines Finanzstrafverfahrens und von der Ver-
hängung einer Strafe abzusehen, wenn das Verschulden des Tä-
ters geringfügig ist und die Tat keine oder nur unbedeutende
Folgen nach sich gezogen hat. Sie hat jedoch dem Täter mit Be-
scheid eine Verwarnung zu erteilen, wenn dies geboten ist, um
ihn von weiteren Finanzvergehen abzuhalten. 

(2)
Unter den im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen können die
Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwaltung von der Er-
stattung einer Anzeige (§ 80) absehen. 

(3) 
Für Finanzvergehen, die vom Gericht zu ahnden sind, gilt § 42
StGB. 

§ 143 (Vereinfachtes Verfahren)

(1) 
Die Finanzstrafbehörde erster Instanz kann ein Strafverfahren
ohne mündliche Verhandlung und ohne Fällung eines Erkennt-
nisses durch Strafverfügung beenden, wenn der Sachverhalt
nach Ansicht der Finanzstrafbehörde durch die Angaben des Be-
schuldigten oder durch das Untersuchungsergebnis, zu dem der
Beschuldigte Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausrei-
chend geklärt ist; ist der Sachverhalt schon durch das Ermitt-
lungsergebnis des Abgabenverfahrens, zu welchem der Täter
Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausreichend geklärt, so
kann das Finanzvergehen auch ohne Durchführung eines Unter-
suchungsverfahrens durch Strafverfügung geahndet werden
(vereinfachtes Verfahren) 

Bundes-Verfassungsgesetz

Artikel 131

(1) 
Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen
Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 

1. wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein
behauptet, nach Erschöpfung des Instanzenzuges; 

2. in den Angelegenheiten der Artikel 11, 12, 14 Abs. 2 und 3
und 14a Abs. 3 und 4 sowie in jenen Angelegenheiten, in
denen dem Bescheid eines Landes- oder Bezirksschulrates ein
kollegialer Beschluss zugrunde liegt, der zuständige Bundes-
minister, 
soweit die Parteien den Bescheid im Instanzenzug nicht mehr
anfechten können. 

3. in den Angelegenheiten des Artikels 15 Absatz 5 erster Satz
die zuständige Landesregierung gegen Bescheide des zustän-
digen Bundesministers. 

(2)
Unter welchen Voraussetzungen auch in anderen als den in Abs.
(1) angeführten Fällen Beschwerden gegen Bescheide von Ver-
waltungsbehörden wegen Rechtswidrigkeit zulässig sind, wird
in den die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes-
oder Landesgesetzen bestimmt. 



(3) 
Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Be-
schwerde gegen einen Bescheid eines unabhängigen Verwal-
tungssenates ablehnen, wenn die Entscheidung nicht von der
Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeu-
tung zukommt, insbesondere weil der unabhängige Verwal-
tungssenat von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu
lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird, in Ver-
waltungsstrafsachen außerdem nur dann, wenn nur eine gerin-
ge Geldstrafe verhängt wurde. 

Artikel 132

Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch
Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhängigen Verwal-
tungssenate kann erheben, wer im Verwaltungsverfahren als Par-
tei zur Geltendmachung der Entscheidungspflicht berechtigt
war. In Verwaltungsstrafsachen ist eine Beschwerde wegen Ver-
letzung der Entscheidungspflicht nicht zulässig; dies gilt nicht für
Privatanklage- und für Finanzstrafsachen.

Artikel 144

(1)
Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen
Bescheide der Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhän-
gigen Verwaltungssenate, soweit der Beschwerdeführer durch
den Bescheid in einem verfassungsgesetzlich gewährleisteten
Recht oder wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verord-
nung, einer gesetzwidrigen Kundmachung über die Widerver-
lautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages), eines verfassungs-
widrigen Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages in
seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. Die Beschwerde kann
erst nach Erschöpfung des Instanzenzuges erhoben werden.

(2)
Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Be-
schwerde bis zur Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn
sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder von der Ent-
scheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht
zu erwarten ist. Die Ablehnung der Behandlung ist unzulässig,
wenn es sich um einen Fall handelt, der nach Art. 133 von der
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist.

(3)
Findet der Verfassungsgerichtshof, dass durch den angefochte-
nen Bescheid der Verwaltungsbehörde ein Recht im Sinne des
Abs. 1 nicht verletzt wurde, und handelt es sich nicht um einen
Fall, der nach Art. 133 von der Zuständigkeit des Verwaltungsge-
richtshofes ausgeschlossen ist, so hat der Verfassungsgerichtshof
auf Antrag des Beschwerdeführers die Beschwerde zur Entschei-
dung darüber, ob der Beschwerdeführer durch den Bescheid in
einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem Verwaltungsge-
richtshof abzutreten. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüssen nach
Abs. 2. 

Datenschutzgesetz

§ 26 Auskunftsrecht

(1) 
Der Auftraggeber hat dem Betroffenen Auskunft über die zu sei-
ner Person verarbeiteten Daten zu geben, wenn der Betroffene
dies schriftlich verlangt und seine Identität in geeigneter Form

nachweist. Mit Zustimmung des Auftraggebers kann das Aus-
kunftsbegehren auch mündlich gestellt werden. Die Auskunft
hat die verarbeiteten Daten, die verfügbaren Informationen über
ihre Herkunft, allfällige Empfänger oder Empfängerkreise von
Übermittlungen, den Zweck der Datenverwendung sowie die
Rechtsgrundlagen hiefür in allgemein verständlicher Form anzu-
führen. Auf Verlangen des Betroffenen sind auch Namen und
Adresse von Dienstleistern bekannt zu geben, falls sie mit der
Verarbeitung seiner Daten beauftragt sind. Mit Zustimmung des
Betroffenen kann anstelle der schriftlichen Auskunft auch eine
mündliche Auskunft mit der Möglichkeit der Einsichtnahme und
der Abschrift oder Ablichtung gegeben werden. 

(2)
Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schutz des Be-
troffenen aus besonderen Gründen notwendig ist oder soweit
überwiegende berechtigte Interessen des Auftraggebers oder
eines Dritten, insbesondere auch überwiegende öffentliche
Interessen, der Auskunftserteilung entgegenstehen. Überwiegen-
de öffentliche Interessen können sich hierbei aus der Notwen-
digkeit 

1. des Schutzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Re-
publik Österreich oder 

2. der Sicherung der Einsatzbereitschaft des Bundesheeres oder 

3. der Sicherung der Interessen der umfassenden Landesverteidi-
gung oder 

4. des Schutzes wichtiger außenpolitischer, wirtschaftlicher oder
finanzieller Interessen der Republik Österreich oder der Euro-
päischen Union oder 

5. der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Strafta-
ten 

ergeben. Die Zulässigkeit der Auskunftsverweigerung aus den
Gründen der Z 1 bis 5 unterliegt der Kontrolle durch die Daten-
schutzkommission nach § 30 Abs. 3 und dem besonderen Be-
schwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission gemäß § 31
Abs. 4.

(3) 
Der Betroffene hat am Auskunftsverfahren über Befragung in
dem ihm zumutbaren Ausmaß mitzuwirken, um ungerechtfer-
tigten und unverhältnismäßigen Aufwand beim Auftraggeber zu
vermeiden. 

(4) 
Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen des Begehrens ist
die Auskunft zu erteilen oder schriftlich zu begründen, warum
sie nicht oder nicht vollständig erteilt wird. Von der Erteilung der
Auskunft kann auch deshalb abgesehen werden, weil der Betrof-
fene am Verfahren nicht gemäß Abs. 3 mitgewirkt oder weil er
den Kostenersatz nicht geleistet hat. 

(5) 
In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung
der in Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist,
soweit dies zum Schutz jener öffentlichen Interessen notwendig
ist, die eine Auskunftsverweigerung erfordert, folgendermaßen
vorzugehen: Es ist in allen Fällen, in welchen keine Auskunft er-
teilt wird – also auch weil tatsächlich keine Daten verwendet
werden –, anstelle einer inhaltlichen Begründung der Hinweis zu
geben, dass keine der Auskunftspflicht unterliegenden Daten
über den Betroffenen verwendet werden. Die Zulässigkeit dieser
Vorgangsweise unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutz-
kommission nach § 30 Abs. 3 und dem besonderen Beschwer-
deverfahren vor der Datenschutzkommission nach § 31 Abs. 4. 
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(3)
An einer pornographischen Darbietung wirkt mit, wer dabei eine
auf sich selbst reduzierte, von anderen Lebensäußerungen losge-
löste und der sexuellen Erregung eines Betrachters dienende ge-
schlechtliche Handlung an sich selbst, an einer anderen Person
oder mit einem Tier vornimmt, eine solche geschlechtliche
Handlung an sich vornehmen lässt oder auf solche Weise seine
Genitalien oder seine Schamgegend zur Schau stellt.  

§ 217 Grenzüberschreitender Prostitutionshandel

(1)
Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachge-
hen, der Prostitution in einem anderen Staat als in dem, dessen
Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie hiefür anwirbt, ist mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die Tat
jedoch gewerbsmäßig begeht, mit Freiheitsstrafe von einem bis
zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer eine Person (Abs. 1) mit dem Vorsatz, dass sie in einem an-
deren Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt
oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, der Prostitu-
tion nachgehe, durch Täuschung über dieses Vorhaben verleitet
oder mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt, sich in
einen anderen Staat zu begeben, oder sie mit Gewalt oder unter
Ausnützung ihres Irrtums über dieses Vorhaben in einen anderen
Staat befördert, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jah-
ren zu bestrafen. 

Strafprozessordnung (StPO)

§ 72 Subsidiarankläger

(1) 
Privatbeteiligte sind berechtigt, die Anklage als Subsidiarankläger
aufrecht zu erhalten, wenn die Staatsanwaltschaft von der Ankla-
ge zurücktritt. Zum Subsidiarankläger wird der Privatbeteiligte
durch die Erklärung, die Anklage aufrecht zu erhalten; das Opfer
hat zuvor überdies zu erklären, am Verfahren als Privatbeteiligter
mitzuwirken.

(2)
Tritt die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung von der An-
klage zurück, so ist eine Erklärung nach Abs. 1 sogleich abzuge-
ben. Erfolgt dies nicht, ist der Privatbeteiligte zur Hauptverhand-
lung nicht erschienen oder unterlässt er es, in der Hauptverhand-
lung zur Aufrechterhaltung der Anklage erforderliche Anträge zu
stellen, so ist der Angeklagte freizusprechen (§ 259 Z 2).

(3)
Tritt die Staatsanwaltschaft außerhalb der Hauptverhandlung
von der Anklage zurück, so hat das Gericht den Privatbeteiligten
zu verständigen, der seine Erklärung binnen 14 Tagen abgeben
kann. Sofern er dies nicht tut, wird angenommen, dass er die
Verfolgung nicht aufrecht halte. In diesem Fall ist das Verfahren
mit Beschluss einzustellen.

(4) Der Subsidiarankläger hat im Hauptverfahren die gleichen
Rechte wie der Privatankläger. Rechtsmittel gegen Urteile stehen
ihm jedoch nur soweit zu, als der Privatbeteiligte sie zu erheben
berechtigt ist. Die Staatsanwaltschaft kann sich jederzeit über
den Gang des Verfahrens informieren und die Anklage wieder an
sich ziehen; in diesem Fall stehen dem Subsidiarankläger wieder
die Rechte des Privatbeteiligten zu.

Finanzstrafgesetz

§ 25 Absehen von der Strafe; Verwarnung; mangeln-
de Strafwürdigkeit der Tat

(1)
Die Finanzstrafbehörde hat von der Einleitung oder von der wei-
teren Durchführung eines Finanzstrafverfahrens und von der Ver-
hängung einer Strafe abzusehen, wenn das Verschulden des Tä-
ters geringfügig ist und die Tat keine oder nur unbedeutende
Folgen nach sich gezogen hat. Sie hat jedoch dem Täter mit Be-
scheid eine Verwarnung zu erteilen, wenn dies geboten ist, um
ihn von weiteren Finanzvergehen abzuhalten. 

(2)
Unter den im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen können die
Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwaltung von der Er-
stattung einer Anzeige (§ 80) absehen. 

(3) 
Für Finanzvergehen, die vom Gericht zu ahnden sind, gilt § 42
StGB. 

§ 143 (Vereinfachtes Verfahren)

(1) 
Die Finanzstrafbehörde erster Instanz kann ein Strafverfahren
ohne mündliche Verhandlung und ohne Fällung eines Erkennt-
nisses durch Strafverfügung beenden, wenn der Sachverhalt
nach Ansicht der Finanzstrafbehörde durch die Angaben des Be-
schuldigten oder durch das Untersuchungsergebnis, zu dem der
Beschuldigte Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausrei-
chend geklärt ist; ist der Sachverhalt schon durch das Ermitt-
lungsergebnis des Abgabenverfahrens, zu welchem der Täter
Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausreichend geklärt, so
kann das Finanzvergehen auch ohne Durchführung eines Unter-
suchungsverfahrens durch Strafverfügung geahndet werden
(vereinfachtes Verfahren) 

Bundes-Verfassungsgesetz

Artikel 131

(1) 
Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen
Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 

1. wer durch den Bescheid in seinen Rechten verletzt zu sein
behauptet, nach Erschöpfung des Instanzenzuges; 

2. in den Angelegenheiten der Artikel 11, 12, 14 Abs. 2 und 3
und 14a Abs. 3 und 4 sowie in jenen Angelegenheiten, in
denen dem Bescheid eines Landes- oder Bezirksschulrates ein
kollegialer Beschluss zugrunde liegt, der zuständige Bundes-
minister, 
soweit die Parteien den Bescheid im Instanzenzug nicht mehr
anfechten können. 

3. in den Angelegenheiten des Artikels 15 Absatz 5 erster Satz
die zuständige Landesregierung gegen Bescheide des zustän-
digen Bundesministers. 

(2)
Unter welchen Voraussetzungen auch in anderen als den in Abs.
(1) angeführten Fällen Beschwerden gegen Bescheide von Ver-
waltungsbehörden wegen Rechtswidrigkeit zulässig sind, wird
in den die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Bundes-
oder Landesgesetzen bestimmt. 
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(6) 
Die Auskunft ist unentgeltlich zu erteilen, wenn sie den aktuellen
Datenbestand einer Datenanwendung betrifft und wenn der Be-
troffene im laufenden Jahr noch kein Auskunftsersuchen an den
Auftraggeber zum selben Aufgabengebiet gestellt hat. In allen
anderen Fällen kann ein pauschalierter Kostenersatz von 18,89
Euro verlangt werden, von dem wegen tatsächlich erwachsen-
der höherer Kosten abgewichen werden darf. Ein etwa geleiste-
ter Kostenersatz ist ungeachtet allfälliger Schadenersatzansprü-
che zurückzuerstatten, wenn Daten rechtswidrig verwendet
wurden oder wenn die Auskunft sonst zu einer Richtigstellung
geführt hat. 

(7) 
Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen
darf der Auftraggeber Daten über den Betroffenen innerhalb
eines Zeitraums von vier Monaten und im Falle der Erhebung
einer Beschwerde gemäß § 31 an die Datenschutzkommission bis
zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens nicht vernichten. 

(8) 
Soweit Datenanwendungen von Gesetzes wegen öffentlich ein-
sehbar sind, hat der Betroffene ein Recht auf Auskunft in dem
Umfang, in dem ein Einsichtsrecht besteht. Für das Verfahren
der Einsichtnahme gelten die näheren Regelungen der das öf-
fentliche Buch oder Register einrichtenden Gesetze. 

(9) 
Für Auskünfte aus dem Strafregister gelten die besonderen Be-
stimmungen des Strafregistergesetzes 1968 über Strafregisterbe-
scheinigungen. 

(10) 
Im Falle der auf Grund von Rechtsvorschriften, Standesregeln
oder Verhaltensregeln gemäß § 6 Abs. 4 eigenverantwortlichen
Entscheidung über die Durchführung einer Datenanwendung
durch einen Auftragnehmer gemäß § 4 Z 4, dritter Satz, kann
der Betroffene sein Auskunftsbegehren zunächst auch an denje-
nigen richten, der die Herstellung des Werkes aufgetragen hat.
Dieser hat dem Betroffenen, soweit dies nicht ohnehin bekannt
ist, binnen zwei Wochen unentgeltlich Namen und Adresse des
eigenverantwortlichen Auftragnehmers mitzuteilen, damit der
Betroffene sein Auskunftsrecht gemäß Abs. 1 gegen diesen gel-
tend machen kann. 

§ 27 Recht auf Richtigstellung oder Löschung

(1) 
Jeder Auftraggeber hat unrichtige oder entgegen den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes verarbeitete Daten richtigzustel-
len oder zu löschen, und zwar 

1. aus eigenem, sobald ihm die Unrichtigkeit von Daten oder die
Unzulässigkeit ihrer Verarbeitung bekannt geworden ist, oder 

2. auf begründeten Antrag des Betroffenen. 
Der Pflicht zur Richtigstellung nach Z 1 unterliegen nur solche
Daten, deren Richtigkeit für den Zweck der Datenanwendung
von Bedeutung ist. Die Unvollständigkeit verwendeter Daten
bewirkt nur dann einen Berichtigungsanspruch, wenn sich aus
der Unvollständigkeit im Hinblick auf den Zweck der Datenan-
wendung die Unrichtigkeit der Gesamtinformation ergibt. So-
bald Daten für den Zweck der Datenanwendung nicht mehr
benötigt werden, gelten sie als unzulässig verarbeitete Daten
und sind zu löschen, es sei denn, dass ihre Archivierung recht-
lich zulässig ist und dass der Zugang zu diesen Daten be-
sonders geschützt ist. Die Weiterverwendung von Daten für
einen anderen Zweck ist nur zulässig, wenn eine Übermitt-

lung der Daten für diesen Zweck zulässig ist; die Zulässigkeit
der Weiterverwendung für wissenschaftliche oder statistische
Zwecke ergibt sich aus den §§ 46 und 47. 

(2) 
Der Beweis der Richtigkeit der Daten obliegt – sofern gesetzlich
nicht ausdrücklich anderes angeordnet ist – dem Auftraggeber,
soweit die Daten nicht ausschließlich auf Grund von Angaben
des Betroffenen ermittelt wurden. 

(3) 
Eine Richtigstellung oder Löschung von Daten ist ausgeschlos-
sen, soweit der Dokumentationszweck einer Datenanwendung
nachträgliche Änderungen nicht zulässt. Die erforderlichen Rich-
tigstellungen sind diesfalls durch entsprechende zusätzliche An-
merkungen zu bewirken. 

(4) 
Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen eines Antrags auf
Richtigstellung oder Löschung ist dem Antrag zu entsprechen
und dem Betroffenen davon Mitteilung zu machen oder schrift-
lich zu begründen, warum die verlangte Löschung oder Richtig-
stellung nicht vorgenommen wird. 

(5) 
In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung
der in § 26 Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind,
ist, soweit dies zum Schutz jener öffentlichen Interessen notwen-
dig ist, die eine Geheimhaltung erfordern, mit einem Richtigstel-
lungs- oder Löschungsantrag folgendermaßen zu verfahren: Die
Richtigstellung oder Löschung ist vorzunehmen, wenn das Be-
gehren des Betroffenen nach Auffassung des Auftraggebers be-
rechtigt ist. Die gemäß Abs. 4 erforderliche Mitteilung an den
Betroffenen hat in allen Fällen dahingehend zu lauten, dass die
Überprüfung der Datenbestände des Auftraggebers im Hinblick
auf das Richtigstellungs- oder Löschungsbegehren durchgeführt
wurde. Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt der Kon-
trolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 Abs. 3 und
dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutz-
kommission nach § 31 Abs. 4. 

(6) 
Wenn die Löschung oder Richtigstellung von Daten auf aus-
schließlich automationsunterstützt lesbaren Datenträgern aus
Gründen der Wirtschaftlichkeit nur zu bestimmten Zeitpunkten
vorgenommen werden kann, sind bis dahin die zu löschenden
Daten für den Zugriff zu sperren und die zu berichtigenden
Daten mit einer berichtigenden Anmerkung zu versehen. 

(7) 
Werden Daten verwendet, deren Richtigkeit der Betroffene be-
streitet, und lässt sich weder ihre Richtigkeit noch ihre Unrichtig-
keit feststellen, so ist auf Verlangen des Betroffenen ein Vermerk
über die Bestreitung beizufügen. Der Bestreitungsvermerk darf
nur mit Zustimmung des Betroffenen oder auf Grund einer Ent-
scheidung des zuständigen Gerichtes oder der Datenschutzkom-
mission gelöscht werden. 

(8) 
Wurden im Sinne des Abs. 1 richtiggestellte oder gelöschte
Daten vor der Richtigstellung oder Löschung übermittelt, so hat
der Auftraggeber die Empfänger dieser Daten hiervon in geeig-
neter Weise zu verständigen, sofern dies keinen unverhältnismä-
ßigen Aufwand, insbesondere im Hinblick auf das Vorhanden-
sein eines berechtigten Interesses an der Verständigung, bedeu-
tet und die Empfänger noch feststellbar sind.

(9) 
Die Regelungen der Abs. 1 bis 8 gelten für das gemäß Strafregis-

tergesetz 1968 geführte Strafregister sowie für öffentliche Bü-
cher und Register, die von Auftraggebern des öffentlichen Be-
reichs geführt werden, nur insoweit als für 

1. die Verpflichtung zur Richtigstellung und Löschung von Amts
wegen oder

2. das Verfahren der Durchsetzung und die Zuständigkeit zur
Entscheidung über Berichtigungs- und Löschungsanträge von
Betroffenen

durch Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. 

§ 28 Widerspruchsrecht

(1) 
Sofern die Verwendung von Daten nicht gesetzlich vorgesehen
ist, hat jeder Betroffene das Recht, gegen die Verwendung seiner
Daten wegen Verletzung überwiegender schutzwürdiger Ge-
heimhaltungsinteressen, die sich aus seiner besonderen Situation
ergeben, beim Auftraggeber der Datenanwendung Widerspruch
zu erheben. Der Auftraggeber hat bei Vorliegen dieser Vorausset-
zungen die Daten des Betroffenen binnen acht Wochen aus sei-
ner Datenanwendung zu löschen und allfällige Übermittlungen
zu unterlassen. 

(2)
Gegen eine nicht gesetzlich angeordnete Aufnahme in eine öf-
fentlich zugängliche Datei kann der Betroffene jederzeit auch
ohne Begründung seines Begehrens Widerspruch erheben.
Die Daten sind binnen acht Wochen zu löschen.

Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe
der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaft-
lich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der
Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als
die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns
bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das
Datenschutzgesetz (DSG) geregelt. Danach ist die Datenverar-
beitung und -nutzung zulässig, wenn das DSG oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewil-
ligt hat. Das DSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung
stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhält-
nisses geschieht oder soweit es zur Wahrnehmung berechtigter
Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Inte-
resse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder
Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interes-
senabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage
für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine
Einwilligungserklärung nach dem DSG aufgenommen worden.
Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hin-
aus, endet jedoch schon mit Ablehnung des Antrags oder durch
Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungser-
klärung bei Antragsstellung ganz oder teilweise gestrichen,
kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf
gemäß dem Konsumentenschutzgesetz oder ganz bzw. teilweise
gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung
und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen,
wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

(1)
Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwen-
dig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antrags-
daten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische
Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versicherungs-
summe, Versicherungsdauer, Prämie, Bankverbindung sowie
erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines
Vermittlers oder eines Sachverständigen, geführt (Vertragsda-
ten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben
zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten.

(2)
Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer
stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken
achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken
an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer
benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische An-
gaben von uns, wie Versicherungsnummer, Prämie, Art des Versi-
cherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Ri-
siko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die
dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.

Merkblatt zur Datenverarbeitung
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(6) 
Die Auskunft ist unentgeltlich zu erteilen, wenn sie den aktuellen
Datenbestand einer Datenanwendung betrifft und wenn der Be-
troffene im laufenden Jahr noch kein Auskunftsersuchen an den
Auftraggeber zum selben Aufgabengebiet gestellt hat. In allen
anderen Fällen kann ein pauschalierter Kostenersatz von 18,89
Euro verlangt werden, von dem wegen tatsächlich erwachsen-
der höherer Kosten abgewichen werden darf. Ein etwa geleiste-
ter Kostenersatz ist ungeachtet allfälliger Schadenersatzansprü-
che zurückzuerstatten, wenn Daten rechtswidrig verwendet
wurden oder wenn die Auskunft sonst zu einer Richtigstellung
geführt hat. 

(7) 
Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen
darf der Auftraggeber Daten über den Betroffenen innerhalb
eines Zeitraums von vier Monaten und im Falle der Erhebung
einer Beschwerde gemäß § 31 an die Datenschutzkommission bis
zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens nicht vernichten. 

(8) 
Soweit Datenanwendungen von Gesetzes wegen öffentlich ein-
sehbar sind, hat der Betroffene ein Recht auf Auskunft in dem
Umfang, in dem ein Einsichtsrecht besteht. Für das Verfahren
der Einsichtnahme gelten die näheren Regelungen der das öf-
fentliche Buch oder Register einrichtenden Gesetze. 

(9) 
Für Auskünfte aus dem Strafregister gelten die besonderen Be-
stimmungen des Strafregistergesetzes 1968 über Strafregisterbe-
scheinigungen. 

(10) 
Im Falle der auf Grund von Rechtsvorschriften, Standesregeln
oder Verhaltensregeln gemäß § 6 Abs. 4 eigenverantwortlichen
Entscheidung über die Durchführung einer Datenanwendung
durch einen Auftragnehmer gemäß § 4 Z 4, dritter Satz, kann
der Betroffene sein Auskunftsbegehren zunächst auch an denje-
nigen richten, der die Herstellung des Werkes aufgetragen hat.
Dieser hat dem Betroffenen, soweit dies nicht ohnehin bekannt
ist, binnen zwei Wochen unentgeltlich Namen und Adresse des
eigenverantwortlichen Auftragnehmers mitzuteilen, damit der
Betroffene sein Auskunftsrecht gemäß Abs. 1 gegen diesen gel-
tend machen kann. 

§ 27 Recht auf Richtigstellung oder Löschung

(1) 
Jeder Auftraggeber hat unrichtige oder entgegen den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes verarbeitete Daten richtigzustel-
len oder zu löschen, und zwar 

1. aus eigenem, sobald ihm die Unrichtigkeit von Daten oder die
Unzulässigkeit ihrer Verarbeitung bekannt geworden ist, oder 

2. auf begründeten Antrag des Betroffenen. 
Der Pflicht zur Richtigstellung nach Z 1 unterliegen nur solche
Daten, deren Richtigkeit für den Zweck der Datenanwendung
von Bedeutung ist. Die Unvollständigkeit verwendeter Daten
bewirkt nur dann einen Berichtigungsanspruch, wenn sich aus
der Unvollständigkeit im Hinblick auf den Zweck der Datenan-
wendung die Unrichtigkeit der Gesamtinformation ergibt. So-
bald Daten für den Zweck der Datenanwendung nicht mehr
benötigt werden, gelten sie als unzulässig verarbeitete Daten
und sind zu löschen, es sei denn, dass ihre Archivierung recht-
lich zulässig ist und dass der Zugang zu diesen Daten be-
sonders geschützt ist. Die Weiterverwendung von Daten für
einen anderen Zweck ist nur zulässig, wenn eine Übermitt-

lung der Daten für diesen Zweck zulässig ist; die Zulässigkeit
der Weiterverwendung für wissenschaftliche oder statistische
Zwecke ergibt sich aus den §§ 46 und 47. 

(2) 
Der Beweis der Richtigkeit der Daten obliegt – sofern gesetzlich
nicht ausdrücklich anderes angeordnet ist – dem Auftraggeber,
soweit die Daten nicht ausschließlich auf Grund von Angaben
des Betroffenen ermittelt wurden. 

(3) 
Eine Richtigstellung oder Löschung von Daten ist ausgeschlos-
sen, soweit der Dokumentationszweck einer Datenanwendung
nachträgliche Änderungen nicht zulässt. Die erforderlichen Rich-
tigstellungen sind diesfalls durch entsprechende zusätzliche An-
merkungen zu bewirken. 

(4) 
Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen eines Antrags auf
Richtigstellung oder Löschung ist dem Antrag zu entsprechen
und dem Betroffenen davon Mitteilung zu machen oder schrift-
lich zu begründen, warum die verlangte Löschung oder Richtig-
stellung nicht vorgenommen wird. 

(5) 
In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung
der in § 26 Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind,
ist, soweit dies zum Schutz jener öffentlichen Interessen notwen-
dig ist, die eine Geheimhaltung erfordern, mit einem Richtigstel-
lungs- oder Löschungsantrag folgendermaßen zu verfahren: Die
Richtigstellung oder Löschung ist vorzunehmen, wenn das Be-
gehren des Betroffenen nach Auffassung des Auftraggebers be-
rechtigt ist. Die gemäß Abs. 4 erforderliche Mitteilung an den
Betroffenen hat in allen Fällen dahingehend zu lauten, dass die
Überprüfung der Datenbestände des Auftraggebers im Hinblick
auf das Richtigstellungs- oder Löschungsbegehren durchgeführt
wurde. Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt der Kon-
trolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 Abs. 3 und
dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutz-
kommission nach § 31 Abs. 4. 

(6) 
Wenn die Löschung oder Richtigstellung von Daten auf aus-
schließlich automationsunterstützt lesbaren Datenträgern aus
Gründen der Wirtschaftlichkeit nur zu bestimmten Zeitpunkten
vorgenommen werden kann, sind bis dahin die zu löschenden
Daten für den Zugriff zu sperren und die zu berichtigenden
Daten mit einer berichtigenden Anmerkung zu versehen. 

(7) 
Werden Daten verwendet, deren Richtigkeit der Betroffene be-
streitet, und lässt sich weder ihre Richtigkeit noch ihre Unrichtig-
keit feststellen, so ist auf Verlangen des Betroffenen ein Vermerk
über die Bestreitung beizufügen. Der Bestreitungsvermerk darf
nur mit Zustimmung des Betroffenen oder auf Grund einer Ent-
scheidung des zuständigen Gerichtes oder der Datenschutzkom-
mission gelöscht werden. 

(8) 
Wurden im Sinne des Abs. 1 richtiggestellte oder gelöschte
Daten vor der Richtigstellung oder Löschung übermittelt, so hat
der Auftraggeber die Empfänger dieser Daten hiervon in geeig-
neter Weise zu verständigen, sofern dies keinen unverhältnismä-
ßigen Aufwand, insbesondere im Hinblick auf das Vorhanden-
sein eines berechtigten Interesses an der Verständigung, bedeu-
tet und die Empfänger noch feststellbar sind.

(9) 
Die Regelungen der Abs. 1 bis 8 gelten für das gemäß Strafregis-

tergesetz 1968 geführte Strafregister sowie für öffentliche Bü-
cher und Register, die von Auftraggebern des öffentlichen Be-
reichs geführt werden, nur insoweit als für 

1. die Verpflichtung zur Richtigstellung und Löschung von Amts
wegen oder

2. das Verfahren der Durchsetzung und die Zuständigkeit zur
Entscheidung über Berichtigungs- und Löschungsanträge von
Betroffenen

durch Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. 

§ 28 Widerspruchsrecht

(1) 
Sofern die Verwendung von Daten nicht gesetzlich vorgesehen
ist, hat jeder Betroffene das Recht, gegen die Verwendung seiner
Daten wegen Verletzung überwiegender schutzwürdiger Ge-
heimhaltungsinteressen, die sich aus seiner besonderen Situation
ergeben, beim Auftraggeber der Datenanwendung Widerspruch
zu erheben. Der Auftraggeber hat bei Vorliegen dieser Vorausset-
zungen die Daten des Betroffenen binnen acht Wochen aus sei-
ner Datenanwendung zu löschen und allfällige Übermittlungen
zu unterlassen. 

(2)
Gegen eine nicht gesetzlich angeordnete Aufnahme in eine öf-
fentlich zugängliche Datei kann der Betroffene jederzeit auch
ohne Begründung seines Begehrens Widerspruch erheben.
Die Daten sind binnen acht Wochen zu löschen.

Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe
der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaft-
lich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der
Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als
die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns
bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das
Datenschutzgesetz (DSG) geregelt. Danach ist die Datenverar-
beitung und -nutzung zulässig, wenn das DSG oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewil-
ligt hat. Das DSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung
stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhält-
nisses geschieht oder soweit es zur Wahrnehmung berechtigter
Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Inte-
resse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder
Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interes-
senabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage
für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine
Einwilligungserklärung nach dem DSG aufgenommen worden.
Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hin-
aus, endet jedoch schon mit Ablehnung des Antrags oder durch
Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungser-
klärung bei Antragsstellung ganz oder teilweise gestrichen,
kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf
gemäß dem Konsumentenschutzgesetz oder ganz bzw. teilweise
gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung
und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen,
wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

(1)
Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwen-
dig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antrags-
daten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische
Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versicherungs-
summe, Versicherungsdauer, Prämie, Bankverbindung sowie
erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines
Vermittlers oder eines Sachverständigen, geführt (Vertragsda-
ten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben
zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten.

(2)
Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer
stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken
achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken
an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer
benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische An-
gaben von uns, wie Versicherungsnummer, Prämie, Art des Versi-
cherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Ri-
siko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die
dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.
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In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer
Rückversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten über-
geben.

(3)
Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragsstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall
dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und 
die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hier-
zu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle 
oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen
(beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um
Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider-
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Aus-
kunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu
erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherun-
gen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungs-
abkommen) eines Austausches von personenbezogenen Daten
unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen
weitergegeben, z. B. Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art
des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum
Schaden wie Schadenhöhe und Schadentag. 

(4)
Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Datenschutzgesetz neben
dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft
sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berich-
tigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespei-
cherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wen-
den Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen
auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der
beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Ver-
sicherer.

Was tun im Schadenfall?

Was Sie im Schadenfall beachten müssen:

Schadenanzeige

Senden Sie bitte Ihre Schadenanzeige direkt nach Eintritt des
Versicherungsfalles an

ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich
Mariannengasse 14
A-1090 Wien
roland.info@roland-rechtsschutz.at
Telefon +43 1 718 77 33-0
Telefax +43 1 718 77 33-30

Geben Sie eine detaillierte Sachverhaltsschilderung. Nach
Eingang der Schadenmeldung werden wir uns unverzüglich
melden.

Rechtsanwaltsbeauftragung

Ihre Interessen werden durch einen Rechtsanwalt wahrgenom-
men. Es besteht freie Anwaltswahl.

Näheres zur örtlichen Begrenzung des Wahlrechtes ergibt sich
aus Art. 10 Pkt. 3 ARB.

Der Rechtsanwalt wird von uns in Ihrem Namen beauftragt.
Wenn Sie sich im Rahmen Ihres Wahlrechtes nach einem Ver-
sicherungsfall sofort unmittelbar mit einem Rechtsanwalt in Ver-
bindung setzen wollen, sind wir damit einverstanden. Voraus-
setzung ist jedoch, dass Sie oder Ihr Rechtsanwalt uns hierüber
anschließend unverzüglich benachrichtigen. Wollen Sie sicher
gehen, ob in Ihrem Fall Versicherungsschutz besteht, empfeh-
len wir, sich vor der Beauftragung des Rechtsanwaltes mit uns
abzustimmen.

Kostenrechnungen

Schicken Sie uns Rechnungen von Rechtsanwälten, Gerichten
und Verwaltungsbehörden sowie Exekutionstitel, die Ihnen
zugehen, unverzüglich zu. Die Rechtsanwaltskosten werden 
von uns direkt an den Anwalt überwiesen. Wenn kurze Fristen
einzuhalten sind, möchten wir Sie bitten, evtl. sofort fällige
Gerichts- und Rechtsanwaltskosten vorzustrecken. Den auf uns
entfallenden Betrag werden wir umgehend erstatten.

Haftpflichtansprüche

Wenn bei einem Kraftfahrzeugunfall der Gegner Schadenersatz-
ansprüche gegen Sie geltend macht, teilen Sie dies bitte unver-
züglich Ihrer eigenen Fahrzeug-Haftpflicht-Versicherung mit. 
Für die Abwehr unbegründeter Ansprüche ist nicht der Rechts-
schutz-Versicherer, sondern der Fahrzeug-Haftpflicht-Versiche-
rer zuständig. Dies gilt auch dann, wenn der Gegner in einem
von Ihnen angestrengten Schadenersatz-Prozess wegen seiner
angeblichen Ersatzansprüche Kompensandoeinwendungen
erhebt.
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In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer
Rückversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten über-
geben.

(3)
Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragsstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall
dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und 
die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hier-
zu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle 
oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen
(beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um
Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider-
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Aus-
kunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu
erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherun-
gen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungs-
abkommen) eines Austausches von personenbezogenen Daten
unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen
weitergegeben, z. B. Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art
des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum
Schaden wie Schadenhöhe und Schadentag.

(4)
Datenverarbeitung innerhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen werden durch rechtlich selbst-
ständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen um-
fassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten 
die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentrali-
siert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B.
Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge
mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen; und
auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr
Geburtsdatum, Ihre Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre
allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, werden in
einer zentralen Datensammlung geführt.

Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kunden/
Partnernummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Ver-
träge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese
Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei
telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt
werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne
Rückfragen korrekt verbucht werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten sind dagegen nur von den Versicherungsunternehmen
der Gruppe abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des
jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwen-
det werden, spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermitt-
lung“, bei der die Vorschriften des Datenschutzgesetzes zu be-
achten sind. Branchenspezifische Daten bleiben dagegen unter
ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unternehmen.

Unserer Unternehmensgruppe gehören zzt. folgende Unterneh-
men an:

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Köln

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG, Köln

ROLAND Assistance GmbH, Köln

ROLAND ProzessFinanz AG

ROLAND Jurpartner Rechtsschutz-Versicherung AG

ROLAND Jurpartner Services Gesellschaft für Rechtsschutz-
Schadenregulierung mbH

(5)
Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Datenschutzgesetz neben
dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft
sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berich-
tigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespei-
cherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wen-
den Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen
auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der
beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Ver-
sicherer.

Was tun im Schadenfall?

Was Sie im Schadenfall beachten müssen:

Schadenanzeige

Senden Sie bitte Ihre Schadenanzeige direkt nach Eintritt des
Versicherungsfalles an

ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich
Mariannengasse 14
A-1090 Wien
roland.info@roland-rechtsschutz.at
Telefon +43 1 718 77 33-0
Telefax +43 1 718 77 33-30

Geben Sie eine detaillierte Sachverhaltsschilderung. Nach
Eingang der Schadenmeldung werden wir uns unverzüglich
melden.

Rechtsanwaltsbeauftragung

Ihre Interessen werden durch einen Rechtsanwalt wahrgenom-
men. Es besteht freie Anwaltswahl.

Näheres zur örtlichen Begrenzung des Wahlrechtes ergibt sich
aus Art. 10 Pkt. 3 ARB.

Der Rechtsanwalt wird von uns in Ihrem Namen beauftragt.
Wenn Sie sich im Rahmen Ihres Wahlrechtes nach einem Ver-
sicherungsfall sofort unmittelbar mit einem Rechtsanwalt in Ver-
bindung setzen wollen, sind wir damit einverstanden. Voraus-
setzung ist jedoch, dass Sie oder Ihr Rechtsanwalt uns hierüber
anschließend unverzüglich benachrichtigen. Wollen Sie sicher
gehen, ob in Ihrem Fall Versicherungsschutz besteht, empfeh-
len wir, sich vor der Beauftragung des Rechtsanwaltes mit uns
abzustimmen.

Kostenrechnungen

Schicken Sie uns Rechnungen von Rechtsanwälten, Gerichten
und Verwaltungsbehörden sowie Exekutionstitel, die Ihnen
zugehen, unverzüglich zu. Die Rechtsanwaltskosten werden 
von uns direkt an den Anwalt überwiesen. Wenn kurze Fristen
einzuhalten sind, möchten wir Sie bitten, evtl. sofort fällige
Gerichts- und Rechtsanwaltskosten vorzustrecken. Den auf uns
entfallenden Betrag werden wir umgehend erstatten.

Haftpflichtansprüche

Wenn bei einem Kraftfahrzeugunfall der Gegner Schadenersatz-
ansprüche gegen Sie geltend macht, teilen Sie dies bitte unver-
züglich Ihrer eigenen Fahrzeug-Haftpflicht-Versicherung mit. 
Für die Abwehr unbegründeter Ansprüche ist nicht der Rechts-
schutz-Versicherer, sondern der Fahrzeug-Haftpflicht-Versiche-
rer zuständig. Dies gilt auch dann, wenn der Gegner in einem
von Ihnen angestrengten Schadenersatz-Prozess wegen seiner
angeblichen Ersatzansprüche Kompensandoeinwendungen
erhebt.
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Deutz-Kalker Straße 46
D-50679 Köln

W
 2

27
  1

1.
07

  K
W




